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JEDEN MONAT NEU! 


Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 


bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 


ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 


»Der namenlose Krieg«. 
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lage des vereinten 

Teil-Deutschlands 

nach dem 3. Okto- 
ber 1990 


Die Schulden- 
Künstler von Bonn 
Daß die Bonner Regierun- 
gen in den letzten Zwei 
Jahrzehnten nicht mehr 
haushälterisch mit dem 
Geld des Steuerzahlers 
umgegangen sind, sondern 
mit enormer Neuverschul- 
dung freigebig und verant- 
wortungslos über ihre Ver- 
hältnisse lebten, wird er- 
schreckend deutlich, wenn 
man nüchtern einige Zah- 
len sprechen läßt. 


Bundeskanzler Helmut Kohl hat 


die Gesamtverschuldung der öf- 


fentlichen Haushalte auf 1338 


Milliarden DM hochgetrieben. 
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gen hatten den 
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Nur wenige Licht- 
blicke in Mittel- 
deutschland 
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Schulden 


Neue Aufgaben für 
die Treuhand 


Finanzen 

24 Privatisierung in 
Osteuropa im 
Schneckentempo 


Hongkong vor der 
Haustür 


Die Treffen der in- 
ternationalistischen 
Absprachegremien 
Die beiden Hauptveran- 
staltungen der Schatten- 
Weltregierung fanden im 
März in Washington statt 
und werden in diesen Ta- 
gen irgendwo in Europa 
fortgesetzt, um die globale 
Strategie für das kom- 
mende Jahr zu entwickeln. 


David Rockefeller, Initiator der 


Trilateralen Kommission und 
der Bilderberg-Treffen, hat in 


diesem Jahr wichtige Punkte auf 
der Tagesordnung seiner Abspra- 


chegremien. 
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und Strafrechts- 
revision zur Rassen- 
diskriminierung 

in der Schweiz 


Treffen ehemaliger 
CIA- und KGB- 
Beamter in Moskau 


Der Bomben- 
anschlag auf das 
World Trade Center 


»Slick Willies« 
reisende Medizin- 
Schau 


Themen die 
US-Präsident Bill 
Clinton ignoriert 
US-Präsident Bill Clintons 
Rede zur Lage der Nation 
ist das Thema eines Inter- 
views mit L. Fletcher 
Prouty, ehemaliger Verbin- 
dungsoffizier des US-Ver- 
teidiungsministeriums 
zum CIA. 


L. Fletcher Prouty analysiert die 
erste Rede zur Lage der Nation 
des US-Präsidenten Clinton und 
stellt fest, daß er kein Wort über 
die amerikanische Außenpolitik 
verliert. 
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Überfüllter 
Knast 


Das Gesetz ist in Deutschland 
oftmals nicht einmal das Papier 
wert, auf dem es geschrieben ist. 
So haben Straffällige mit »leich- 
teren« Vergehen und Asylbetrü- 
ger derzeit sehr gute Chancen, ei- 
ner Gefängnisstrafe zu entgehen. 
Grund hierfür ist die bis zu 30pro- 
zentige Überfüllung der deut- 
schen Haftanstalten. Deswegen 
können Anstaltsleiter seit An- 
fang März die Aufnahme von Ab- 
schiebegefangenen verweigern. 


Im vergangenen Jahr wurden ins- 
gesamt 20000 Asylbetrüger abge- 
schoben, was angesichts des ekla- 
tanten Asylmißbrauchs noch im- 
mer wie ein Hohn wirkt. Man 
darf nicht vergessen: Von den 
rund 500000 Asylanten sind 
mehr als 450000 Personen 
Scheinasylanten, die mehrheit- 
lich ausgewiesen werden müß- 
ten. Für dieses Jahr wird ange- 
sichts der wenigstens etwas 
schneller vorangehenden Bear- 
beitung der Asylanträge mit etwa 
40000 Abschiebungsverfügungen 
gerechnet. Wieviel von diesen 
Kriminellen dann aber wirklich 
abgeschoben werden, steht ange- 
sichts des oben geschilderten in 
den Sternen. Do 


Gerüchte um 
(Teil-) Wieder- 
vereinigung 


Heiße Gerüchte machen derzeit 
um den Ablauf der deutsch-deut- 
schen (Teil-)Wiedervereinigung 
die Runde. Danach soll diese 
weitgehend von zionistischen 
Kreisen mit vorbereitet und 
durchgeführt worden sein, wie 
zwei ausländische Geheimdien- 
ste übereinstimmend feststellten. 


Hintergrund dieses überraschen- 
den Vorgehens soll das Gutach- 
ten des amerikanischen Inge- 
nieurs und Gaskammerexperten 
Fred A. Leuchter sein. Leuchter 
will bei mehreren Analysen in 
den Konzentrationslagern Au- 
schwitz und Majdanek herausge- 
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funden haben, daß es dort angeb- 
lich keine Gaskammern gegeben 
hat. So jedenfalls lautet das Fazit 
seines bei der etablierten Ge- 
schichtsschreibung höchst um- 
strittenen Gutachtens. 


Dennoch soll der sogenannte 
Leuchter-Report in weiten Krei- 
sen für große Aufregung gesorgt 
haben. Grund sei die Befürch- 
tung, daß sich zumindest doch 
Teile des Gutachtens als richtig 
erweisen könnten, was zu kaum 
vorstellbaren Folgen hätte füh- 
ren können. Denn die Empörung 
in weiten Teilen der Welt wäre in 
einem derartigen Fall gewiß. 


Deswegen hätten die an einer 
derartigen Bestätigung - falls es 
diese je gegeben hätte - nicht in- 
teressierten Kreisen beschlossen, 
das ganze am besten totzuschwei- 
gen. Eine Gefahrenquelle hier- 
für seiaber die DDR gewesen, da 
das von den Kommunisten be- 
setzte Mitteldeutschland stets auf 
eine recht große Distanz zu Israel 
ging und die dortige Presse allein 
unter kommunistischer Regie 
stand. 


Aus diesem Grunde hätten sich 
dann vertrauenswürdige Perso- 
nen zu einer mehr oder weniger 
straff organisierten Gruppe zu- 
sammengetan, ihren auf Geld 
und Macht beruhenden Einfluß 
geltend und sich die kommunisti- 
schen Führer gefügig gemacht - 
man darf nicht vergessen, daß zu 
diesem Zeitpunkt die damalige 
DDR-Führung schon alles an- 
dere als stark war und große Ver- 
schleißerscheinungen sich in der 
DDR-Bevölkerung gegenüber 
der Obrigkeit bemerkbar mach- 
ten -, um eine derartige Veröf- 
fentlichung auf jeden Fall zu ver- 
hindern. 


Einer der Hauptpunkte bei die- 
sem Vorgehen war es dann, wie 
die Informationen weiter besa- 
gen, daß Ungarn zum Abbau der 
Grenzzäune animiert wurde. Es 
wird darauf verwiesen, daß trotz 
der recht großen Selbständigkeit 
der Magiaren ein derartiger 
Schritt zumindst ohne einflußrei- 
che Rückendeckung nicht mög- 
lich gewesen wäre. Auch sei ver- 
wunderlich, daß die damalige 
DDR-Regierung hiergegen nicht 
konsequenter vorgegangen sei. 
Zwar habe bereits damals die Ge- 
fahr eines Volksaufstands in Mit- 
teldeutschland bestanden, den- 
noch hätte man zumindest an- 
satzweise versuchen können, die 


Fluchtwelle über Ungarn zu stop- 
pen, da diese unweigerlich zum 
Fall der Mauer führen mußte. 


Vergessen werden darf auch 
nicht, daß der einflußreiche Zio- 
nist Edgar Bronfman im Oktober 
1988 die DDR besuchte. Offiziell 
ging es zwar um Wiedergutma- 
chung seitens der DDR am jüdi- 
schen Volk - nur würde die ge- 
ringe Summe von 100 Millionen 
Mark, die von der DDR-Führung 
letztlich bezahlt wurde, dem 
Hohn sprechen. 


Ein weiteres Problem waren die 
westlichen »Siegermächte«, die 
einer Wiedervereinigung West- 
und Mitteldeutschlands nie und 
nimmer zugestimmt hätten, wä- 
ren diese frühzeitig darauf auf- 
merksam geworden. Man erin- 
nere sich nur an die Bestrebun- 
gen des französischen Staatsprä- 
sidenten Frangois Mitterrand nur 
kurz nach dem Fall der Mauer, 
die (Teil-)Wiedervereinigung ko- 
ste es, was es wolle, zu verhin- 
dern. Selbst israelische Spitzen- 
politiker und einflußreiche Juden 
auf der ganzen Welt, wie etwa 
Elie Wiesel, wetterten öffentlich 
gegen die »Wiedervereinigung 
Deutschlands«. 


Auch die Sowjetunion habe dem 
nur mit großem Groll zuge- 
stimmt, wollen die Informatio- 
nen weiter wissen. Zwar habe 
man ihrerseits auch auf eine Wie- 
dervereinigung hingearbeitet; 
nur sollte diese mit großen Vortei- 
len für die UdSSR, so zum Bei- 
spiel mit massiven Finanzhilfen, 
verbunden sein. Als »Warnung 
an die Hintermänner« sei dann 
die Veröffentlichung der Toten- 
bücher von Auschwitz erfolgt, 
aus denen hervorgeht, daß dort 
offiziell »nur« 74000 Menschen 
ums Leben gekommen sind. 


Die Proteste seien dann immer 
leiser geworden und am Schluß 
fast gänzlich verstummt, als dann 
Henry Kissinger, das Sprachrohr 
der Internationalisten dieser 
Welt, sich öffentlich für diese 
(Teil-) Wiedervereinigung aus- 
sprach, selbst wenn ihm diese 
noch zu früh komme (Origi- 
nalton Kissinger). Damit sei si- 
gnalisiert worden, daß die Eine- 
Weltler dem zustimmen und da- 
mit quasi absegnen. 


Um den wenigen Personen und 
Historikern, die sich noch öffent- 
lich zu Leuchter bekannten und 
sich zumindest für eine objektive 


Auseinandersetzung der etablier- 
ten Geschichtsschreibung mit 
dem, was er angeblich herausge- 
funden hat, aussprachen, einen 
Maulkorb umzuhängen, seien 
diese dann von Gerichten über- 
hart bestraft worden und sei dem 
Briten David Irving, der unbe- 
stritten zu den größten lebenden 
Historikern gehört, die Einreise 
nach Deutschland verboten wor- 
den. Anderen ausländischen Hi- 
storikern ging es nicht wesentlich 
anders. 


Letzter Akt sei dann die Zufüh- 
rung der bislang keinen Konzer- 
nen zugehörigen mitteldeutschen 
Presse an zuverlässige Pressehäu- 
ser, wie etwa Springer, Burda und 
Maxwell, gewesen. 


CODE gibt diese Informationen 
so weiter, wie sie uns aus Geheim- 
dienstkreisen zugetragen wur- 
den. Vieles scheint derzeit zwar 
recht unglaublich, anderes ergibt 
aber plötzlich wieder Sinn. Ange- 
sichts der vielen Seltsamkeiten in 
der Weltpolitik, die oftmals erst 
Jahre oder gar Jahrzehnte später 
bekannt wurden und dann für 
großes Aufsehen in der Weltöf- 
fentlichkeit sorgten, können aber 
auch diese oben aufgeführten 
Aussagen nicht von vornherein 
als unglaubwürdig abgetan wer- 
den. 


Rufe nach 
Genscher 
werden lauter 


Wie von CODE bereits vor mehr 
als einem Jahr vorhergesagt, wer- 
den die Rufe in der deutschen Of- 
fentlichkeit immer lauter, die 
Hans-Dietrich Genscher als 
Nachfolger für den 1995 ausschei- 
denden Bundespräsidenten Ri- 
chard von Weizsäcker haben wol- 
len. Genscher weigert sich der- 
zeit zwar noch recht vehement 
gegen diese Berufung - nicht zu- 
letzt auch wegen seiner Herzbe- 
schwerden -, inoffiziell soll er 
sich aber hierzu bereit erklärt ha- 
ben, sofern seine Gesundheit 
dies zulasse. Aber schließlich 
seien Herzbeschwerden nun so 
selten nicht und stellen bei ent- 
sprechender Behandlung auch 
kein besonders hohes Risiko dar. 


Genscher wird von den Interna- 
tionalisten als der Mann angese- 
hen, der die Rolle Richard von 
Weizsäckers, der weniger die In- 


teressen Deutschlands als viel- 
mehr die des Internationalismus 
im Auge hatte, am besten weiter- 
spielen könnte. Schließlich sei 
Genscher schon seit Jahrzehnten 
der Wegbereiter des Internatio- 
nalismus — unter dem Hütchen 
des Liberalismus getarnt - in der 
Bundesrepublik gewesen. 


Um der Gefahr einer kurzfristi- 
gen Absage Genschers zu entge- 
hen - sollten sich seine Herzbe- 
schwerden doch als gefährlicher 
als bislang angenommen heraus- 
stellen - mehren sich aber auch 
die Stimmen, die eine Grundge- 
setzänderung mit dem Ziel ver- 
langen, Richard von Weizsäcker 
eine dritte Amtsperiode zu er- 
möglichen. Zu groß seien seine 
Verdienste um Deutschland in 
den vergangenen Jahren gewe- 
sen, auch sei es wesentlich ihm zu 
verdanken, daß das Ausland die 
deutsche (Teil-)Wiedervereini- 
gung nicht fürchtete. 

Die Wirklichkeit sieht natürlich 
so aus, daß von Weizsäcker neben 
Genscher einer der vehemente- 
sten Kämpfer für den Internatio- 
nalismus in Deutschland war und 
ist. Außer Genscher und von 
Weizsäcker gebe es aber derzeit 
keine Persönlichkeit, die reelle 
Chancen hat, zum Bundespräsi- 
denten gewählt zu werden, die 
den Internationalisten so nahe- 
steht, daß diese ihm blind ver- 
trauen. Angesichts der Schlüssel- 
rolle, die Deutschland nach wie 
vor aufgrund seines Frontstaaten- 
status zwischen Ost und West 
spielt, könne man sich aber einen 
von den Internationalisten unab- 
hängigen Bundespräsidenten 
nicht erlauben, wolle man nicht 
Gefahr laufen, Einfluß zu verlie- 
ren. 

Nun weht dem noch amtierenden 


Bundespräsidenten aber der 
Wind aus einer unerwarteten 
Ecke ins Gesicht. Ehemalige 


DDR-Oppositionelle und auch 
heute noch aktive Bürgerrechtler 
haben in einem Brief von Weiz- 
säcker angemahnt, mehr Wahr- 
haftigkeit zur DDR-Geschichte 
zu zeigen. Diese Aufforderung 
folgte nach Weizsäckers Partei- 
nahme für dem vom Staatssicher- 
heitsdienst der DDR als infor- 
mellen Mitarbeiter »Sekretär« 
geführten heutigen brandenbur- 
gischen SPD-Ministerpräsiden- 
ten und früheren Sekretär des 
DDR-Kirchenbundes Manfred 
Stolpe. 


Diese Bürgerrechtler werfen von 
Weizsäcker vor, mit seinem bishe- 


rigen Verhalten »eine wahrhaf- 
tige öffentliche Diskussion über 
die Rolle Manfred Stolpes ver- 
hindert« zu haben. Der Bundes- 
präsident trage mit dazu bei, die 
»damaligen Spielregeln« einer 
Zusammenarbeit mit dem SED- 
Regime »zu vertuschen«. 


Die Bürgerrechtler kritisierten 
des weiteren, die selben Politi- 
ker, die im Einigungsvertrag fest- 
gelegt hätten, daß chemalige 
Stasi-Mitarbeiter sogar als Stra- 
Benbahnfahrer entlassen wür- 
den, wollten heute »unbedingt ei- 
nen ehemaligen Stasi-Komplizen 
als Ministerpräsidenten halten«, 
um ihr eigenes Versagen gegen- 
über dem DDR-Regime zu ka- 
schieren. »Indem sie Manfred 
Stolpe verteidigen«, rechtferti- 
gen sie das »beflissene, ja ange- 
strengte Schweigen bundesdeut- 
scher Politiker über ihre Bezie- 
hungen zu den Verantwortlichen 
in der DDR«. 


Gemeinsames Ziel der Verant- 
wortlichen in Ost und West sei es 
gewesen, »die Verhältnisse zu sta- 
bilisieren, solange man die Pro- 
bleme unter dem Teppich halten 
konnte«. Die Bürgerrechtler for- 
derten den Bundespräsidenten 
auf, sich öffentlich »für Redlich- 
keit und gegen neues Recht ein- 
zusetzen«. Der Anspruch auf 
»Wahrhaftigkeit« dürfe nicht we- 
gen eines »Ministerpräsidenten« 
aufgegeben werden. 


Das Verhalten von Weizsäckers 
kann aber nicht verwundern, 
wenn man bedenkt, was für ein 
inniges Verhältnis der amtie- 
rende Bundespräsident zu den 
DDR-Oberen hatte. Man erin- 
nere sich nur an den Rechtsan- 
walt Vogel zugetragenen Wunsch, 
daß seine Tochter für ihr Studium 
gerne Einsicht in in der DDR lie- 
gende Akten hätte. Diesem 
Wunsch wurde dann sogar von 
Erich Honecker stattgegeben, 
und Richard von Weizsäckers 
Tochter erhielt die Erlaubnis, 
Einsicht in Akten zu bekommen, 
die vor ihr niemand zu Gesicht 
bekommen hatte. Ist da die of- 
fensichtliche Sympathie von 
Weizsäckers gegenüber DDR- 
Getreuen verwunderlich? 


Das einzig Verwunderliche ist es, 
wie Richard von Weizsäcker es 
immer wieder schafft, trotz der 
größten Skandalflut, die ein deut- 
scher Präsident je hatte, noch im- 
mer im Amt zu sein und nicht 
schon lange aus diesem mit 


Schimpf und Schande m 
worden zu sein! 


Kommt 1994 
das Mehrheits- 
wahlrecht? 


Nachdem die hessischen Kom- 
munalwahlen gezeigt haben, daß 
dem rechten Lager trotz massiv- 
ster Anti- und Lügenpropaganda 
nicht beizukommen ist - die Re- 
publikaner erreichten praktisch 
aus dem Stand landesweit acht 
Prozent der abgegebenen Stim- 
men -, sollen heißen Informatio- 
nen zufolge in Bonn Gespräche 
zwischen führenden Vertretern 
der etablierten Parteien, zu de- 
nen mittlerweile auch die Grü- 
nen gezählt werden, stattgefun- 
den haben, mit dem Ziel, wie 
man es ermöglichen könne, zu 
verhindern, daß die Rechten 
1994 in den Bundestag einziehen. 
Einfachstes Mittel hierfür wäre 
natürlich das Mehrheitswahl- 
recht. Dieses hätte nur den fata- 
len Nachteil, daß damit automa- 
tisch auch die FDP und eben 
auch die Grünen aus dem Bun- 
destag fliegen würden. Gerade 
bei der Unterstützung der Inter- 
nationalisten für die FDP ist es 
nicht verwunderlich, daß hierge- 
gen heftige Proteste laut wurden. 


Wie verlautet, soll man sich in 
diesen Gesprächen auf so eine 
Art Huckepack-System geeinigt 
haben. Dabei sollen Parteien, die 
mindestens fünf Wahlkreise di- 
rekt gewonnen haben, mit ihrem 
Anteil an Zweitstimmen in den 
Bundestag einziehen können. 
CDU, CSU und SPD sollen sich 
bereit erklärt haben, jeweils etwa 
zehn sichere Wahlkreise - lieber 
ein paar mehr, als daß es schließ- 
lich an zwei Stimmen scheitert - 
an die FDP beziehungsweise die 
Grünen abzugeben. 


Da man davon ausgeht, daß die 
Rechten keine Wahlkreise direkt 
gewinnen würden, wäre dann ge- 
währleistet, daß nur »wahrhaft 
demokratische Parteien« in den 
neuen Bundestag einziehen wür- 
den. 


Angesichts der heftigen »rechts- 
radikalen« Krawalle im Sommer 
und Herbst des vergangenen Jah- 
res soll den Bundesbürgern die- 
ser »einschneidende, nichtsde- 
stotrotz aber notwendige Schritt« 
nahegebracht werden. 


Dabei ist dann nicht auszuschlie- 
Ben, daß besonders in den näch- 
sten Monaten vor dem Hinter- 
grund immer weiter steigender 
Asylantenzahlen - so wurde im 
März mit rund 50000 Asylanten, 
davon mindestens 45000 Schei- 
nasylanten ein neuer »Rekord« 
aufgestellt - mit neuen, von den 
entsprechenden Hintermännern 
inszenierten »rechten Gewaltta- 
ten« gerechnet werden müsse. 
Damit soll dann der letzte even- 
tuelle Widerstand auch gemäßig- 
ter Kreise gegen eine Wahlrechts- 
änderung gebrochen werden. 


Hierauf ist natürlich auch das so- 
genannte rechte Lager aufmerk- 
sam geworden. So sollen dann 
auch zwischen den Republika- 
nern und der DVU - die das 
»Bündnis« mit der NPD schmäh- 
lich still und heimlich aufgekün- 
digt hat - Gespräche stattgefun- 
den haben. Ziel sei es, eine Basis 
für eine gemeinsame Zusammen- 
arbeit zu finden, auch vor dem 
Hintergrund, daß hierfür sicher- 
lich ein gewisser Erklärungsnot- 
stand gegenüber den eigenen 
Mitgliedern gegeben ist. 


Erste Anzeichen für eine Annä- 
herung der Republikaner und 
der DVU sind auch die Zeitun- 
gen Gerhard Freys. Wurden die 
Republikaner früher selbst bei 
gravierendsten Rechtsverstößen 
gegen sie totgeschwiegen, ist der 
Tonfall in den vergangenen Wo- 
chen spürbar moderater gewor- 
den. Jetzt wird darüber berich- 
tet, welches Unrecht sich die Re- 
publikaner gefallen lassen muß- 
ten, und auch Frey selber äußert 
sich viel freundlicher über Schön- 
huber als dies in den vergange- 
nen Jahren und Monaten der Fall 
gewesen ist. Ergebnis könnte ein 
Wahlbündnis beider Gruppierun- 
gen bei der Bundestagswahl 1994 
sein. Oo 
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Bonn 


Wie gerecht ist 
der soziale 


Rechtsstaat? 


Hans Clausert 


Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland heißt es: »Die 
Bundesrepublik ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat« 
(20/1), dessen Ordnung den »Grundsätzen des ... sozialen Rechts- 
staates im Sinne des Grundgesetzes entsprechen muß« (28/1). 


Lernen wir in einem Vergleich 
die Praxis der sozialen Ordnung 
unseres Rechtsstaates schätzen. 


Fallbeispiel I: 
Libanesische 
Asylbewerberfamilie 


In der Kleinstadt Bad Lauterberg 
(Niedersachsen) lebt eine Asyl- 
bewerberfamilie mit vier Kin- 
dern. 


Nach dem Stand vom November 
1992 erhält die Familie nach dem 
geltenden Regelsatz der Sozial- 
hilfe folgende monatlichen Un- 


terhaltszahlungen: 

1. Haushaltsgeld für 

-den Haushaltsvorstand = 509 DM 
-die Ehefrau = 407 DM 
-die Tochter (7 Jahre) =255 DM 
-die Tocher (12 Jahre) = 331 DM 
- die Tochter (14 Jahre) = 331 DM 
-den Sohn (18 Jahre) = 458 DM 
Haushaltsgeld (netto) = 2291 DM 


Nach den Vorschriften sind 52 
Prozent dieser Unterhaltsleistun- 
gen für Nahrungsmittel und 48 
Prozent für die sonstigen Lebens- 
bedürfnisse vorgesehen. 


2. Bekleidungszuschuß 


Für jedes Halbjahr wird für Er- 
wachsene ein Bekleidungszu- 
schuß von 250 DM und für Kin- 
der 150 DM gezahlt. 


Das sind in unserem Fall 2200 
DM je Jahr oder 183,33 DM mo- 
natlich. 
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3. Mietkosten 


Die Mietkosten trägt die Ge- 
meinde, einschließlich der umla- 
gefähigen Nebenkosten. Woh- 
nungen für sechsköpfige Fami- 
lien kosten in unserer Kleinstadt 
etwa 800 DM, Nebenkosten 373 
DM. 


Unsere Asylbewerberfamilie er- 
hält also jeden Monat einen Be- 
trag von 2474,33 DM netto plus 
Miete, also insgesamt 3647,33 
DM. 


Weil wir in einem sozialen 
Rechtsstaat leben, übernimmt 
das Sozialamt dazu noch andere 
Kosten für Dinge, die für ein 
menschenwürdiges Leben not- 
wendig sind, zum Beispiel für 
den Kauf von Fahrrädern, Kin- 
derwagen und eines Staubsau- 
gers, wenn nachgewiesen wird, 


»Du siehst doch, ich habe nichts mehr übrig!« 


daß der Asylbewerber einen Tep- 
pich besitzt. 


Als Erstausstattung besorgt das 
Sozialamt alles, vom Eßbesteck 
bis zur Waschmaschine, Elektro- 
herd (neu) und Fernsehapparat. 
Die schulpflichtigen Kinder wer- 
den selbstverständlich auch mit 
allen notwendigen Schulranzen 
etc. ausgerüstet. 


Daß es der Menschenwürde ent- 
spricht, die ärztliche Betreuung 
der Familie vom Sozialamt zu 
übernehmen, versteht sich von 
selbst, einschließlich aller Medi- 
kamente, Krankenhaus- und 
Operationskosten, Geburtshilfe 
und selbstverständlich Zahnarzt- 
behandlung einschließlich Zahn- 
ersatz. 


Diese und andere Kosten wie für 
zusätzliche Lehrer, städtische 
Ausländerbetreuer und vieles an- 
dere mehr können kaum berech- 
net werden. 


Fallbeispiel II: Deutsche 
Facharbeiterfamilie 


Zwei Straßen weiter wohnt in 
unserer Kleinstadt ein deutscher 
Facharbeiter, 43 Jahre alt, mit sei- 
ner gleichgroßen Familie. 


Sein monatlicher Nettolohn, 
nach Abzug von Steuern und ge- 
setzlichen Abgaben, beträgt 2600 
DM. Dazu kommen 4 x 150 DM 
Kindergeld. 


Nettoeinkommen also = 3200 DM 


- abzüglich Miete = 80 DM 


- abzüglich Nebenkosten, die er 


selber tragen muß =373DM 
-abzüglich Versicherungen, 

weil im Ernstfall für ihn 

kein Sozialamt bezahlt, 

und Eigenanteil gem. Ge- 

sundheitsreform plus 

»Zwangsbeiträge« 

DGB =2W0DM. 
Dem deutschen Facharbeiter und 
seiner Familie verbleiben 1827 
DM. Sämtliche Anschaffungen 
für ein menschenwürdiges Leben 
muß er selbstverständlich selbst 
bezahlen. Darüber hinaus wird 
er über erhöhte Sozialabgaben 
und Steuererhöhungen gezwun- 
gen, die 35 Milliarden DM aufzu- 
bringen, die der soziale Rechts- 
staat jährlich für die Asylbewer- 
ber ausgibt, denn im Grundge- 
setz unseres sozialen Rechtsstaa- 
tes heißt es im Artikel 14/2: 
»Eigentum verpflichtet. Sein Ge- 
brauch soll zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit dienen.« 


Die Gegenüberstellung 
der beiden Fälle 


Die Familie Asylbewerber erhält 
(ohne Arbeit) einschließlich 
freier Wohnung = 3647,33 DM. 


Zur freien Verfügung = 2474,33DM. 


Der Familie des deutschen 
Facharbeiters verbleibt nach 
Mietzahlung (solange ihm 

nicht wegen Rationalisie- 

rung, Stillegung oder 

»Abwicklung« gekündigt 

wird) = 1827,0 DM. 


Mehrbetrag in der Haushaltkasse 
der Asylbewerber-Familie 647,33 
DM pro Monat. el 


Wiedervereinigung 


Deutschlands 


Osten — 


Polens 


Westen? 


Emil Schlee 


Man sieht es auf den ersten Blick: ein ganz heißes Thema! Allein 
schon deswegen, weil einerseits geglaubt wird, daß das keine Frage 
mehr und vertraglich »unumkehrbar« gemacht worden ist, anderer- 
seits weil gewußt wird, daß das Beständigste in Geschichte und Poli- 
tik der Wandel ist, es - zumal bei der Fragwürdigkeit der Rechts- 
grundlagen jener hastig geschlossenen Verträge - also schlecht » Un- 


umkehrbares« geben kann. 


Daß die Frage, ob Deutschlands 
Osten »unumkehrbar« Polens 
Westen geworden ist, eine Frage 
geblieben ist, ergibt sich aus den 
europa- und weltweiten Erschüt- 
terungen, die durch den Zusam- 
menbruch des kommunistischen 
Systems mit seinen noch unab- 
sehbaren Folgen in Erscheinung 
getreten sind. Die Vereinigung 
West- und Mitteldeutschlands ist 
so eine von den meisten nicht 
mehr erwartete »Folge« dieser 
politischen Erdbeben mit seinen 
zahlreichen Zusammenbrüchen. 


Deutschlands Mittellage 
als Schicksalslage 


Im Osten Europas ereignet sich 
eine Tragödie, deren Tiefgang 
und weitere Akte noch gar nicht 
abzusehen sind. Die Völker zwi- 
schen Deutschland und Rußland 
sehen ihrerseits eine seit Jahr- 
hunderten erhoffte Freiheits- 
chance. 


Wir müssen erkennen, daß Nie- 
dergang und Ende des kommuni- 
stischen Sowjetreiches alle politi- 
schen und sonstigen Kräfte Euro- 
pas, der arabischen Welt und 
Asiens unaufhaltbar in Bewe- 
gung setzt, daß sogar die Position 
der USA gegenüber Europa und 
den sowjetischen Nachfolgestaa- 
ten einem tiefgehenden Wandel 
unterliegt. Selbst die atlantischen 
Strukturen befinden sich in weit- 
gehender Veränderung. 


Deutschlands Mittellage als 
Schicksalslage inmitten Europas 


birgt große Chancen und Risiken 
zugleich. Umbrandet von Wan- 
del, Veränderungen und Zerfall 


in seinem geopolitischen Um- 
feld, ist für Deutschland trotz- 
dem erkennbar, daß sich seine 
»Lage« grundsätzlich verändern 
wird. Nach 1945 lag es ohnmäch- 
tig aufgeteilt in West und Ost. Mit 
dem Zusammenbruch des So- 
wjetsystems kommt es langsam 
wieder zwischen West und Ost ge- 
legen. 


Politik über die 
Köpfe der Betroffenen 


Die alte Rolle als Mitte, Mittler 
und Brücke baut sich wieder auf. 
Die alte Frage, ob Deutschland 
Objekt oder Subjekt in der Poli- 
tik sein wird, stellt sich neu. Die 
Erwartungshaltung aller ostmit- 
tel- und osteuropäischen Völker 
und Staaten gegenüber Deutsch- 
land ist so groß, daß Deutschland 
sie unmöglich erfüllen und stillen 
kann. Und wir wollen dabei nicht 
übersehen, welche Rolle 
Deutschland als »Zahlmeister 
und Scheinwerfer« zugleich in 


Über die deutsche Einheit und Wiedervereinigung auch mit 


den ostdeutschen Gebieten gab es bei der SPD zu Beginn 
des Bonner Staates nationale Vorstellungen. 


der westlichen Welt und sonstwo 
spielt und zu spielen hat. 


Erst auf diesem politszenari- 
schen Hintergrund wird man- 
chem politischen Michel däm- 
mern, zumal die Völker sich re- 
gen und nicht mehr bevormun- 
den lassen, daß mit geheimer Ka- 
binettspolitik, mit Politik über 
die Köpfe der betroffenen Men- 
schen und Völker hinweg, mit po- 
litischer Arroganz und willkürli- 
chen Terminsetzungen mit kur- 
zen Fristen, um die Bürger vor 
vollendete Tatsachen stellen zu 
können, daß mit einer solchen 
Politik auch in Deutschland 
nichts mehr zu machen sein wird. 
In einer solchen Zeit des unauf- 
haltsamen Umbruchs den Osten 
Deutschlands »unumkehrbar« 
zum Westen Polens machen zu 
wollen, ist ein fragwürdiges Un- 
terfangen aufschwankendem Bo- 
den. 


Chauvinistische Politik 
auf schwankender Bühne 


Ich gehe als Politiker davon aus, 
daß die undemokratisch, staats- 
und völkerrechtswidrig sowie 
nicht vertragsrechtkonform zu- 
standegekommene Ver-Schen- 
kung Östdeutschlands wohl nicht 
Bestand haben wird. Der polni- 
sche Staatspräsident Walesa hat 
mit seiner »Ausradier-Drohung« 
in den Niederlanden gegenüber 
Deutschland seinem Volk und 
Land den denkbar schlechtesten 
Dienst erwiesen. Das polnische 
und das russische Volk, denen 
noch große Not bevorsteht und 
die von uns Deutschen die größte 
Hilfe erwarten, erhoffen und 
wohl auch erbitten, werden die 
chauvinistische Politik einiger ih- 
rer gegenwärtigen Akteure auf 
der schwankenden Bühne der 
Europa- und Weltpolitik in ver- 
nünftigere und nachbarschaft- 
lichere Lösungen zu verändern 
und zu lenken wissen. Wer wollte 
daran zweifeln? 


Ben Gurion, der frühere israeli- 
sche Ministerpräsident, formu- 
lierte einmal den weisen Satz: 
»Wer nicht an Wunder glaubt, ist 
kein Realist!« Wir haben allen 
Grund, diese Erkenntnis ernstzu- 
nehmen, und allen Anlaß, hier- 
für auch weiterhin zu arbeiten. U 


Professor Emil Schlee ist Abge- 
ordneter des Europäischen Parla- 
ments. 
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Schleswig-Holstein 


Der Barschel- 
Skandal in 
Wirklichkeit 
eine SPD- 


Affäre? 


Alfred König 


CODE war die einzige deutsche Zeitschrift, die seinerzeit im August 
1988 neue, auch von der CDU-Führung geheimgehaltene Informa- 
tionen über die Hintergründe des sogenannten Barschel-Skandals 
an die Öffentlichkeit brachte. Heute, viereinhalb Jahre später, bestä- 
tigen sich immer mehr der damals veröffentlichten Dinge. 


Wörtlich hatte es damals unter 
Berufung auf Bonner Insider- 
kreise geheißen: »Folgendes soll 
sich abgespielt haben: In Abstim- 
mung mit zumindest einigen füh- 
renden Leuten der SPD sollen 
Pläne ausgeheckt worden sein, 
wie man im Falle eines bevorste- 
henden Wahlsieg Barschels doch 
noch eine SPD-Regierung im 
nördlichsten Bundesland der Re- 
publik installieren und über 
Schleswig-Holstein und den 
Skandal dann sogar die derzei- 
tige Bundesregierung in Be- 
drängnis bringen könnte. So 
habe man sich dann über einige 
für Engholm insgesamt harm- 
lose, bei bekanntwerden jedoch 
einen Proteststurm der Bevölke- 
rung auslösende »Attacken« ent- 
schieden; ob Engholm von An- 
fang an eingeweiht gewesen sei 
oder nicht, sei - noch - unklar, 
könne jedoch nicht ausgeschlos- 
sen werden. Einig sei man sich 
darüber gewesen, daß dieses 
‚letzte Mittel« jedoch erst dann 
bekanntgemacht werden sollte, 
wenn die allerletzten Umfragen 
einen Barschel-Sieg_ signalisier- 
ten — und auch dann nur schritt- 
weise, alles andere wäre zu auf- 
fällig gewesen. Und die »Spie- 
gel«-Veröffentlichung sei dann 
auch erst kurz vor der Wahl er- 
folgt. 

Dabei habe man, so die Informa- 
tionen weiter, auf den »Filbin- 
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ger«- und »Waldheim«-Effekt ge- 
setzt, daß nämlich die Angegrif- 
fenen aus Angst, daß man ihnen 
nicht glaubt, wenn sie einige 
Punkte der Geschichte bestäti- 
gen, anfangen, ein Lügenge- 
spinst um sich aufzubauen, das ir- 
gendwann einmal auseinander- 
fällt und der betreffenden Person 
dann in der letzten Konsequenz 
mehr Schaden zufügt, als eigent- 
lich an der ganzen Sache »dran« 
ist. Und Barschel sei dann auch 
tollpatschig in die Falle getappt. 


Die Angst vor 
der Öffentlichkeit 


Der wahre Kern habe daraus be- 
standen, daß Barschel sowohl 
von der anonymen Steueranzeige 
gegen Engholm als auch von der 
Bespitzelung des SPD-Spitzen- 
kandidaten und der bei ihm (Bar- 
schel) stattfindenden Sicherheits- 
überprüfung frühzeitig gewußt 
habe, nichts jedoch über den Hin- 
tergrund. 


Nachdem Pfeiffer im »Spiegel« 
mit seinen »Enthüllungen« her- 
ausgekommen sei, sei Barschelin 
Panik geraten, da er davon ausge- 
gangen sei, daß, sollte er zuge- 
ben, daß er die obigen drei Dinge 
gewußt habe, ihm niemand mehr 
glauben würde, daß er an Pfeif- 
fers Machenschaften nicht betei- 


ligt gewesen sei, beziehungs- 
weise niemals Pfeiffer mit derar- 
tigen Dingen beauftragt habe. 


Aus dieser Angst heraus habe er 
dann Ahrendsen, seine Sekretä- 
rin und seinen Fahrer veranlaßt, 
falsche Eidesstattliche Erklärun- 
gen zu unterschreiben und habe 
auch ein »falsches< Ehrenwort ab- 
gegeben (das so falsch dann gar 
nicht mehr sei, denn beteiligt sei 
er wirklich nicht gewesen). Bar- 
schel habe gehofft, Pfeiffers Lü- 
gen schnell entlarven zu können, 
und sei wirklich auf einer »heißen 
Spur< gewesen. 


Bei genauer Betrachtung stellt 
man fest, daß der gesamte »Bar- 
schel-Skandal< nur auf den Aus- 
führungen Pfeiffers und seiner 
Sekretärin und Geliebten Schrö- 
der beruht. Kein anderer in Bar- 
schels Umgebung habe Anwei- 
sungen zu irgendwelchen illega- 
len Vorgehen gegen Engholm er- 
halten - nur Pfeiffer. Und selbst 
wenn sich jetzt herausgestellt 
habe, daß Barschel vom Autote- 
lefon mit Pfeiffer telefoniert 
habe - was Barschel zuerst abge- 
stritten hat —, so besage dies doch 
noch immer nichts über den In- 
halt. 


Eigentlich ist es 
ein Pfeiffer-Skandal 


Und ein frühzeitiges Wissen über 
die anonyme Strafanzeige gegen 
Engholm sowie von der bevorste- 
henden Sicherheitsüberprüfung 
seines Büros könne doch nicht als 
Beweis gegen Barschel gewertet 
werden. Barschel habe aber - 
ganz richtig - geglaubt, wenn er 
dies alles zugebe, dann werde 
ihm die Öffentlichkeit, geschickt 
gesteuert durch bestimmte Me- 
dien, nicht abnehmen, nicht per- 
sönlich in die Affäre verstrickt ge- 
wesen zu sein. 


Man dürfe aber nicht vergessen, 
daß es kein schriftliches Indiz ge- 
gen Barschel gebe und auch 
keine mündliche Anweisung an 
andere. Pfeiffer und Schröder 
seien die einzigen Kronzeugen 
der Anklage. Und Pfeiffer habe 
bereits in den Jahren zuvor mehr- 
mals Gesetze gebrochen, so daß 
er alles andere als ein integrer 
Mensch erscheine. Und bekannt 
sei auch, daß Pfeiffer ein ge- 
schickter Stimmenimitator sei, so 
daß auch nicht ausgeschlossen 
werden könne, daß bestimmte 
angebliche Telefonate Barschels 


in Wirklichkeit von Pfeiffer ge- 
führt worden seien. 


Auch seien die Machenschaften 
gegen Engholm immer so abge- 
faßt worden, daß ein ernstzuneh- 
mender Schaden für den SPD- 
Politiker, sofern er nicht von 
vornherein oder zumindest vor- 
zeitig informiert gewesen sei, zu 
jedem Zeitpunkt gänzlich ausge- 
schlossen gewesen sei. 


Die SPD war kein 
passiver Beobachter 


Ganz im Gegenteil, die Ergeb- 
nisse der diversen »Überprüfun- 
gen« hätten ihn sogar als äußerst 
ehrlichen und anständigen »Men- 
schen wie du und ich« erscheinen 
lassen. Und gerade dies sei auch 
das Ziel dieser von Pfeiffer 
durchgeführten Aktionen gewe- 
sen.« 


Soweit das, was CODE bereits 
im August 1988 geschrieben hat. 
Heute scheinen sich diese Aussa- 
gen in nahezu beängstigender 
Weise zu bestätigen. Denn nicht 
nur, daß immer auffälliger wird, 
wie sich Pfeiffer in vielen seiner 
diversen Aussagen selber wider- 
spricht, dringt jetzt auch immer 
mehr das dubiose Doppelspiel 
der SPD ans Licht der Offentlich- 
keit. 


Bei der Aufdeckung des »Bar- 
schel-Skandals« zeigte sich die 
SPD noch tiefempört hierüber, 
man habe zu keinem Zeitpunkt 
etwas gewußt, man habe außer- 
halb der offziellen Treffen oder 
Telefonate nie mit Pfeiffer etwas 
zu tun gehabt. 


Die Wirklichkeit sieht - natürlich 
- ganz anders aus. Nach dem der- 
zeitigen Erkenntnisstand hat die 
SPD nicht nur frühzeitig über die 
»Barschel-Affäre« Bescheid ge- 
wußt, sondern drängt sich immer 
mehr die Ansicht auf, daß die So- 
zialdemorkaten mehr als nur pas- 
sive Beobachter in dem ganzen 
miesen Spiel waren. Eine du- 
biose Rolle spielt dabei der da- 
malige Pressesprecher der schles- 
wig-holsteinischen SPD, Klaus 
Nilius. 


Die Glaubwürdigkeit 
des Zeugen Pfeiffer 


Wie angebracht die Zweifel an 
Pfeiffer sind, zeigt sich an seinem 
Auftreten vor der Siebten Gro- 


ßen Strafkammer des Kieler 
Landgerichts bei seinen Aussa- 
gen gegen den ehemaligen Bar- 
schel-Vertrauten Herwig Ahrend- 
sen. 


So antwortete Pfeiffer etwa vor 
dem Untersuchungsausschuß im 
Oktober 1987 auf die Frage, ob 
Ahrendsen von der Beschattung 
des damaligen Oppositionsfüh- 
rers Engholm durch Privatdetek- 
tive wußte, nur Barschel, er 
selbst und seine Sekretärin 
Schröder hätten Bescheid ge- 
wußt. Im April 1989 sagte der- 
selbe Pfeiffer dann auf einmal, 
Ahrendsen sei eingeweiht gewe- 
sen. Im vergangenen Jahr sagte 
Pfeiffer dann wörtlich: »Ich 
glaube nicht, daß Herr Ahrend- 
sen etwas von der Observation 
wußte.« Laut Pfeiffers Aussage 
jetzt vor dem Kieler Landgericht 
war Ahrendsen auf einmal wie- 
der Mitwisser! 


Kein Wunder, daß die Staatsan- 
waltschaft dann bei der Einstel- 
lung des Ermittlungsverfahrens 
gegen den Barschel-Freund Karl 
Josef Ballhaus in der Begrün- 
dung festhielten: »Die glaubwür- 
digkeit des Zeugen Pfeiffer unter- 
liegt erheblichen Einschränkun- 
gen, seine Darstellungen erge- 
ben kein einheitliches Bild, sie 
sind teilweise unstimmig, in sich 
widersprüchlich und zum Teil 
auch mit objektiven Umständen 
nicht in Einklang zu bringen.« 


Allerdings gab Pfeiffer vor dem 
Gericht jetzt erstmals darüber 
Auskunft, daß Nilius »zu einem 
mir nicht mehr genau erinnerli- 
chen Zeitpunkt im Sommer 
1987« Informationen über die 
»Barschel-Affäre« erhielt. Das 
ist derselbe Nilius, der Pfeiffer im 
Herbst 1988 und 1989 jeweils 
25000 Mark Schweigegeld über- 
reichte. Nilius habe ihm dann bei 
einem konspirativen Treffen im 
Wahlkampf 1987 - »eine Art Er- 
fahrungsaustausch« - gesagt, 
Pfeiffers Informationen seien 
»an der richtigen Stelle angekom- 
men« und »auch recherchiert« 
worden. Inzwischen gab Nilius 
dann auch zu, frühzeitig von der 
ganzen »Affäre« informiert ge- 
wesen zu sein. Allerdings gab Ni- 
lius dies erst nach langem Zögern 
und vieler Ausflüchte zu, so daß 
es als sicher gelten kann, daß er 
sein ganzes Wissen noch nicht 
mitgeteilt hat. 


So ließ er in seiner sechsseitigen 
»Erklärung« zum Hintergrund 


der Geldübergabe geschickt of- 
fen, ob Engholm und der dama- 
lige SPD-Parteivorsitzende 
Schleswig-Holsteins, Günther 
Jansen, etwas von den Dokumen- 
ten wußten, die er von Pfeiffer er- 
halten hat. Wie gerissen Nilius 
vorging, kann man auch daraus 
erkennen, daß er die von ihm aus- 
gearbeitete »Spiegel«-Enthül- 
lung, die eine Woche vor der 
Landtagswahl in Schleswig-Hol- 
stein erfolgte, in dem sehr weitge- 
faßten Begriff »aktive Pressear- 
beit« versteckte. 


Ein weiteres Indiz für das Mitwis- 
sen und Mitwirken der SPD ist 
auch Schröders Ex-Freundin und 
Ex-Sekretärin Jutta Schröder. 


doch 


Alfred König 


einem »Fall Pfeiffer«. 


Ist Barschel 


ermordet 
worden? 


Neue heiße Gerüchte über den Tod Uwe Barschels machen derzeit in 
Bonn die Runde. Danach scheint es gar nicht mehr so unmöglich, 
daß der frühere schleswig-holsteinische Ministerpräsident doch nicht 
Selbstmord begangen hat, sondern ermordet wurde. Neben Waffen- 
händlerkreisen wird dabei auch zunehmend der Osten als an Bar- 
schels Tod Interessierter genannt. Die CODE zugetragenen Infor- 
mationen werden dabei ohne Kommentierung weitergegeben. Der 
Leser soll sich selber ein Bild machen. Sollten die neuen Erkennt- 
nisse jedoch zutreffen, dann wird der »Fall Barschel« wieder zu 


Folgendes soll sich abgespielt 
haben: In Abstimmung mit zu- 
mindest einigen führenden Leu- 
ten der SPD sollen Pläne ausge- 
heckt worden sein, wie man im 


Sehr seltsam ist auch, daß die bei- 
den Namen Nilius und Sadek auf 
einem Notizzettel standen, der 
bei der Durchsuchung der Detek- 
tei Piel gefunden wurde, die von 
Pfeiffer schon im Januar 1987 mit 
der Engholm-Bespitzelung be- 
traut worden war. 


Als das Fernsehmagazin »Pano- 
rama« im Oktober 1988 über 
einen anklagenden Brief Bar- 
schels an den damaligen schles- 
wig-holsteinischen CDU-Vorsit- 
zenden Gerhard Stoltenberg be- 
richtete, der sich später als Fäl- 
schung erwies, »erinnerte« sich 
Pfeiffer auf einmal an ein angebli- 
ches Telefonat zwischen Barschel 
und Stoltenberg, in dem dieser 


Dabei habe man, so die Infor- 
mationen weiter, auf den »Fil- 
binger«- und »Waldheim«-Ef- 
fekt gesetzt, daß nämlich die 
Angegriffenen aus Angst, daß 


Im August 1988 berichtete CODE über die Barschel-Affäre und 
sprach bereits von einem »Fall Pfeiffer«. 


Nachdem Pfeiffer 1988 mit dem 
neuen Chef der Staatskanzlei, 
Stefan Pelny, telefoniert hatte, 
wurde die entlassene Mitarbeite- 
rin wieder eingstellt, obwohl sie 
nachweislich gelogen hatte. Der 
»Stern« kommentierte dies wie 
folgt: »Schröder hatte übrigens 
ganz in der Nähe eine gute alte 
Bekannte - die Nilius-Sekretärin 
Renate Sadek»! 


sich voll hinter das Vorgehen ge- 
gen Engholm gestellt habe. Daß 
auch diese »Erinnerungen« eine 
Lüge waren, davon kann ausge- 
gangen werden. 


Nur wenige Tage, nachdem Pfeif- 
fer diese Vorwürfe auch bei der 
Staatsanwaltschaft wiederholt 
hatte, zahlte er 23000 Mark auf 
das Konto Schröders ein — Rest 


der ersten Rate der von Nilius ge- 
zahlten und von Jansen aufge- 
brachten 25000 Mark. Zufall? 
Man mag nicht so recht daran 
glauben. 


So viel Barmherzigkeit 
bei einem Politiker? 


Ebensowenig mag man daran 
glauben, daß Engholm wirklich 
nichts von diesen ganzen Aktio- 
nen gewußt haben will. Es waren 
einfach zu viele Leute aus seiner 
engsten Umgebung in die Ange- 
legenheit verstrickt, um derar- 
tige Aussagen glaubhaft erschei- 
nen zu lassen. Selbst wenn Eng- 
holm von den Medien unterstützt 
wird, man sehe ihm den 
»Schmerz« über die ganzen Vor- 
fälle in Interviews förmlich an. 
Genauso muß angezweifelt wer- 
den, daß Jansen wirklich die 
50000 Mark - zuerst war nur von 
40000 Mark die Rede - alleine 
aufgebracht hatte. Kann man 
wirklich an so viel Barmherzig- 
keit glauben, daß jemand aus sei- 
nem Privatvermögen 50000 
Mark an Pfeiffer zahlt, bloß weil 
dieser nach seinen »Enthüllun- 
gen« keine neue Arbeit mehr ge- 
funden hatte? 


Der Glaube an diese »Barmher- 
zigkeit« fällt umso schwerer, 
wenn man bedenkt, daß Jansen 
alles andere als wohlhabend ist 
und Pfeiffer schließlich praktisch 
von Anfang an - geht man einmal 
fälschlicherweise von der Rich- 
tigkeit der gegen Barschel erho- 
benen Vorwürfe aus — mit der 
SPD zusammenarbeitete. Außer- 
dem: Wie will man diesen Betrag 
in Fünf-Mark-Scheinen und an- 
derem Kleingeld in einer Schreib- 
tisch-Schublade sammeln? 
Betrachtet man alles zusammen, 
kann man nur zu dem Schluß 
kommen, daß die SPD viel tiefer 
als bislang angenommen und bis- 
lang bekannt geworden in den 
»Barschel-Skandal« verstrickt 
ist. Ja, es mehren sich sogar die 
Indizien, daß der »Barschel- 
Skandal« in Wirklichkeit ein 
»SPD-Skandalk« ist. 


Denn wer will wirklich daran 
glauben, daß Barschel, wie Pfeif- 
fer vorgab, etwa ein Kind in ei- 
nen Kanal werfen lassen und es 
dann retten wollte? Oder daß 
Barschel selber eine Entführung 
vortäuschen und sich dann gefes- 
selt in einem nahen Waldstück 
seines Hauses finden lassen 
wollte? DO 
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Hans Werner Bracht 


Ohne eine der Bedeutung entsprechenden öffentlichen Beachtung 
wurde am 21. Dezember 1991 das Gesetz über die Abtretung Ost- 
deutschlands an Polen im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und da- 
mit verkündet. Mit großer Mehrheit hatte der Deutsche Bundestag 
zuvor am 17. Oktober 1991 den Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen vom 14. November 1990 über 
die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenzen gebilligt. 
Professor Dr. jur. Hans Werner Bracht untersucht die Völkerrechts- 
lage des vereinten Teil-Deutschlands nach dem Abschluß dieses Ver- 
trages. Vor allem beschäftigt ihn die Frage, ob ein solcher Vertrag 
überhaupt einem dauerhaften Frieden dienen kann, der damit ange- 
strebt werden soll. gehört zu existieren. 
Der Einigungsvertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR vom 6. September 
1990 hat in Art. 4 Ziff. 2 den Art. 
23 des Grundgesetzes aufgeho- 
ben. Daher gilt nach gegenwärti- 
gem allgemeinem deutschem Ver- 
fassungsrecht nicht mehr der bis- 
herige Grundsatz: »Das Grund- 
gesetz ist nach dem Beitritt ande- 
rer Teile Deutschlands in diesen 
Teilen in Kraft zu setzen.« 


Völkerrechtlich und 
staatsrechtlich irrelevant 


Von der Bundesregierung ist da- 
für als Begründung angegeben 
worden, daß die Wiedervereini- 
gung mit dem Beitritt der DDR 
zum Grundgesetz vollzogen sei 
und daher kein weiteres Gebiet 
in Europa mehr der Bundesrepu- 
blik Deutschland beitreten 
könne. Damit hat die Bundesre- 
gierung indirekt auf die Oder- 
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Rund 70000 Leipziger kamen am 9. Oktober 1989 zur Montags- 
kundgebung. 


Rund 9000 DDR-Bürger nutzen das »Europa-Treffen« an der unga- 
rischen Grenze am 19. August 1989 zur Flucht nach Österreich. 


Eine kleine Veränderung mit großer Wirkung. Die DDR hatte auf- 


Neiße-Gebiete verzichtet, ob- 
wohl zu diesem Zeitpunkt noch 
keine gesamtdeutsche Regierung 
und auch kein gesamtdeutscher 
Gesetzgeber bestanden und da- 
her eine solche Abtretung völker- 
rechtlich und staatenrechtlich ir- 
relevant ist. 


Noch deutlicher als im Einigungs- 
vertrag kommt diese gewollte 
Abtretung im »Vertrag über die 
abschließende Regelung in Be- 
zug auf Deutschland« (sog. 
»Zwei-plus-Vier-Vertrag«) zum 
Ausdruck, der am 12. September 
1990 von der Bundesrepublik 
Deutschland, der DDR und den 
vier Hauptsiegermächten von 
1945 in Moskau abgeschlossen 
wurde. In Art. 1 dieses Vertrages 
werden die Oder-Neiße-Gebiete 
nicht mehr als deutsches Staats- 
gebiet geführt, und zudem wird 
dort auf jeden künftigen Gebiets- 
anspruch Deutschlands anderen 
Mächten gegenüber verzichtet. 


Berlin, 3. Oktober 1990, ein 
Jahr nach Öffnung des Bran- 
denburger Tors. 


Trotz dieser anscheinend eindeu- 
tigen Völkerrechtslage muß die 
Bundesrepublik Deutschland 
aber in jedem Fall nach Art. 20 
Abs. 3 des Grundgesetzes Gesetz 
und Recht achten, und dazu ge- 
hört nach Art. 25 des Grundge- 
setzes auch das Völkerrecht, das 
nach dieser Bestimmung sogar 
noch dem Bundesrecht im Rang 
vorgeht. Nach diesem allgemei- 
nen Völkerrecht ergibt sich aber 
eine ganz andere allgemeine 
Rechtslage Gesamtdeutsch- 
lands. Sie gestaltet sich wie folgt: 


Die Ostgebiete des Deutschen 
Reiches jenseits von Oder und 
Neiße sind zum größten Teil von 
Polen, zu einem kleinen Teil in 
Nordostpreußen von der Sowjet- 
union 1945 annektiert worden. 


Die Annexion, die in ihrem We- 
sen immer eine Aggression ist, 
wird jedoch spätestens seit der 
Stimson-Doktrin von 1932 als 
völkerrechtlich unzulässig ange- 
sehen. Nach dieser Doktrin soll 


ein gewaltsamer Gebietserwerb 
auch nicht anerkannt werden. 
Andernfalls wäre der Briand- 
Kellog-Pakt von 1928, der den 
Angriffskrieg wie jede Aggres- 
sion ächtete, unwirksam gewor- 
den. Für die reine kriegerische 
Besetzung, die als solche nur in 
einem Krieg zulässig ist, gilt je- 
doch nach wie vor die Haager 
Landkriegsordnung von 1907 
(HLKO), und für das Verhältnis 
der Besatzungsmacht zum be- 
setzten Feindstaat die Bestim- 
mungen des Art. 43 HLKO (Be- 
achtung der Landesgesetze), 
Art. 46 HLKO (Schutz des Pri- 
vateigentums); Art. 47 HLKO 
(Verbot der Plünderung) sowie 
Art. 53 HLKO (Beschlagnahme 
von Eigentum des besetzten 
Feindstaates nur während der 
Dauer der Besetzung). 


Diese bereits bestehende spe- 
zielle Völkerrechtslage wird jetzt 
nochmals gerade für unsere poli- 
tische Gegenwart ganz neu for- 
muliert durch die Resolution 242 
(1967) des Sicherheitsrats der 
UNO vom 22. November 1967. 
Danach darf fremdes Staatsge- 
biet im Krieg immer nur vorüber- 
gehend, aber nicht auf Dauer be- 


setzt gehalten werden. Diese Be- 
setzung ist daher auch niemals 
ein Völkerrechtsgrund für einen 
entsprechenden Gebietserwerb 
auf Dauer. 


Das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker 


Dazu kommt auch noch, daß 
nach dem Grundsatz des Selbst- 
bestimmungsrechts der Völker, 
der jetzt inzwischen einer der tra- 
genden Rechtsgrundsätze des ge- 
samten modernen Völkerrechts 
überhaupt geworden ist, jedes 
Volk das Recht hat, auf seinem 
angestammten Gebiet in Einheit 
sowie in äußerer und innerer Frei- 
heit zu leben. Das gilt für das ge- 
samte deutsche Volk, das den 
deutschen Gesamtstaat bildet, 
und zwar noch immer in den Min- 
destgrenzen von 1937. Alle, die 
zu diesem Volk gehören, müssen 
daher in allen Teilen Gesamt- 
deutschlands an einer Selbstbe- 
stimmung des deutschen Volkes 
über sein Ostdeutschland teilneh- 
men. Nur dann kann das Selbst- 
bestimmungsrecht des deutschen 
Volkes über sein Ostdeutschland 
in vollem Umfang realisiert wer- 


den. Soweit dieses Recht nicht 
gewährleistet sein sollte, besteht 
ein entsprechender völkerrecht- 
lich begründeter Anspruch gegen 
jede behindernde fremde Macht. 


Diese allgemeinen völkerrechtli- 
chen Grundsätze finden jetzt 
auch in einem grundlegenden in- 
ternationalen Vertrag mit An- 
wendung. So ist nach Art. 53 der 
Konvention über das Recht der 
Verträge, die am 23. Mai 1969 in 
Wien unterzeichnet wurden und 
deren Partei die Bundesrepublik 
Deutschland seit dem 20. August 
1987 ist, ein internationaler Ver- 
trag nichtig, wenn er zur Zeit sei- 
nes Abschlusses mit einer zwin- 
genden Norm des allgemeinen 
Völkerrechts in Widerspruch 
steht. Dafür kommt hier in Be- 
tracht: 


a) Die Anerkennung einer Anne- 
xion als »Rechtsgrund« für die 
ständige Inbesitznahme fremden 
Staatsgebiets; 


b) die Mißachtung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker; 


c) das Verbot, durch Krieg Ge- 
biete auf Dauer zu erwerben; 
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d) fehlende Verfügungsbefug- 
nisse des ein Gebiet abtretenden 
Staates über dieses Gebiet. 


Eine Verletzung der 
Wiener Vertrags- 
rechtskonvention 


Dazu ist zu a) und b) festzustel- 
len: 


a) Die deutschen Ostgebiete jen- 
seits von Oder und Neiße sind 
zweifellos annektiert worden. 


Eine solche Annexion soll durch 
den Grenzanerkennungsvertrag 
mit Polen am 14. November 1990 
und dessen folgende Ratifikation 
abgeschlossen werden und 
»Recht« begründen. Entspre- 
chend verpflichtet sich die Bun- 
desrepublik Deutschland auch in 
Art. 2 des deutsch-sowjetischen 
Vertrages über gute Nachbar- 
schaft, Partnerschaft und Zusam- 
menarbeit vom 9. November 
1990, keine Gebietsansprüche 
künftig mehr geltend zu machen. 


b) Eine solche Annexion ist aber 
wie bereits dargesellt kein völker- 
rechtlicher Grund für den dauer- 
haften Erwerb aller deutschen 
Ostgebiete durch die polnische 
und die sowjetische Okkupa- 
tionsmacht. 


c) Bis heute hat auch keine Befra- 
gung aller Deutschen in Gesamt- 
deutschland einschließlich der 
völkerrechtlich noch immer deut- 
schen Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße zum künftigen 
auch rechtlichen Schicksal dieser 
Gebiete stattgefunden. 


Jede Vereinbarung, die die von 
Polen und der Sowjetunion an- 
nektierten deutschen Ostgebiete 
jenseits von Oder und Neiße sei- 
tens der Bundesregierung an 
diese Okkupationsmächte ab- 
tritt, ist somit zunächst in diesen 
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beiden Punkten eine Verletzung 


von Art. 53 der Wiener Vertrags- 
rechtskonvention. Als Rechts- 
folge könnte sie daher von jeder 
Bundesregierung, die der jetzi- 
gen folgt, den Okkupationsmäch- 
ten natürlich ebenso wie jedem 
anderen Staat gegenüber geltend 
gemacht werden. Daher kann 
eine solche Vereinbarung auch 
niemals dem Frieden in Europa 
auf die Dauer dienen. Denn die- 
ser völkerrechtlich begründete 
Rechtsanspruch Gesamtdeutsch- 
lands ist unverjährbar nach der 


Polen und der Sowjetunion an- 
nektierten Gebiete des Deut- 
schen Reiches jenseits von Oder 
und Neiße an die beiden Okkopa- 
tionsmächte abtreten wollte und 
würde: Wenn ein solcher Abtre- 
tungsvertrag völkerrechtswirk- 
sam sein soll, muß die Bundesre- 
publik Deutschland natürlich 
vorerst einmal über die abzutre- 
tenden Gebiete auch völkerrecht- 
lich überhaupt abtretungs- und 
damit verfügungsbefugt gewesen 
sein. Das jedoch war zu keinem 
Zeitpunkt jemals der Fall: 


Ostberliner zeigen der letzten DDR-Regierung, daß sie kein Ver- 
trauen mehr bei den Bürgern genießt. 


UNO-Konvention vom 27. No- 
vember 1968 und unverzichtbar 
nach Art. 8 Abs. 4 der Genfer 
Konvention von 1949. Die Gel- 
tendmachung solcher Ansprüche 
gegen Polen und Rußland ist da- 
her jederzeit zulässig, also auch 
für der Erlebnisgeneration nach- 
folgende deutsche Staatsbürger! 


Darüber hinaus ergibt sich eben- 
falls aus dem allgemeinen Recht 
der internationalen Verträge ein 
weiterer Rechtsgrund, auch des- 
sen Nichtbeachtung gleichfalls 
zur Nichtigkeit im Sinne von Art. 
53 der Wiener Vertragsrecht- 
skonvention von jeder entspre- 
chenden völkerrechtlichen Ver- 
einbarung führt, mit der die Bun- 
desrepublik Deutschland die von 


Denn unstreitig ist die Bundesre- 
publik Deutschland jedenfalls 
vor der Annexion der deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und 
Neiße über diese Gebiete schon 
deswegen nicht völkerrechtlich 
verfügungsbefugt gewesen, weil 
sie zum Zeitpunkt der Annexion 
noch gar nicht existierte. Sie ist 
aber auch nachträglich nicht 
mehr völkerrechtlich verfügungs- 
berechtigt geworden: 


Nach der ständigen entsprechen- 
den Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts ist das Deut- 
sche Reich, das als solches allein 
völkerrechtlich verfügungsbefugt 
über seine Ostgebiete jenseits 
von Oder und Neiße ist, bis heute 
nicht untergegangen. Doch ist es 


als solches völkerrechtlich auch 
nicht handlungsfähig. 


Für seine Ostgebiete 
ist allein das Deutsche 
Reich zuständig 


Da es nicht untergegangen ist, 
kann auch die Bundesrepublik 
Deutschland nicht etwa der 
Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reiches sein. Im Namen des 
Deutschen Reiches kann sie al- 
lenfalls völkerrechtlich gültig tä- 
tig werden, soweit sie mit diesem 
Reich zumindest teilidentisch ist. 


a) Das ist sie hinsichtlich West- 
deutschlands. Sie konnte also in 
diesem Namen etwa kleine Ge- 
bietsteilchen an der westlichen 
Grenze an Holland und Belgien 
abtreten. 


b) Das ist sie jetzt auch hinsicht- 
lich des Gebietes, das die frühere 
DDR als Mitteldeutschland inne- 
hatte, und zwar seit dem 3. Okto- 
ber 1990. 


c) Das ist sie aber bis heute nicht 
hinsichtlich der deutschen Ostge- 
biete jenseits von Oder und 
Neiße: Die Wiedervereinigung 
hatte durch den Einigungsvertrag 
nämlich ebenso wie durch den 
Zwei-plus-Vier-Vertrag ausdrück- 
lich nur für West- und Mittel- 
deutschland stattgefunden. Auch 
ist der Untergang des Deutschen 
Reiches bisher noch durch kein 
Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts bestätigt worden. Für seine 
Ostgebiete bleibt daher auch al- 
lein das Deutsche Reich verfü- 
gungsberechtigt. Doch ist es völ- 
kerrechtlich nicht handlungsfä- 
hig und kann schon aus diesem 
Rechtsgrund kein Gebiet völker- 
rechtswirksam abtreten. 


Bonns Vertrag 
ist nichtig 


Demzufolge hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit dem 
deutsch-polnischen »Grenzaner- 
kennungsvertrag« vom 14. No- 
vember 1990 deutsche Gebiete 
abgetreten, die abzutreten sie we- 
der staats- noch völkerrechtlich 
die Möglichkeit und daher auch 
nicht die Befugnis hatte, da sie 
niemals die Territorialgewalt 
über diese deutschen Ostgebiete 
ausübte. Die Wiener Vertrags- 
rechtskonvention kennt zwar 
keine ausdrückliche Bestim- 
mung, wonach ein Vertrag , der 


eine unmögliche Leistung zum 
Gegenstand hat, nichtig ist. 
Doch gilt auch hier der alte 
Rechtssatz: Impossibilium nulla 
est obligatio. (Es gibt keine Ver- 
pflichtung zu etwas Unmögli- 
chem.) Dieser allgemeine 
Rechtssatz ist sicherlich eine 
zwingende Norm des Völker- 
rechts, da dieser Rechtssatz allen 
Staaten in ihrem Rechtssystem 
bekannt ist, zumal er auch auf 
das römische Recht zurückgeht. 
Daher ist der Vertrag vom 14. No- 
vember 1990, der Ostdeutsch- 
land an Polen abtritt, nach Art. 
53 der Wiener Vertragsrechtskon- 
vention nichtig, weil er eine Lei- 
stung verspricht, die niemand er- 
bringen kann. 


a) Die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht, weil sie über das 
Gebiet völkerrechtlich nicht ver- 
fügungsberechtigt ist. 


b) Das Deutsche Reich nicht, 
weil es zwar die Territorialhoheit 
über seine Ostgebiete hatte, und 
daher völkerrechtlich auch verfü- 
gungsberechtigt wäre, es zur Zeit 
aber nicht völkerrechtlich hand- 
lungsfähig ist. 


Die Übertragung der territoria- 
len Souveränität über die deut- 
schen Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße von seiten des 
Deutschen Reiches als dem einzi- 
gen Inhaber dieser Souveränität 
auf Polen oder die Sowjetunion 
ist schließlich auch nicht etwa aus 
dem Gesichtspunkt einer »nor- 
mativen Kraft des Faktischen« 
denkbar, zulässig oder völker- 
rechtlich gültig: Tatsachen allein 
können nämlich noch niemals be- 
reits Recht schaffen. 


Eine Verletzung 
des Völkerrechts 


Die »normative Kraft des Fakti- 
schen« wird vielmehr ganz allge- 
mein erst dann zu wirksamem 
Recht, wenn sich diesen Tatsa- 
chen auch der diesen entspre- 
chende Rechtstitel anschließt. 


Dieser wieder ergibt sich aus der 
allgemeinen Tendenz des Men- 
schen, Gegebenes und Geübtes 
zur Norm, zum »Normalen« zu 
erheben: Nur wenn bereits beste- 
hende Tatsachen also durch diese 
menschliche Grundtendenz als 
Rechtsüberzeugung oder Rechts- 
bewußtsein »gerechtfertigt« wer- 
den, können solche Tatsachen 
auch als autoritäres Gebot des 


Gemeinwesens, also als »Rechts- 
norm« anerkannt werden. 


Denn nach Gustav Radbruch 
(Rechtsphilosophie, 1956) ist die 
»Normativität der Tatsachen« ein 
Paradoxon; aus einem Sein allein 
kann nie ein Sollen entspringen, 
ein Faktum wie die Anschauung 
einer bestimmten Zeitepoche 
kann nur normativ werden, wenn 
eine Norm ihm diese Normativi- 
tät beigelegt hat. Eine solche 
Norm kann ihrerseits aber wieder 
nur durch die Anerkennung als 
Recht entstehen. Nichts anderes 
besagt auch die von Georg Jelli- 
nek (Allgemeine Staatsrechts- 
lehre, 1900) erstmals entwickelte 
Lehre von der »normativen Kraft 
des Faktischen«. 


Schließlich verletzt jede Bundes- 
regierung, die eine solche die 
deutschen Ostgebiete abtretende 
Vereinbarung abschließt, wegen 
der hier darsgestellten entspre- 
chenden Völkerrechtslage das 
Völkerrecht. Somit handelt sie, 
da das Völkerrecht nach Art. 25 
des Grundgesetzes Bestandteil 
des Bundesrechts ist und diesem 
im Range vorgeht, zugleich auch 
noch verfassungswidrig. Das 
kann daher auch staats- und ver- 
fassungsrechtlich von jedem 


Deutschen jederzeit im Rechts- 
rahmen etwa als Anspruch auf be- 


stimmte Entschädigung wegen in 
den deutschen Ostgebieten von 
Polen und Russen völkerrechts- 
widrig entzogenen Eigentums, 
auf das die Bundesregierung im 
Rahmen von Gebietsabtretungs- 
verträgen hinsichtlich des deut- 
schen Ostens zugleich mitver- 
zichtet hat, der Bundesregierung 
gegenüber geltend gemacht wer- 
den, wenn sich diese in einem sol- 
chen Rahmen auf eine entspre- 
chende Vereinbarung mit den 
Okkupationsmächten berufen 
sollte. Diese Rechtsgrundlage 
kann wiederum jederzeit von ak- 
tueller Bedeutung werden, wenn 
gerade solche persönlichen An- 
sprüche gegen die Bundesregie- 
rung in einem solchen Rahmen 
geltend gemacht werden. Auch 
sind solche Ansprüche ebenfalls 
nicht an irgendeine Frist gebun- 
den. 


Solange die hier geschilderte Völ- 
kerrechtslage nicht völkerrechts- 
gemäß staats- und verfassungs- 
rechtlich geklärt ist, verbleibt es 
im übrigen auch noch beim Fort- 
bestand des Deutschen Reiches 
in seinen Mindestgrenzen vom 
31. Dezember 1937, und zwar auf 
der Rechtsgrundlage der entspre- 
chenden Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts. So 
ist in der Folge etwa Art. 1 des »2- 
plus-4-Vertrages« vom 12. Sep- 


Über eine halbe Million Menschen erinnern in der ersten geneh- 
migten Protestdemonstration: »Wir sind das Volk!« 


tember 1990 schon insoweit völ- 
kerrechtswidrig und damit nich- 
tig nach Art. 53 der Wiener Ver- 
tragsrechtskonvention, als er für 
Gesamtdeutschland auf jeden 
künftigen Gebietsanspruch ver- 
zichtet. Solange das Deutsche 
Reich noch besteht, kann die 
Bundesrepublik Deutschland 
nicht völkerrechtswirksam auf 
Gebiete verzichten wie auf An- 
sprüche, sie von den Okkupa- 
tionsmächten zurückzubekom- 
men, über die jedenfalls die Bun- 
desrepublik Deutschland nie- 
mals verfügungsberechtigt war, 
da sie darüber niemals irgend- 
eine Territorialgewalt hatte. 
Auch eine solche Nichtigkeit 
kann daher jede zukünftige Bun- 
desregierung zu jeder Zeit gegen 
die polnische und die sowjetische 
Okkupationsmacht geltend ma- 
chen. 


Keine Grundlage für 
dauerhaften Frieden 


Die hier geschilderte Völker- 
rechtslage Gesamtdeutschlands 
nach dem 3. Oktober 1990 ist 
trotz aller entsprechenden völ- 
kerrechtlichen Verträge, die auf 
Ostdeutschland jenseits von 
Oder und Neiße verzichten sol- 
len und wollen, daher niemals 
eine Grundlage für einen dauer- 
haften Frieden in der Welt und in 
Europa. 


Eine solche andere Entwicklung 
zeigt nämlich schon jetzt deutlich 
sich gerade am Beispiel »Kare- 
lien«: Finnland mußte nach zwei 
verlorenen Kriegen im Friedens- 
vertrag von 1947 25000 Quadrat- 
kilometer in Karelien, also im Sü- 
den und Osten seines Staatsge- 
bietes, an die Sowjetunion abtre- 
ten. Dennoch wurde im Jahr 1991 
im Reichstag von Helsinki jetzt 
bereits unmißverständlich die fin- 
nische Regierung aufgefordert, 
die möglichst umgehende Rück- 
gabe dieses Gebiets von der 
UdSSR zu fordern und auch 
gleich praktisch einzuleiten. 
Zwar entgegnete die Regierung, 
es liege »nicht in unserem Inter- 
esse«, die Zugehörigkeit dieser 
Gebiete zur UdSSR in Frage zu 
stellen. Doch kein Finne glaubt 
jetzt noch ernsthaft, daß das 
schon das letzte Wort Finnlands 
hierzu sein sollte. Denn nach ei- 
ner Umfrage sind bereits 47 Pro- 
zent der finnischen Bevölkerung 
der Meinung, daß solche Ge- 
bietsverhandlungen nunmehr 
umgehendeinsetzenmüßten. U 
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Parteien 


Die Schulden- 
kunstler von 


Bonn 


Martin Jenke 


Daß die Bonner Regierungen in den letzten zwei Jahrzehnten nicht 
mehr haushälterisch mit dem Geld des Steuerzahlers umgegangen 
sind, sondern mit enormer Neuverschuldung freigebig und verant- 
wortungslos über ihre Verhältnisse lebten, wird erschreckend deut- 
lich, wenn man nüchtern einige Zahlen sprechen läßt. 


Die Schuldenlast des Bundes be- 
trug nach der Aufbauphase der 
Bundesrepublik von der Wäh- 
rungsreform im Jahre 1948 bis 
1969 lediglich 45,4 Milliarden 
DM. 


1982: 300 Milliarden DM 
Schulden 


Von Herbst 1969 - als die rot- 
gelbe Koalition unter Brandt und 
Scheel und dann ab 1974 unter 
Schmidt und Genscher bis 1982 
fungierte — stieg die Verschul- 
dung des Bundes in diesen drei- 
zehn Jahren auf über 300 Milliar- 
den DM! Dafür mußten damals 
schon jährlich 27 Milliarden DM 
Zinsen bezahlt werden. 


1989: 484 Milliarden DM 
Schulden 


Daß der »Wende«-Kanzler Kohl 
entgegen seinen Wahlverspre- 
chen ein »würdiger« Nachfolger 
des Schuldenkanzlers Schmidt 
wurde, bewies er schon in den 
nächsten sieben Jahren bis Ende 
1989 — also vor der Vereinigung 
mit Mitteldeutschland -. Die 
Schulden des Bundes kletterten 
auf 483,8 Milliarden DM, - damit 
gegenüber 1982 um über 183 Mil- 
liarden DM, was mehr als 60 Pro- 
zent bedeutet! Dafür waren 
schon 37 Milliarden DM Zinsen 
jährlich zu bezahlen. 


Natürlich bedienten sich auch die 
Volksvertreter im Bundestag in 
dieser Zeit, in der man auch ins- 
besondere dem Ausland gegen- 
über stets spendabel war, eben- 
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falls aus der vollen Kasse. So stie- 
gen die Diäten - pro forma aufge- 
teilt in Gehälter und Aufwands- 
entschädigungen — der Bonner 
Abgeordneten von 12000 DM 
monatlich im Jahre 1982 auf 


14495 DM monatlich im Jahre 
1989, also um rund 20 Prozent. 


In den Jahren 1990-1992, in de- 
nen die Bonner Schuldenkünst- 
ler endlich einen Sündenbock, 
die Ex-DDR, als Schuldigen für 
ihre chronische Politik des 
Pumps gefunden hatten, haben 
sich inzwischen astronomische 
Schuldenberge angehäuft, die 
von keiner staatlichen Seite ex- 
akt beziffert werden. Nach Be- 
rechnungen von Wirtschaftsinsti- 
tuten hatte der Bund im letzten 
Jahr schon 754 Milliarden DM 
Schulden, mit einer Zinslast von 
77 Milliarden DM. 


1992: 754 Milliarden DM 
Schulden 


Bundesfinanzminister Waigel - 
der stets von »Sparen« spricht — 
meinte im Mai 1992, die Zins- 
quote, also der Anteil der Zinsen 
am Haushalt, werde sich von acht 
auf 12,5 Prozent im Jahre 1995 er- 
höhen. Jede achte Mark müsse 


der Staat dann für Zinsen ausge- 
ben. 


Doch das ist 
längst nicht alles! 


Die Schuldenkrankheit der Bon- 
ner Regierung breitete sich 
schnell auf die Bundesländer und 
die Gemeinden aus, die alle froh- 
gemut auf Pump lebten.Damit 
hier nicht der Eindruck entsteht, 
wir würden etwas dramatisieren, 
sei nachfolgend eine ap-Meldung 
gebracht, die am 5. September 
1992 in den konformen bundes- 
deutschen Zeitungen stand - und 
die, wie wir gleich lesen werden, 
im Sommer vorigen Jahres den 
Schuldenberg des Bundes »nur« 
mit 610 Milliarden DM beziffert —: 
»Bonn (ap) - Die Gesamtver- 
schuldung der öffentlichen Haus- 


Bonn sollte mit dem Sparen 
beginnen, Aufwand und Diäten 
reduzieren, und den Bürger 
nicht immer weiter belasten. 


halte wird bis zum Jahresende 
1992 voraussichtlich 1338 Milliar- 
den Mark betragen. Die Ver- 
schuldung des Staates nimmt in 
diesem Jahr damit um 170 Milliar- 
den zu, wie die Bundesregierung 
in Bonn in einer Schätzung be- 
kanntgab. Das Finanzminus 
beim Bund beläuft sich dabei auf 
insgesamt 610 Milliarden Mark; 
die Länder im Westen haben 359 
Milliarden Mark Schulden, im 
Osten 27 Milliarden. Weitere 
“Schuldenberge haben sich ange- 
häuft bei den Gemeinden, dem 
Fonds Deutsche Einheit und dem 
Kreditabwicklungsfonds. Die 
Schulden der Treuhandanstalt 
werden mit 145 Milliarden bezif- 
fert. Bei den staatlichen Unter- 
nehmen weisen die Bundesbahn 
rund 47 Milliarden und die Bun- 
despost 101 Milliarden Mark 
Schulden auf.« 


Höhere Diäten und 
steigende Schulden 


Am 5. November 1992 hieß es in 
einem Bericht der Bonner 
»Welt« unter der Überschrift 
»Staats-Schulden steigen um 
1000 Milliarden«: 


»Die Verschuldung im öffentli- 
chen Sektor wird im Zeitraum 
von 1990 bis 1995 um rund eine 
Billione Mark - also 1000 Milliar- 
den Mark - zunehmen. Dafür 
mußten 1990 noch 80 Milliarden 
Mark Zinsen gezahlt werden; bis 
1995 wird sich diese Last auf über 
170 Milliarden Mark im Jahr 
mehr als verdoppeln. Das haben 
die Präsidenten der deutschen 
Rechnungshöfe des Bundes und 
der Länder auf einer Konferenz 
in Hamburg festgestellt. Aus 
Sorge um die Staats-Finanzen sa- 
hen sich die Präsidenten deshalb 
genötigt, in einer Erklärung ein 
nachhaltiges Umsteuern in allen 
öffentlichen Haushalten« zu for- 
dern.« 


Übrigens besonders »passend« 
dazu, auch zur großen Arbeitslo- 
sigkeit in Mitteldeutschland und 
der Not der Menschen: die Diä- 
ten der Bonner Abgeordneten 
stiegen rückwirkend ab 1. Juli 
1992 abermals und erreichen die 
jetzige Höhe von 16344 DM mo- 
natlich - was sie als eine »beschei- 
dene« Zulage ansehen; im Ver- 
gleich zu 1989 gibt es jetzt monat- 
lich nur ganze 1849 DM mehr. 
Allein davon können viele Ar- 
beitslose und Rentner nur träu- 
men. 


Daß die Politiker in den Parla- 
menten von Bonn und den Bun- 
desländern selbst anfangen soll- 
ten zu sparen, ist ihnen unver- 
ständlich. Im Gegenteil: Da wer- 
den nicht nur die Diäten laufend 
erhöht, sondern auch die bisheri- 
gen teuren Festlichkeiten und 
Millionen-, ja Milliardenge- 
schenke an die EG und die »Ver- 
bündeten« steigern sich noch; in 
Bonn - das doch angeblich als 
Bundeshauptstadt auslaufen 
sollte — werden weiterhin hun- 
derte von Millionen verbaut; al- 
lein für Scheinasylanten gibt der 
Staat jährlich 35 Milliarden DM 
aus; und die Spendierhosen der 
Bonner Politiker — die doch ei- 
gentlich nur sparsame Geldver- 
walter unserer Steuergelder sein 
sollten — sind in jüngster Zeit 
noch zahlungswilliger als je zuvor 
an alle drohenden, bettelnden 
oder korrupten Staaten von Po- 
len über den Nahen Osten, In- 
dien, Afrika bis Südamerika. 


Abkehr von der Jeder- 
gegen-Jeden-Gesellschaft 


Schon der »Solidaritätszuschlag« 
von 1991-92 war ein Etiketten- 
schwindel: Ein Großteil der Be- 
träge, die vereinnahmt wurden, 
ging nicht in den Aufbau der 
neuen Bundesländer, sondern 
wurde für den Privatkrieg des 
Wüstenstürmers Bush an Kriegs- 
gewinnler und Unbeteiligte ver- 
teilt. 


Der vieldiskutierte »Solidar- 
pakt«, um den sich die in Bund 
und Ländern Regierenden, Ar- 
beitgeber und Gewerkschaften 
streiten, wird solange eine leere 
Worthülse bleiben, solange nicht 
eine radikale (= an die Wurzel ge- 
hende) Abkehr von der pluralisti- 
schen »Jeder-gegen-Jeden«-Ge- 
sellschaftsordnung erfolgt und 
das beschworene »Wohl des deut- 
schen Volkes« nur eine leere Ei- 
desformel bleibt. oO 


Bonn 


Die zwei Seiten 
des Solidarpakts 


Bruno Unger 


Die eine Seite: Milliarden Mark 
an die Europäische Gemein- 
schaft, an Asylbetrüger, Polen, 
Israel und alle Welt, und die 
Bonner Abgeordneten erhöhen 
ihre Bezüge auf monatlich DM 
16344. 


Am 16. Januar 1993 meldeten die 
Nachrichtenagenturen: »Die 
Bundestagsabgeordneten haben 
ihre Bezüge um monatlich 451 
Mark auf insgesamt 16344 Mark 
erhöht. Ein entsprechendes Ge- 
setz wurde gestern im Parlament 
mit den Stimmen der Koalition 
und SPD verabschiedet. Die Diä- 
tensteigerung tritt rückwirkend 
zum 1. Juli 1992 in Kraft. Sie gilt 
auch für die Mitglieder des Euro- 
päischen Parlaments. Die Di- 
ätenerhöhung verursacht 1992 
und 1993 insgesamt 6,9 Millionen 
Mark Mehrkosten. Das Gehalt 
des Abgeordneten steigt um 2,35 
Prozent auf 10366 Mark monat- 
lich. Die steuerfreie Kostenpau- 
schale wird um 3,69 Prozent auf 
5978 Mark im Monat angehoben. 
Bei der Beratung im Bundestag 
stimmten Abgeordnete von PDS, 
Bündnis 90/Grüne sowie einige 
FDP-Abgeordnete aus Ost- 
deutschland gegen die Diätener- 
höhung, in deren Genuß sie je- 
doch ebenfalls gelangen.« 


Die andere Seite 
des Solidarpakts 


Die andere Seite heißt Existenz- 
angst und Not bei Kumpels, 
Stahlkochern, Handel, Bauern 
und Mittelstand. 


Rund 30000 Stahlarbeiter und 
Bergleute an Ruhr und Rhein lei- 
teten am 17. Februar 1993 mit 
Fackeln und Straßenblockaden 
die »Nacht der tausend Feuer« 
ein. Die Zeit des rührseligen 
»Lichterketten«-Spaßes für So- 
zialschmarotzer und Asylbetrü- 
ger als Ablenkungsmanöver ist 
für die Bonner Parteien schneller 
vorbei, als sie es ahnten. 


Massenentlassungen. Betriebs- 
stillegungen und über drei Millio- 
nen »offizielle« Arbeitslose! Das 


sind die wahren Probleme, um 
die sich die etablierten Parteien 
kümmern sollten. 


Aber was tun sie? Sie streiten 
herum, wieviel Geld wir den Po- 
len schenken sollen, wenn wir ih- 
nen die von Schlepperbanden 
eingeschleusten Wirtschafts- 
flüchtlinge zurückschicken, die 
sie über ihre Grenze ins »gelobte 
Land« lassen. Sie erlassen - nur 
ein Beispiel — acht süd- und mit- 
telamerikanischen Staaten im 
letzten Jahr 5,6 Milliarden Mark 
Schulden, während für UÜber- 
brückungshilfen (ABM) in Mit- 
teldeutschland kein Geld da ist 
und unzählige deutsche Familien 
vor dem Ruin stehen. 


Sie bauen Wohnungen für Asyl- 
betrüger - 98 Prozent sind Betrü- 
ger, denn sonst würden sie »aner- 
kannt« -, beschlagnahmen ge- 
meindeeigene Häuser, kündigen 
deutsche Mieter - immer mehr 
Deutsche sind obdachlos. 


Hessen war nur 
ein Anfang 


Die Hessenwahl am 7. März die- 
ses Jahres, bei der die angebli- 
chen »großen Volksparteien« in 
manchen Gebieten zusammen 
weniger Prozente erhielten als 
die wirklich größte Volkspartei, 
die der Protestwähler und Wahl- 
verweigerer, war nur ein Anfang, 
darf nur ein Anfang gewesen 
sein. 


Nur durch bewußten, offenen 
und aktiven Protest einer unüber- 
hörbaren Volksmehrheit können 
die Etablierten gezwungen wer- 
den, und sei es auch nur aus 
Angst um ihre Sessel und Diäten, 
endlich eine Politik zum Wohle 
des deutschen Volkes zu machen, 
- oder sie werden »weggefegt«, 
wie Wehner es schon 1982 pro- 
phezeite. 


Ein Solidarpakt 
der besonderen Art 


Am 17. Februar 1993 verbreite- 
ten die Nachrichtenagenturen 
folgende Meldung: »50 Prozent 
mehr für Thüringer Minister. Die 
Minister im Thüringer Kabinett 
sollen ab 1. Juli rund 50 Prozent 
mehr Geld bekommen. Der 
Haushaltsentwurf sieht eine Stei- 
gerung von durchschnittlich 
113000 auf 187000 DM jährlich 
vor.« m 
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Deutschland 


Rechte 


Inszenierungen 
hatten den 
gewunschten 


Erfolg 


Gerhard Baader 


Die von CODE seit Beginn der »rechten Krawalle« vorgebrachten 
Informationen, daß es sich hierbei nicht um eine neuerweckte neo- 
nazistische Gefahr, sondern zu einem kleinen Teil um Unmutsäuße- 
rungen frustrierter Bürger und zum weitaus größten Teil um von 
Hintermännern inszenierte Vorführungen zum Schaden Deutsch- 
lands handelte, scheinen sich mehr und mehr zu bestätigen. Denn in 
den vergangenen Monaten zeigte sich Deutschland geradezu von sei- 
ner Musterseite mit nur einem Bruchteil fremdenfeindlicher Aktio- 
nen. Und dies obwohl die Asylantenzahl im März mit mehr als 50 000 
Personen, davon etwa 47500 Scheinasylanten, einen neuen Rekord- 


stand erreichte. 


Man lasse doch mal die damali- 
gen Vorfälle kurz Revue passie- 
ren. Angefangen hat alles im von 
Asylanten überlaufenen und mit 
hoher Arbeitslosigkeit betroffe- 
nen Hoyerswerda. Nach einer re- 
lativ ruhigen Phase von wenigen 
Monaten ging es dann im August 
in Rostock-Lichtenhagen mit an 
Brutalität kaum noch zu übertref- 
fenden Aktionen weiter. 


Weitgehend verschwiegen von 
den etablierten Medien wurde 
schon damals, daß es sich bei den 
Festgenommenen hauptsächlich 
um Langhaarige und sogar Pun- 
ker handelte - denn ein Irokesen- 
schnitt ist alles andere als typisch 
für Rechte - und nur bei wenigen 
um Skinheads und andere ganz 
klar dem rechten Lager zuzu- 
schreibende Personen. Ebenso 
untypisch war bereits damals, 
daß sich ab dem dritten Tag die 
Aktionen auch gegen Deutsche 
richteten und Autos, die erkenn- 
bar Deutschen gehörten, zerstört 
wurden. 


Auch hat es, allen Beteuerungen 
der Polizei und der Politiker zum 
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Trotz, sehr wohl eine - bislang 
bei den Rechten nicht vorhan- 
dene - Kommandostruktur gege- 
ben. So wurden etwa Funkge- 
spräche aufgeschnappt, die eine 
ganz klare Steuerung der Kra- 


walle ergaben, und zwar von An- 
fang an. 


Wie soll dies aber möglich sein, 
wenn diese nach offizieller Lesart 
zuerst aus dem aufgestauten 
Frust rechter Jugendlicher her- 
aus entstanden und die »organi- 
sierte Rechte« erst nach zwei Ta- 
gen in Lichtenhagen aufgetaucht 
sein soll? Und seit wann gibt es 
Kontakte zwischen Rechten, 
Skins und Punkern? In der Folge- 
zeit nach Lichtenhagen wurde 
dann ganz Deutschland von An- 
schlägen gegen Asylanten und 
Grabstätten überzogen, seltsa- 
merweise aber nicht von einem 
einzigen Anschlag, der dutzende 
von Menschenleben gefährdet 
hätte. 


Der Druck 
des Auslandes 


CODE hatte bereits in vergange- 
nen Ausgaben über Seltsamkei- 
ten berichtet, so daß an dieser 
Stelle nur eine der auffälligsten 
wiederholt werden soll. Ein klei- 
nes Grüppchen »aufrechter De- 
mokraten« hatte vor einem Asy- 
lantenheim Wache gestanden, 
wurde von einem deutlich größe- 
ren Grüppchen »Rechter« mit 
Steinen beworfen, so daß sich die 
aufrechten Kämpfer für die 
Menschlichkeit zurückziehen 
mußten. Obwohl rund 20 Minu- 
ten also keine Wachposten mehr 
vor dem Asylheim standen und 
die Polizei erst danach auf- 
tauchte, versuchten die »Rech- 
ten« aber nicht, das Asylanten- 


heim zu stürmen. Seltsam, aber 
wahr! 


Im Anschluß an den Brandan- 
schlag in Mölln, bei dem drei Tür- 
kinnen ums Leben kamen - die 
angeblich aber von dem einen Fa- 
milienvater, der bereits wegen 
mehrerer Verbrechen vorbestraft 
war, so unter anderem wegen För- 
derung der Prostitution und ge- 
gen den derzeit wegen Drogen- 
handels ermittelt wird, in ihrem 
Zimmer eingeschlossen worden 
waren -, der aber nicht von rech- 
ten, sondern von geisteskranken 
Spinnern verübt wurde, war dann 
das Gewünschte erreicht. Der 
Druck des Auslands wurde im- 
mer größer, die Zustimmung der 
deutschen Bevölkerung gegen- 
über allem, was auch nur den An- 
schein hatte, rechts zu sein, im- 
mer geringer — und die Lichter- 
ketten waren geboren. 


Oftmals von nur zwei »völlig un- 
politischen Personen« organi- 
siert - wer es glauben will -, zo- 
gen insgesamt Millionen Men- 
schen in ganz Deutschland auf 
die Straße, um gegen die zuneh- 
mende Ausländerfeindlichkeit 
hierzulande zu demonstrieren. 

Und dies obwohl gleichzeitig be- 
kannt wurde, daß die Ausländer- 
kriminalität in Deutschland in 
bislang nie erreichte Höhen auf- 
gestiegen war, die »rechten Ver- 


Herrscht wirklich Gewalt in 
Deutschland? Oder stehenhin- 
ter diesen Inszenierungen an- 
dere Interessen? 


brechen« gegen Ausländer noch 
immer in der Relation viel gerin- 
ger als im Ausland waren, ein 
Türke fünf Deutsche erschoß - 
davon vier im Schlaf - und nur et- 
was mehr als tausend Kilometer 
südlich hunderttausende Kroa- 
ten, Bosnier und Moslems von 
stalinistischen Serben auf zum 
Teil bestialische Art und Weise 
umgebracht wurden. 


Die Politiker übertrafen 
sich in Teilnahme 


Die Politiker übertrafen sich in 
der Teilnahme an irgendwelchen 
Gedenkveranstaltungen, in Fern- 
sehauftritten, Bundestagsdebat- 
ten, Entschuldigungsreisen ins 
Ausland, Durchsuchungen von 
allem, was auch nur den An- 
schein hatte, rechts zu sein und 
sogar der Durchsetzung von 
wahrscheinlich grundgesetzwi- 
drigen »Vereinsverboten« von in 
Wirklichkeit amtlich zugelasse- 
nen Parteien. 


Rechte Musik mit insgesamt 
recht harmlosen Texten — wobei 
es sicherlich auch einige nicht 
hinnehmbare und absolut unak- 
zeptable Texte gibt, deren Straf- 
verfolgung richtig ist - wurde di- 
rekt in Massen auf den Index ge- 
setzt - während weitaus härtere 
Punktexte in der Vergangenheit 
nie indiziert wurden -. Volltrun- 
kene, bislang nicht vorbestrafte 
Skinheads wurden zu mehrjähri- 
gen Haftstrafen verurteilt, wäh- 
rend Ausländer oder Linke selbst 
für Totschlag nur eine geringe Be- 
währungsstrafe bekamen. Und 
die Öffentlichkeit applaudierte 
mehrheitlich hierzu. 


Kaum war all dies geschehen, 
nahmen die »rechten« Straftaten 
auf einmal dramatisch ab. Zur 
Begründung hierzu hieß es, das 
rechte Lager sei geschockt durch 
die breite Zustimmung der deut- 
schen Bevölkerung zu den Pro- 
Ausländer-Kundgebungen und 
von den Demonstrationen gegen 
rechts — etwa in Berlin, wo aber 
mehrere hundert Chaoten unge- 
stört wüten durften -—. 


Gleichzeitig wurde das Wüten 
von Autonomen in vielen deut- 
schen Städten nahezu ignoriert, 
die Zerstörung von »rechten Lä- 
den« von den Medien zwar nicht 
öffentlich, so aber doch zwischen 
den Zeilen begrüßt und die Ge- 
fahr von links als praktisch nicht 
mehr vorhanden dargestellt, ob- 


wohl viele Experten - insgesamt 
aber nur wenige, die sich dieses 
zu sagen trauen — nach wie vor 
die Meinung vertreten, daß die 
linke Szene heute so gefährlich 
ist wie nie Zuvor. 


Bei linken Aktionen 
nur kleinlaute Kritik 


Wie aktiv diese ist, zeigte sich am 
letzten März-Wochenende, als 
die RAF in einer lächerlich-einfa- 
chen Aktion das neugebaute 
hochmoderne Darmstädter Ge- 
fängnis vier Tage vor dessen 
Eröffnung in die Luft jagte und 
dabei für einen Schaden von rund 
100 Millionen Mark sorgte. Eine 
Aktion, die es auf der rechten 
Seite noch nicht einmal ansatz- 
weise gab. Die Reaktionen so- 
wohl der Politiker als auch der 
Medien und der Öffentlichkeit 
halten sich aber in nur engen 
Grenzen. 


Bei genauer Analyse kann man 
nur zu dem Ergebnis kommen, 
daß die rechten Vorfälle des ver- 
gangenen Jahres von hoch oben 
her gesteuert waren. Zwar heißt 
es, das rechte Lager sei verunsi- 
chert durch die vielen Pro-Aus- 
länder-Aktionen und die Verbote 
und habe sich von diesen Schocks 
noch nicht erholt beziehungs- 
weise noch keine überzeugende 
Reaktion hierauf gefunden. 
Denn auch dem größten Rechts- 
fanatiker mußte es klar sein, daß 
derartige Vorfälle wie besonders 
im zweiten Halbjahr 1992 gesche- 
hen und die obskuren Auftritte 
selbsternannter mitteldeutscher 
Führungspersonen, die in Wirk- 
lichkeit entweder alte Stasis oder 
schlichtweg Geisteskranke wa- 
ren, auf die breite Öffentlichkeit 
abstoßend und nicht anziehend 
wirken. 


Zwar ist es sicherlich richtig, daß 
entsprechende Aktionen andere 
Aktionen nach sich ziehen, daß 
also massive Krawalle an einem 
Ort, besonders wenn es dort 
kaum Verhaftungen gibt, andere 
zum Nachmachen ermuntern, 
doch müßte es, wenn es wirklich 
eine derart große nationalistische 
Gefahr geben würde, wie von 
den Politikern und den Medien 
dargestellt, auch jetzt noch, 
wenn auch in verminderter Zahl, 
Krawalle geben. Doch manchmal 
vergehen Wochen, ohne daß et- 
was passiert — kleinere Hand- 
greiflichkeiten von Einzelperso- 
nen mal abgesehen -. oO 


Mittel- 
deutschland 


Nur wenig 
Lichtblicke 


Das Stimmungsbild der mittel- 
deutschen Wirtschaft hat sich 
seit dem Herbst 1992 deutlich 
eingetrübt. Die Rezession im 
Westen schwappt auf den Osten 
über. 


Noch im Herbst vergangenen 
Jahres sah es so aus, als ob sich in 
den neuen Bundesländern all- 
mählich Optimismus durchsetzt. 
Mittlerweile ist diese zarte 
Pflanze aber von Frost bedroht: 


Umsatz, Produktion, Beschäfti- 
gung und Erträge werden selte- 
ner positiv beurteilt als im Herbst 
1992. In unübersehbarem Kon- 
trast dazu steht das Investitions- 
Klima, das sich weiter verbessert 
hat. 


Die Meldungen über höhere In- 
vestitionen nahmen vom Herbst 
1992 bis zum Frühjahr 1993 von 
62 Prozent auf 75 Prozent zu. 
Die investive Zuversicht wird 
durch mehrere Faktoren ge- 
stärkt: Die mitteldeutschen Un- 
ternehmen haben einen hohen 
Modernisierungsbedarf. 


Doch ist nicht auszuschließen, 
daß konjunkturbedingte Strek- 
kungen von Investitionszusagen 
in der Umfrage noch keinen Nie- 
derschlag gefunden haben. 


Optimismus und Zurückhaltung 
sind nicht gleichmäßig verteilt: 


In den privatisierten Unterneh- 
men steht es um Wirtschaftslage 
und Unternehmenserwartungen 
besser als in Treuhandunterneh- 
men. Das gilt zumindest für Um- 
satz, Produktion und Beschäfti- 
gung. Allerdings fällt die Stim- 
mungsverschlechterung seit dem 
Herbst 1992 bei den privatisier- 
ten Unternehmen deutlicher aus 
als bei den Treuhand-Töchtern. 
Umgekehrt: 


In den Treuhandunternehmen 
sind die Investitions- und Export- 
erwartungen höher gesteckt als 
bei den Privaten. Möglicher- 
weise spiegelt sich hier der beson- 
dere Zwang wider, Erfolg haben 


zu müssen, um einen Käufer zu 
finden. Allerdings: Die Pläne un- 
terscheiden sich jedenfalls deut- 
lich von der tatsächlichen Investi- 
tionstätigkeit. De facto sind die 
Privaten erheblich aktiver: 63 
Prozent von ihnen berichten über 
vermehrte Investitionstätigkeit, 
im Treuhandbereich nur 40 Pro- 
zent. 


Die Beschäftigungsperspektiven 
sind in beiden Unternehmensbe- 
reichen gleichermaßen ausge- 
sprochen düster. Die Treuhand- 
unternehmen erwarten zu 92 Pro- 
zent weiter sinkende Beschäftig- 
tenzahlen, bei den Privaten sind 
es immerhin noch 73 Prozent. 
Nur neun Prozent der privatisier- 
ten Unternehmen halten einen 
Beschäftigungsaufbau für wahr- 
scheinlich. 


Hoffnungsträger unter den mit- 
teldeutschen Branchen ist nach 
wie vor das Baugewerbe. Weit 
mehr als 60 Prozent der befragten 
Unternehmen rechnen mit stei- 
genden Umsätzen und über 70 
Prozent mit zunehmender Pro- 
duktion. 


Vom Aufschwung noch ein gutes 
Stück entfernt ist das mitteldeut- 
sche Investitionsgewerbe: Nur 
etwa die Hälfte der Unterneh- 
men baut auf höhere Produk- 
tionszahlen. 


Das Dienstleistungsgewerbe steht 
dagegen auf der Sonnenseite der 
mitteldeutschen Konjunktur. Die 
übrigen Wirtschaftszweige, vor 
allem die Verbrauchsgüterindu- 
strie, der Handel, der Grund- 
stoffbereich und der Bergbau, 
befinden sich wiederum im brei- 
ten Konjunkturschatten. Weite- 
rer Befund: 


Wirtschaftslage und Wirtschafts- 
klima sind in kleinen und mittel- 
großen Betrieben eindeutig bes- 
ser als in Großunternehmen. 


Noch ein Unterschied: Das in 
Westdeutschland vertraute Süd- 
Nord-Gefälle gibt es in den 
neuen Bundesländern nicht. Um- 
satz- und Produktionserwartun- 
gen sind vielmehr in Mecklen- 
burg-Vorpommern mit Abstand 
am positisten. Ähnlich optimi- 
stisch sind die Thüringer. In Ber- 
lin und Sachsen halten sich posi- 
tive und negative Meldungen in 
etwa die Waage. In Sachsen-An- 
halt und Brandenburg überwie- 
gen deutlich die Negativmeldun- 
gen. oO 
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Deutschland 


Der Pakt mit 
den Schulden 


Auf der Klausurtagung vom 11. bis 13. März 1993 haben Vertreter von 
Bund, Ländern und Parteien den Rahmen für die Finanzierung der 
Deutschen Einheit ab 1995 abgesteckt. Die Verhandlungen waren 
schon deshalb notwendig geworden, weil der Fonds Deutsche Ein- 
heit laut Einigungsvertrag Ende 1994 ausläuft und der Länderfinanz- 
ausgleich sowie die Finanzierung einiger Nebenhaushalte neu gere- 


gelt werden müssen. 


Zwei wesentliche Bestandteile 
des auf die öffentlichen Haus- 
halte reduzierten Solidarpakts 
sind deshalb die Finanzierung 
der Erblasten aus der ehemaligen 
DDR und die Modifizierung des 
Länderfinanzausgleichs. 


Die Schulden der Treuhand, des 
Kreditabwicklungsfonds und die 
Altschulden aus dem kommuna- 
len Wohnungsbau werden ab 1. 
Januar 1995 in einem Erblasten- 
tilgungs-Fonds zusammengefaßt: 


Ein Schuldenberg von rund 420 
Milliarden DM, dem kaum öko- 
nomische Substanz gegenüber- 
steht, wird so über 30 Jahre finan- 
ziert. 


Allein in seinem Geburtsjahr be- 
lastet der Kapitaldienst auf den 
Fonds die Bundeskasse mit einer 
Summe von 37,5 Milliarden DM. 

Die einzelnen Schichten des ge- 
erbten Schuldenbergs von 420 
Milliarden DM: 


250 Milliarden DM Treuhand- 
schulden. Hierzu gehören er- 
stens die rund 90 Milliarden DM, 
die von der Berliner Anstalt für 
Ausgleichsforderungen und Alt- 
kredite der Unternehmen über- 
nommen wurden. Dazu kommen 
noch rund 115 Milliarden DM an 
Neukrediten für laufende Ausga- 
ben der Treuhand und schließlich 
weitere 45 Milliarden DM, die 
aus unerledigten Privatisierungs- 
aufträgen oder noch nicht abge- 
schlossenen Liquidationsverfah- 
ren entstehen. 


140 Milliarden DM Schulden des 
Kreditabwicklungsfonds. Der 
1990 eingerichtete Fonds wird bis 
Ende 1994 verlängert, danach 
geht er ebenfalls in den Erblast- 
fonds über. 
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Die einzelnen Komponenten: 28 
Milliarden DM Schulden resultie- 
ren aus der Abschlußbilanz des 
DDR-Republikhaushalts vom 3. 
Oktober 1990. Dieser Posten ist 
mit der Staatsverschuldung der 
Bundesrepublik vergleichbar. 
Die tatsächlichen Schulden der 
Ex-DDR lagen allerdings höher, 


nur belasteten sie nicht die Kas- 
sen des Staates - sie wurden viel- 
mehr auf die staatlichen Unter- 
nehmen und Kombinate abge- 
wälzt. 


Den größten Brocken, schät- 
zungsweise 110 Milliarden DM, 
stellen die Verbindlichkeiten ge- 
genüber dem Ausgleichsfonds, 
der im Zuge der asymmetrischen 
Währungsumstellung entstanden 
ist. Ein Beispiel: Bei der Wäh- 
rungsunion wurden die Aktiva 
des DDR-Bankensystems im Ver- 
hältnis von 1:2 umgetauscht, die 
Passiva jedoch teilweise 1:1. Da- 
durch entstand im Bankensystem 
auf der Aktivseite der Bilanz ein 
Ausgleichsbedarf von etwa 30 
Milliarden DM. 


Der größte Teil des Ausgleichs- 
fonds resultiert jedoch aus Wert- 
berichtigungen auf das Vermö- 
gen der DDR-Banken und auf 
Transferrubel-Forderungen der 
ehemals staatlichen Außenhan- 
dels-Betriebe; außerdem mußte 


Schulden und Erblasten der DDR von 420 Milliarden DM werden 
die Deutschen bis ins nächste Jahrhundert belasten. 


das Eigenkapital vieler Banken 
in Anlehnung an westliche Stan- 
dards aufgestockt werden. 


30 Milliarden DM Altschulden 
aus dem kommunalen Wohnungs- 
bau: Entgegen den bisherigen 
Plänen des Bundes brauchen die 
neuen Länder die Milliarden- 
Schulden der mitteldeutschen 
Wohnungswirtschaft nicht voll zu 
übernehmen. Vielmehr wurde 
ein Kompromiß gefunden: Der 
Bund steht für den Teil der Schul- 
den gerade, der 150 DM pro Qua- 
dratmeter der Wohnfläche über- 
steigt. 


Die neue Regelung befreit die 
mitteldeutsche Wohnungswirt- 
schaft von rund der Hälfte ihrer 
Verbindlichkeiten und kurbelt so 
die Sanierung des maroden 
Wohnraums im Osten an-erhöht 
aber im gleichen Akt die Bundes- 
Erblast. 


Im Gegenzug werden die Ver- 
kaufserlöse aus der Wohnungs- 
privatisierung dazu verwendet, 
Zinsen und Tilgung der vom Erb- 
lastenfonds übernommenen 
Wohnungsbauschulden zu bedie- 
nen. 


Ein weiteres Thema stand beiden 
Solidarpakt-Verhandlungen ganz 
oben auf der Tagesordnung: Die 
neuen Bundesländer und ihre 
Gemeinden sollen auf Dauer fi- 
nanziell so ausgestattet werden, 
daß sie ihre öffentlichen Aufga- 
ben eigenverantwortlich erfüllen 
können. 


Dazu dient vor allem der gesamt- 
deutsche Länderfinanzausgleich, 
der auch eine Neuverteilung der 
Umsatzsteuer zwischen Bund 
und Ländern vorsicht. 


Länderfinanzausgleich: Bis ein- 
schließlich 1994 gibt es keinen ge- 
samtdeutschen Länderfinanzaus- 
gleich. Vielmehr regeln die West- 
Länder und die neuen Länder 
den Finanzausgleich bis dahin in 
getrennten Systemen jeweils un- 
ter sich - die alten Länder wie ge- 
habt, die neuen Länder mit Hilfe 
des Fonds Deutsche Einheit, aus 
dem sie 1993 und 1994 je 30 bis 35 
Milliarden DM erhalten. 


Ab 1995 wird der horizontale Fi- 
nanzausgleich auf alle 16 Bundes- 
länder ausgedehnt. Der Umver- 
teilungs-Topf wird allerdings we- 
sentlich größer, weil zwischen 
Ost und West ein viel stärkeres Fi- 
nanzgefälle auszugleichen ist als 


zwischen den Alt-Bundeslän- 
dern. 


Bis Ende 1994 kassieren die Län- 
der 37 Prozent der Umsatzsteuer, 
ab 1995 erhöht sich ihr Anteil zu 
Lasten des Bundes auf 44 Pro- 
zent. 


Für die alten Bundesländer sind 
die zusätzlichen Gelder jedoch 
nur ein durchlaufender Posten. 
Sie geben fast alles über den 
neuen Länderfinanzausgleich an 
die neuen Länder weiter. 


Für die neuen Bundesländer 
bringt die neue Verteilungs-For- 
mel rund 35 Milliarden DM. 
Doch damit der Umverteilung 
von Geldern noch nicht genug: 


Der Bund schleust über den Ka- 
nal der Fehlbetrags-Bundeser- 
gänzungszuweisungen jährlich 
6,4 Milliarden DM in die Länder 
- 4,1 Milliarden DM davon flie- 
ßen nach Mitteldeutschland. Mit 
steigender Steuerkraft der Län- 
der verringert sich dieser Betrag 
allerdings. 


Nicht zweckgebundene Sonder- 
bedarfs-Ergänzungszuweisungen 
von sieben Milliarden DM und 
zehn Milliarden DM für den Auf- 
bau der Infrastruktur komplettie- 
ren 1995 die Finanzausstattung 
der neuen Länder. 


Wie es unter dem 
Strich aussieht 


Beim Bund addieren sich Erbla- 
sten, Länderfinanzausgleich und 
einige kleinere Ausgaben-Posten 
zu insgesamt 88,2 Milliarden 


Genau 37,2 Milliarden DM da- 
von werden durch die im Födera- 
len Konsolidierungsprogramm 
vorgesehenen Ausgabenkürzun- 
gen, den Abbau von Steuersub- 
ventionen und vor allem durch 
den Solidaritätszuschlag (28 Mil- 
liarden DM) finanziert. 


Weitere Einsparungen in Höhe 
von 33,3 Milliarden DM resultie- 
ren daraus, daß der Fonds Deut- 
sche Einheit und der Kreditab- 
wicklungsfonds 1994 auslaufen 
und die Berlin-Hilfe sowie die 
bisherigen Bundesergänzungszu- 
weisungen an die West-Länder 
wegfallen. 


Unterm Strich verbleibt dem 
Bund 1995 nach diesem Kompro- 


miß ein Finanzierungsdefizit von 
17,7 Milliarden DM. 


Die West-Länder kommen weit- 
aus glimpflicher davon. 


Die Rechnung: Nach der neuen 
Verteilungsformel müssen die 
Länder 9,7 Milliarden DM Aus- 
gaben aufbringen. Davon wer- 
den 4,8 Milliarden DM durch 
Ausgabenkürzungen und den 
Abbau von Subventionen finan- 
ziert, weitere 2,7 Milliarden DM 
werden obendrein durch den 
Wegfall alter Finanzierungsin- 
strumente eingespart. 


Im nächsten Jahr macht 
Bonn noch mehr Schulden 


Der Klausur-Kompromiß erhöht 
das Defizit in den West-Länder- 
kassen um ganze 2,2 Milliarden 


Die neuen Länder bekommen 
1995 brutto 54,5 Milliarden DM. 
Ausgabenkürzungen und der Ab- 
bau von Steuersubventionen 
bringen noch einmal 1,3 Milliar- 
den DM. 


Im Vergleich zu den Vorjahren 
müssen die neuen Länder jedoch 
auf die Einnahmen aus dem 
Fonds Deutsche Einheit (29,8 
Milliarden DM) und der Berlin- 
Hilfe (6,2 Milliarden DM) ver- 
zichten. 


Alles in allem verringert sich das 
Defizit in den mitteldeutschen 
Kassen durch den Klausur-Kom- 
promiß um 19,8 Milliarden DM. 


Trotz der großen Umschichtun- 
gen und des Solidaritätszuschla- 
ges muß sich der Bund im Jahr 
1995 wesentlich höher verschul- 
den als ursprünglich geplant wor- 
den ist. 


Die Nettokreditaufnahme des 
Bundes steigt 1995 auf knapp 64 
Milliarden DM -bei der mittelfri- 
stigen Finanzplanung war der Fi- 
nanzminister zunächst nur von 26 
Milliarden DM ausgegangen. 

Allerdings enthielt die alte Schät- 
zung nur die halbe Wahrheit. 
Jetzt erst liegen alle Karten auf 
dem Tisch: Die ehemaligen Ne- 
benhaushalte wie Treuhand, Kre- 
ditabwicklungsfonds und die Alt- 
schulden aus dem kommunalen 
Wohnungsbau in Mitteldeutsch- 
land werden als Erblastenfonds 
unmittelbar in den Bundeshaus- 
halt integriert sein. Oo 


Mittel- 
deutschland 


Neue Aufgaben 
für die Treuhand 


Die Treuhandanstalt wird ihre 
Privatisierungsaufgabe vermut- 
lich bis Ende 1993 weitgehend 
erfüllt haben. An die Stelle der 
15 regionalen Niederlassungen 
der Berliner Zentrale werden 
dann Geschäftsstellen mit ande- 
ren Aufgabenschwerpunkten 
treten. Dabei wird auch ein 
neuer Mitarbeiterstab benötigt. 


Klein aber fein: Ohne die regio- 
nalen Niederlassungen der Treu- 
hand-Zentrale wäre die Privati- 
sierung gerade mittelständischer 
Unternehmen nicht so schnell zu 
schaffen gewesen. Seit Oktober 
1990 haben sie 55 Prozent aller 
Unternehmens-Privatisierungen 
der Treuhandanstalt erledigt: 


Genau 6153 Unternehmen, 6244 
Einzelhandelsgeschäfte, 1956 
Gaststätten und Hotels, 1592 
Apotheken, 632 Buchhandlun- 
gen und Kinos sowie 11500 
Grundstücke wurden bisher 
durch die Treuhand-Niederlas- 
sungen in Privathand überführt. 

Vorteil der dezentralen Privati- 
sierung: Genaue Kenntnis der 
Unternehmen vor Ort und der 
Kontakt zu den regionalen Be- 
hörden waren für die Beurteilung 
von _Unternehmensstrategien 
und die Klärung der meist kom- 
plizierten Eigentumsfragen hilf- 
reich — beispielsweise auf dem 
Wege des Management-Buyout: 


Mit 1744 MBO, das sind 89 Pro- 
zent aller MBO-Verkäufe der 
Treuhandanstalt, wurde vielen 
ostdeutschen Existenzgründern 
der Schritt in die Selbständigkeit 
ermöglicht. 


Auch die Rückgabe von Unter- 
nehmen und Vermögenswerten 
an Alteigentümer lag maßgeblich 
in den Händen der regionalen 
Niederlassungen. 


Auf ihr Konto kommen rund 
3850 reprivatisierte Unterneh- 
men. 


Wenn die Treuhand-Niederlas- 
sungen ihren gesetzlichen Auf- 
trag erfüllt haben, werden sie in 


Geschäftsstellen umgewandelt, 
die sich aus zwei Bereichen zu- 
sammensetzen: Einem Bereich, 
der den privatisierten Unterneh- 
men bei der Bewältigung der 
noch ungelösten Probleme hilft 
und einem Bereich, der die noch 
offenen Fragen bei den Liegen- 
schaften beantworten muß. 


Auf diese Geschäftsstellen war- 
ten neue Aufgaben, die auch ein 
neues Personalprofil verlangen: 
So werden erheblich mehr Juri- 
sten und Fachleute benötigt, die 
sich in Management-Fragen aus- 
kennen. 


Das veränderte Arbeitsfeld um- 
faßt vor allem fünf Schwer- 
punkte: 


Nachbesserungen: Viele der 
18000 von den Niederlassungen 
abgeschlossenen Verträge enthal- 
ten Nachbesserungsklauseln. Sie 
sehen eine Anpassung an den ak- 
tuellen Verkehrswert der Immo- 
bilien und Grundstücke vor; das 
ist gegebenenfalls mit Nachver- 
handlungen verbunden. 


Nachbesserungen stehen auch an 
für die Einlösung von Kaufpreis- 
stundungen und Ausgleichsforde- 
rungen von Vorkaufsrechten 
sowie für Regelungen der Alt- 
lastensanierung. 


Controlling: Bei der Privatisie- 
rung sind die Unternehmen Inve- 
stitions- und Beschäftigungsga- 
rantien eingegangen. Jetzt muß 
überprüft werden, ob diese Ver- 
pflichtungen auch erfüllt werden. 
Reprivatisierungsansprüche: Der 
Personalbestand in diesem Be- 
reich soll verdoppelt werden. 
Denn für 6100 der Rückgabefälle 
von meist mittelständischen Un- 
ternehmen und von Vermögens- 
gegenständen stehen die Ent- 
scheidungen noch aus. Hierbei 
sind vor allem erfahrene Juristen 
gefragt. 


Liegenschaftsverwaltung: Die 
Hauptarbeit dürfte sich auf die 
Liegenschaftsverwertung kon- 
zentrieren: 


Von den insgesamt über 45000 
Liegenschaften der Treuhandan- 
stalt wurden bislang erst 13800 
verkauft. 


So müssen für rund 20000 Grund- 
stücke erst einmal die Lage- und 
Katasterpläne gesichtet werden, 
damit Verkaufsangebote erstellt 
werden können. oO 
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Banker- 
Journal 


GATT wird die 
US-Wirtschaft 
schwer schädigen 


Unter den Bedingungen der Uru- 
guay-Runde des General Agree- 
ment on Tariffs and Trade 
(GATT), würde die amerikani- 
sche Wirtschaft um 36 bis 62 Mil- 
liarden Dollar pro Jahr schrump- 
fen, geht aus einer Studie des 
Economic Strategy Institute 
(ESI) hervor, berichtete die »Chi- 
cago Tribune«. Die Studie räumt 
ein, daß amerikanische landwirt- 
schaftliche Exporte um 2,5 bis 
3,5 Milliarden Dollar pro Jahr 
steigen würden, sagt aber voraus, 
daß das Handelsdefizit um wei- 
tere 32 bis 37 Milliarden Dollar 
anschwellen wird, daß die ameri- 
kanische Textilindustrie um 13 
Milliarden Dollar pro Jahr 
schrumpft und die Produktion 
von Rohstahl um 1,9 Milliarden 
Dollar zurückgehen würde. 

Da es der US-Regierung unter- 
sagt ist, Handelsstrafen wie Aus- 
gleichszölle zu erheben, würde 
die amerikanische Elektronik-In- 
dustrie sechs bis acht Milliarden 
Dollar pro Jahr einbüßen. Der 
Wiederaufstieg der amerikani- 
schen Halbleiter-Industrie, die 
mit Hilfe der Regierung einen be- 
deutsamen Anteil am Weltmarkt 
wiedergewinnen könnte, würde 
durchkreuzt und möglicherweise 
ins Gegenteil verkehrt werden, 
warnte der Bericht. 

In dem Bericht wird auch die 
Farce der Behauptung der Bush- 
Regierung von vor zwei Jahren 
erwähnt, daß die neue GATT- 
Vereinbarung der Weltwirtschaft 
in den kommenden zehn Jahren 
weitere vier Billionen Dollar ein- 
bringen werde. Indem festge- 
stellt wird, daß die Bush-Regie- 
rung im Dezember letzten Jahres 
die Schätzung der Weltwirt- 
schaftsgewinne auf fünf Billionen 
Dollar erhöhte, heißt es in dem 
ESI-Bericht weiter: »Wie aus die- 
sen von einander abweichenden 
Voraussagen zu entnehmen ist, 
hat die US-Regierung in Wirk- 
lichkeit keine rechte Vorstellung 
davon, was die Vereinbarung der 
Uruguay-Runde für die Weltwirt- 
schaft oder für Amerika bedeu- 
tet.« 
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Das Entwicklungs-Zentrum der 
OECD sagte einen weltweiten 
Gewinn von 19,5 Milliarden Dol- 
lar auf der Basis eines neuen 
GATT-Abkommens voraus, der, 
wie der ESI-Bericht ausführt, ge- 
ringer als 0,02 Prozent der gesam- 
ten Weltwirtschaft ist. DO 


Kosaken in 
Sarajewo? 


Während sich Berichte darüber 
vermehren, daß eine Art militäri- 
scher Eingriff des Westens im 
ehemaligen Jugoslawien vorbe- 
reitet wird, warnt ein Bericht des 
russischen »Ex-Offizier« Sergej 
Sidorow in der französischen Ta- 
geszeitung »Liberation«, aus der 
russischen Tageszeitung »Kras- 
naja Swersda« nachgedruckt, mit 
scharfen Worten vor einer sol- 
chen Eventualität. 


Der Artikel trägt die Überschrift: 
»Will der Westen Kosaken in Sa- 
rajewo sehen ?« Über die Serben, 
die der orthodoxen Glaubens- 
richtung angehören, schreibt er, 
daß die Kosaken »ihren Glau- 
bensbrüdern entschlossene Hilfe 
versprechen, wenn es in Jugosla- 
wien zu einer Aggression durch 
das Ausland kommt«. 


Sidorow behauptet, am orthodo- 
xen Heiligen Abend in Belgrad 
gewesen zu sein, wo er mit dem 
Repräsentanten der »wiederge- 
borenen kosakischen Gemeinde 
von Kuban«, dem Obersten der 
Reserve Valery Gontscharenko, 
zusammengetroffen sei. Gont- 
scharenko, der über 30 Jahre in 
der Roten Armee diente, sagte: 
»Wir haben genug Freiwillige, 
um ein Armee-Korps nach hier- 
her zu bringen, das sich aus Män- 
nern zusammensetzt, die in der 
modernen Kriegsführung erfah- 
ren sind.« 


Sidorow berichtet, daß russische 
Freiwillige bereits an der Seite 
der bosnischen Serben kämpfen, 
unter dem Slogan: »Für die Sla- 
wen, für die Orthodoxie, für 
Rußland«. 

Sidorow schreibt weiter: »Eine 
dialektische Verbindung zwi- 
schen den Entwicklungen der ju- 
goslawischen Krise und der inter- 
nen politischen Lage in Rußland 
ist offensichtlich. Die andau- 
ernde serbenfeindliche Haltung 
des Westens bis zur bewaffneten 
Intervention hin kann zu einer 
völligen Umkehrung der Außen- 


politik Rußlands führen, was 
nicht ohne Folgen für die inter- 
nen Probleme bleiben würde ... 
Um es frei heraus zu sagen, der 
Westen erinnert mich an einen 
betrunkenen Lokführer, der an- 
gesichts einer bevorstehenden 
Katastrophe gleichzeitig seine 
Fahrt beschleunigt und auf die 
Bremse tritt.« Der Westen muß 
mit seiner »Verteufelung« der 
Serben aufhören, oder er könnte 
wieder einmal erleben, daß die 
Russen an der Seite der Serben 
am Krieg teilnehmen, wie es in 
diesem Jahrhundert schon ein- 
mal geschah, warnte er. Oo 


Polen führt 
Regierung per 
Erlaß ein 


Die polnische Regierung billigte 
die endgültige Version eines Ge- 
setzes, mit dem sie ermächtigt 
wird, in Angelegenheiten, die 
mit dem Management der Wirt- 
schaft und der staatlichen Vermö- 
genswerte, Regierungsreform, 
öffentliche Dienste und Anpas- 
sung der polnischen Gesetzge- 
bung an die Normen der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu tun ha- 
ben, per Erlaß zu regieren. Die 
Regierung wird eine Liste von Er- 
lassen erstellen und einen Plan, 
um diese in die Tat umzusetzen, 
vorlegen. 

Nachfolgende Themen können 
nicht Gegenstand irgendeines 
solchen Erlasses sein: Verfas- 
sungsänderungen; Präsident- 
schafts-, Parlaments- oder Ge- 
meindewahlen; der Staatshaus- 
halt; bürgerliche und politische 
Freiheiten. 


Das Gesetz enthält zahlreiche 
Absicherungen: Ein Erlaß tritt in 
Kraft, nachdem er vom Präsiden- 
ten unterzeichnet worden ist; 
eine Beschwerde dagegen kann 
gegenüber dem Verfassungsge- 
richt erhoben werden; einige Er- 
lasse werden in Absprache mit 
Repräsentanten der Gesell- 
schaft, wie zum Beispiel Gewerk- 
schaften, verkündet; die Regie- 
rung muß sich gegenüber dem 
Sejm (Parlament) für jeden Ver- 
stoß gegen das Gesetz durch ei- 
nen Erlaß verantworten. 


Die Maßnahmen wurden unter 
wachsender Unzufriedenheit der 
Bevölkerung wegen der Wirt- 
schaftskrise und wegen der Tatsa- 
che, daß die meisten der alten 


Funktionäre aus der Zeit vor 
1990 immer noch in Machtposi- 
tionen des Staates, einschließlich 
im Stab des Präsidenten Lech Wa- 
lesa sitzen, verkündet. Mehrere 
Tausend Menschen versammel- 
ten sich in Warschau und forder- 
ten Walesa zum Rücktritt auf. 
Querverbindungen zwischen der 
alten Kommunistischen Nomen- 
klatura und Strukturen, die dem 
internationalen Währungsfonds 
nahestehen, werden von vielen 
für das steigende Elend der Be- 
völkerung verantwortlich ge- 
macht. a 


Viertes Jahr des 
wirtschaftlichen 
Zusammen- 
bruchs in Ost- 
europa 


1993 wird das vierte Jahr des wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs 
und steigender Arbeitslosigkeit 
für Osteuropa sein, heißt es in ei- 
ner vom Wiener Institut für Inter- 
nationale Vergleichswissenschaft- 
liche Studien (WIIW) im Januar 
dieses Jahres erstellten Pro- 
gnose. 


In dem Bericht werden die ehe- 
malige Tschechoslowakei, Rumä- 
nien, Bulgarien und die Gemein- 
schaft unabhängiger Staaten 
(GUS) der ehemaligen Sowjet- 
union aufgeführt, die, wie es 
heißt, kaum eine Verlangsamung 
im Zusammenbruch ihrer Indu- 
strieproduktion erleben werden. 
Stattdessen werden sie 1993 ei- 
nen Rückgang der Industriepro- 
duktion um 15 bis 16 Prozent ver- 
zeichnen. 


Selbst in jenen osteuropäischen 
Ländern, wo die Bedingungen et- 
was besser sind, wie Polen und 
Ungarn, werde die Arbeitslosen- 
quote in diesem Jahr beträchtlich 
steigen. In Polen, das Ende 1992 
eine amtliche Arbeitslosenquote 
von 13,5 Prozent (2,5 Millionen 
ohne Arbeit) verzeichnete, wird 
es einen Anstieg dieser Quote auf 
16,2 Prozent (oder drei Millio- 
nen) geben, und in Ungarn werde 
die Arbeitslosenquote von der- 
zeit 11 Prozent auf 17 Prozent 
(von 627000 auf eine Million Ar- 
beitslose) steigen. In der ehema- 
ligen Tschechoslowakei werde 
sich die Arbeitslosigkeit fast ver- 
doppeln, von 390000 auf 750000, 


was die Quote von 5,5 auf 10,5 
Prozent in die Höhe schnellen 
lassen werde. 

Die Inflationsquoten werden im 
laufenden Jahr ebenfalls exhorbi- 
tant sein, mit 25 Prozent in Un- 
garn, 45 Prozent in Polen, 100 
Prozent in Bulgarien und 250 Pro- 
zent in Rumänien. Rußland ver- 
zeichne eine Inflationsquote von 
1000 Prozent. m 


Jelzin tritt für 
Block mit Indien 
und China ein 


Der russische Präsident Boris Jel- 
zin äußerte vor dem indischen 
Parlament, daß friedliche Bezie- 
hungen unter den drei größten 
Nationen — Indien, China und 
Rußland - ein stabilisierender 
Faktor sein können, und zwar 
»nicht nur in Asien, sondern auch 
in der Welt«. Jelzin lobte Indiens 
Versuche in den letzten drei Jah- 
ren, seine Bindungen an China 
zu verbessern, was, wie er sagte, 
mit Moskaus Schritten in die glei- 
che Richtung übereinstimme. 


Jelzin sagte auf einer Pressekon- 
ferenz, er wolle »ein Gleichge- 
wicht zwischen Ost und West her- 
stellen. Es ist meine Hoffnung, 
daß sie dies unterstützen. Wir ha- 
ben weder eine prowestliche 
noch eine proöstliche Politik«. 
Das Alignment zwischen Ruß- 
land, China und Indien könnte 
eine »Hauptkraft sein, um einen 
Ausgleich zwischen amerikani- 
schen und europäischen Interes- 
sen herbeizuführen«, stellte Jel- 
zin fest. »In Asien betrachten wir 
niemanden als potentiellen Geg- 
ner.« 

»In der militärischen Sphäre, 
meinte er, »haben wir eine Tradi- 
tion mit Indien gemeinsam, und 
wir beabsichtigen nicht, diese zu 
zerstören.« Er gab bekannt, daß 
Rußland seine Pläne vorantrei- 
ben werde, Raketenantriebe und 
Expertisen an Indien für dessen 
Raumfahrtprogramme zu ver- 
kaufen, über laute Proteste der 
Amerikaner hinweg. »Wenn zwei 
große Nationen, in diesem Fall 
Indien und Rußland, eine Verein- 
barung unterzeichnen, dann ist 
es nicht geschäftstüchtig oder 
ordnungsgemäß, diese Vereinba- 
rung zu brechen«, kommentierte 
Jelzin nach einem Zusammen- 
treffen mit indischen Regierungs- 
beamten. »Und keine Drittpartei 
kann sich in die Erfüllung einer 


solchen Vereinbarung einmi- 
schen. Wir werden also, wie ver- 
einbart, Tieftemperatur-Rake- 
tenantriebe liefern.« Oo 


Irische Bischöfe 
verurteilen Wäh- 
rungs-Dealer 


Irische Bischöfe verurteilten in- 
ternationale Währungsdealer, 
weil sie mit der irischen Wäh- 
rung, dem Punt, spekulieren, be- 
richtete Reuter. 


»Die Liebe zum Geld ist greifbar 
an der Wurzel aller dieser 
Dinge«, behauptet Walton Em- 
pey, der protestantische Bischof 
von Meath. »Es ist unglaublich 
unmoralisch, daß wohlhabende 
Leute und Firmen Millionen 
scheffeln können, indem sie eine 
ganze Nation als Geisel festhal- 
ten. Es ist erschreckend zu schen, 
was sie dem Leben so vieler Men- 
schen antun.« 


»Die Aktivität gefährdet die Zu- 
kunft des Landes und geht auf 
Kosten des Gemeinwohls. Sie 
kann nicht geduldet werden und 
verstößt gegen jeden christlichen 
Grundsatz«, setzte der römisch- 
katholische Bischof Michael 
Smith hinzu. 


Das irische Punt wurde am 30. Ja- 
nuar dieses Jahres nach einer 
Notstandssitzung des Währungs- 
ausschusses der Europäischen 
Gemeinschaft in Brüssel um zehn 
Prozent abgewertet. Die Zentral- 
bank hatte übernacht die Zins- 
sätze auf sträfliche 100 Prozent 
erhöht, bei einem fehlgeschlage- 
nen Versuch, Spekulanten abzu- 
wehren, sagen die Dealer. Die 
Abwertung des Punts wurde 
durch Britanniens überraschende 
Entscheidung am 26. Januar 
1993, die Zinssätze zu beschnei- 
den, ausgelöst, ein Schritt, der 
das britische Pfund drastisch 
schwächte. Irische Firmen liefern 
ein Drittel ihrer Exportgüter an 
Britannien. oO 


Brasilien will 
Partnerschaft 
mit Britannien 


Der brasilianische Außenmini- 
ster Fernando Henrique Cardoso 
schlug während eines Besuchs im 


»Perfiden Albion« eine »politi- 
sche Partnerschaft« mit Großbri- 
tannien vor, berichtete die Zei- 
tung »Gazeta Mercantil«. »Wir 
verlangen nichts von Großbritan- 
nien; wir wollen politische Part- 
ner sein und von daher gesehen 
unsere Handelsbeziehungen er- 
weitern«, sagte er. 


Cardoso, ein ehemaliges Mit- 
glied des Exekutiv-Ausschusses 
für den Zwischen-Amerikani- 
schen Dialog, traf während sei- 
nes Besuchs mit dem britischen 
Außenminister Douglas Hurd, 
dem Minister für Europa und La- 
teinamerika des Außenministe- 
riums Tristan Garel-Jones und an- 
deren zusammen. 


Die Briten boten an, den Anfang 
zu machen durch Beibehaltung 
eines ständigen Austausches von 
Informationen mit Brasilien auf 
hoher Ebene über die weltpoliti- 
sche Lage. »Douglas war über 
sein gestriges Zusammentreffen 
mit Cardoso sehr erfreut«, sagte 
Garel-Jones vor der Presse. »Er 
zeigte ihm, wie wir wirklich ein 
Teil der gleichen Welt sein kön- 
nen. Der Minister ist ein weiteres 
Beispiel - und ein ausgezeichne- 
tes - für das neue Lateiname- 
rika.« Sie vertreten gleiche An- 
sichten über das General Agree- 
ment of Tariffs and Trade 
(GATT) und über die Notwen- 
digkeit für eine Lösung für An- 
gola auf Verhandlungsbasis, äu- 
Berte er weiter. Oo 


Armut als 
Ko-Faktor bei 
der Verbreitung 
von AIDS 


Eine kürzliche Erklärung der 
US-National Commission on 
AIDS läßt erkennen, daß Armut 
mehr und mehr als bedeutender 
Ko-Faktor bei der Verbreitung 
von AIDS erkannt wird. Die 
Kommission machte den Rassis- 
mus dafür verantwortlich, als 
Barriere zu wirken, wenn man es 
mit AIDS zu tun hat, wobei Afro- 
Amerikaner und Hispanier die 
volle Hälfte aller Amerikaner, 
die mit der HIV-Krankheit leben, 
darstellen. Es heißt darin: »Die 
kommulative Auswirkung der 
Rassendiskriminierung, die chro- 
nische Beschränkung des Zu- 
gangs zu Hilfsmitteln und die sich 
daraus ergebende Unterentwick- 


lung der Gemeinde-Infrastruktu- 
ren hätten dauerhafte Auswir- 
kungen.« 


Das Kommissionsmitglied Har- 
lon Dalton von der Universität 
Yale meinte, die Epidemie treffe 
in einem unverhältnismäßig ho- 
hem Ausmaß Minderheiten. »In- 
nerhalb dieser Gemeinden 
herrscht die berechtigte Furcht 
vor, daß die Besorgnis der Of- 
fentlichkeit um die Epidemie da- 
hinschwinden wird, da AIDS 
mehr als je zuvor als eine Seuche 
der »Anderen«, von Menschen, 
mit denen das weiße Amerika 
sich nicht identifiziert, angese- 
hen wird«, äußerte Dalton. U 


Japans 
Miyazawa 
gegen 
Erweiterung 
der Aufgaben 
des Militärs 


Jelzin sagte auf einer Pressekon- 
ferenz, er wolle »ein Gleichge- 
wicht zwischen Ost und West her- 
stellen. Es ist meine Hoffnung, 
daß sie dies unterstützen. Wir ha- 
ben weder eine prowestliche 
noch eine proöstliche Politik«. 


Das Alignment zwischen Ruß- 
land, China und Indien könnte 
eine »Hauptkraft sein, um einen 
Ausgleich zwischen amerikani- 
schen und europäischen Interes- 
sen herbeizuführen«, stellte Jel- 
zin fest. »In Asien betrachten wir 
niemanden als potentiellen Geg- 
ner.« 


»Die Verfassung beruht auf den 
Konzepten des Pazifismus und 
des Respekts für grundlegende 
Menschenrechte«, sagte Miya- 
zawa in einem Dokument, das 
vor den Ministern verlesen 
wurde. »Diese Konzepte müssen 
aufrechterhalten werden ... das 
Kabinett hat keine Pläne, politi- 
sche Debatten über eine Verfas- 
sungsänderung auf die Tagesord- 
nung zu setzen.« 


Watanabe und andere »Falken« 
aus der regierenden Liberalde- 
mokratischen Partei bildeten 
kürzlich ein parlamentarisches 
Gremium, das sich mit Revisio- 
nen der Verfassung befassen 
sollte. 
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Osteuropa 


Privatisierung 
im Schnecken- 


tempo 


Seit drei Jahren arbeiten die Länder des ehemaligen Ostblocks an 
der Privatisierung ihrer Staatsbetriebe. Doch die Erfolge bleiben 
weit hinter den ehrgeizigen Zielen von einst zurück. Nach wie vor 
kommt ein Großteil der Produktion aus staatlichen Betrieben. 


Zu Beginn der Wirtschaftsrefor- 
men wurden in Ungarn, Rumä- 
nien, Bulgarien, Rußland und 
der ehemaligen CSFR jeweils 93 
und 100 Prozent der gesamtwirt- 
schaftlichen Wertschöpfung von 
Staatsunternehmen erbracht. Le- 
diglich in Polen war der Staatsan- 
teil geringer: 82 Prozent. Der Sta- 
tus quo zum Jahreswechsel 1989/ 
9%: 


Viele Arten von 
Privatisierungskonzepten 


Insgesamt standen mindestens 
60000 Staatsbetriebe zur Privati- 
sierung an - und dabei wurden in 
Rußland und Bulgarien sogar nur 
die Industrieunternehmen ge- 
zählt. 


Die Zahl der zu privatisierenden 
Unternehmen wird noch größer, 
wenn die alten Kombinate in klei- 
nere Betriebseinheiten zerlegt 
werden - ohne dieses Verfahren 
kann die Privatisierung der Mam- 
mut-Betriebe überhaupt nicht ge- 
lingen. Diese Art von Zellteilung 
hat beispielsweise in den neuen 
Bundesländern dazu geführt, 
daß die Zahl der Unternehmen 
binnen anderthalb Jahren um 
fast 20 Prozent wuchs. Doch 
nicht nur die Quantität macht 
den Reformstaaten zu schaffen. 
Die unterschiedlichen politi- 
schen, gesellschaftlichen und 
ökonomischen Strukturen in den 
einzelnen Ländern haben auch 
eine Vielzahl von Privatisierungs- 
konzepten geboren. 


Von der Restitution abgesehen, 
basieren die verschiedenen Mo- 
delle auf sechs Grundformen: 
Verkaufen, Verschenken und Ver- 
pachten - und das jeweils an Be- 
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triebsangehörige oder Betriebs- 
fremde. 


Welches Modell ein Land auch fa- 
vorisiert — die Ziele sind überall 
gleich: Die volkswirtschaftliche 
Kapitallücke/Ersparnislücke muß 
verringert werden; das Defizit an 
qualifizierten Managern muß ab- 
gebaut werden; das Eigentum 
soll möglichst rasch übertragen 
werden und die Privatisierung 
muß von der Bevölkerung akzep- 
tiert werden. 


Die Übertragung 
des Staatseigentums 


Dieser Katalog zieht häufig Ziel- 
konflikte nach sich: 

Die Kapitallücke läßt sich nur mit 
ausländischem Kapital schließen 
- das wiederum schürt die Aus- 
verkauf-Angste der Bevölke- 
rung. 


| 
| 


Ein effizientes Management setzt 
voraus, daß das alte System von 
Unternehmenssubventionen be- 
seitigt wird. Dadurch steigt, zu- 
mindest kurzfristig, der Druck 
auf Produktion und Beschäfti- 
gung - Folgen, die der ohnehin 
durch Arbeitslosigkeit gebeutel- 
ten Bevölkerung kaum schmack- 
haft zu machen sind. 


Die Übertragung des Staatsei- 
gentums an Betriebsangehörige 
hat zwei Vorteile: Die Privatisie- 
rung geht schneller voran und die 
Manager können aus den eige- 
nen Reihen rekrutiert werden. 
Der Nachteil: Die übrige Bevöl- 
kerung bleibt in dieser Variante 
außen vor. 


Wird hingegen das Staatseigen- 
tum an die gesamte Bevölkerung 
verschenkt, bringt das weder Ka- 
pital noch geeignete Manager in 
den Betrieb. 


In den Staaten, die in erster Linie 
darauf achten, daß die Bevölke- 
rung die Privatisierung akzep- 
tiert, leidet das Tempo der Priva- 
tisierung. 


Insbesondere der oft zitierte Ziel- 
konflikt zwischen sozialer Ver- 
träglichkeit und Privatisierungs- 
tempo ist offensichtlich in eini- 
gen Ländern zu Lasten der zügi- 
gen Abwicklung gegangen: 


Polen hat sehr früh mit der Priva- 
tisierung begonnen. Zwar hat 
sich von 1990 bis 1992 die Zahl 
der Privatunternehmen fast ver- 
doppelt, doch der Anteil des Pri- 
vatsektors am Bruttoinlandspro- 
dukt beträgt nach offiziellen 
Schätzungen lediglich rund 20 
Prozent. 


Auch Joint Ventures haben erst 
ein geringes wirtschaftliches Ge- 
wicht. Bei einem Großteil der 
knapp 10000 seit 1990 geschlosse- 
nen Joint Ventures dürfte es sich 
lediglich um Briefkastenfirmen 
handeln, deren Existenz einzig 
und allein dazu dient, Steuervor- 
teile und andere Subventionen 
einzufahren. 


Ungarn experimentiert sogar 
noch länger mit der Marktwirt- 
schaft, doch die Umwandlungs- 
quote liegt allenfalls bei 20 Pro- 
zent. Davon gehen mehr als 80 
Prozent auf das Konto ausländi- 
scher Beteiligungen. Der Anteil 
der Privaten am BIP wird auf 35 
Prozent taxiert. 


In der Tschechischen Republik er- 
reichte der Privatsektor im Sep- 
tember 1992 gerade acht Prozent 
der industriellen Produktion, in 
der Slowakischen Republik sogar 
nur drei Prozent. 


Diese Privatisierungsgrade blei- 
ben deutlich hinter den einst ehr- 
geizigen Fahrplänen zurück. 
Falls der Privatisierungs-Zug in 
diesem Tempo weiterfährt, wer- 
den noch fast 30 Jahre ins Land 
gehen, bis die Entstaatlichung in 
Osteuropa abgeschlossen ist - so 
das Adam Smith Institute in Lon- 
don im Herbst des vergangenen 
Jahres. 


Die Reformländer wollen das 
Privatisierungstempo beschleuni- 
gen und setzen daher neue Ak- 
zente: 

Polen bereitet derzeit eine Mas- 
senprivatisierung vor. Dazu wer- 
den zehn bis zwölf Holding-Ge- 
sellschaften gegründet, die 60 
Prozent der Anteile an 400 mittel- 
großen Staatsbetrieben halten 
sollen. Die Polen bekommen 
dann Kupons, die sie bei Vorlage 
der Unternehmensbilanzen für 
das Jahr 1993 gegen Anteile an 
den Investmentfonds eintau- 
schen können. 


Die ehemalige CSFR will die 
zweite Runde der Voucher-Priva- 
tisierung beschleunigen. In der 
ersten Runde vergingen vom Er- 
werb der Kuponheftchen bis zum 
Erhalt der Aktien mehr als an- 
derthalb Jahre. Doch immerhin 
rund 93 Prozent der Aktien von 
fast 1500 Unternehmen fanden 
ihre Besitzer. 


In Ungarn war ausländisches Ka- 
pital bislang gern gesehen. Das 
Land konnte rund fünf Milliar- 
den Dollar an ausländischen In- 
vestitionen anlocken - mehr als 
die Hälfte des Kapitalimports aller 
Reformstaaten (ohne Rußland). 


Die einstigen Dinosaurier 
der Planwirtschaft 


Doch seit Mitte 1992 fährt die Re- 
gierung bei der Privatisierung ei- 
nen deutlich nationalistischeren 
Kurs: 

30 bis 40 Prozent des Staatsver- 
mögens wurden einer neuen 
staatlichen Holding mit Sanie- 
rungsaufgaben übertragen - und 
damit erst einmal dem Zugriff 
von Ausländern entzogen. 


Gehen beim Verkauf eines Be- 
triebes gleichwertige Angebote 
von In- und Ausländern ein, soll 
die einheimische Offerte vorge- 
zogen werden. Außerdem erhal- 
ten die Einheimischen einen 
Preisnachlaß und dürfen in Raten 
zahlen. 


Das Leasing ist ausschließlich In- 
ländern vorbehalten. 


In Rußland ist das größte Privati- 
sierungsexperiment der Wirt- 
schaftsgeschichte angelaufen. Je- 
der Bürger erhält Privatisierungs- 
schecks im Gegenwert von 10000 
Rubel. Der Kreis der zu privati- 
sierenden Unternehmen wurde 
jüngst sogar um Rüstungsbe- 
triebe erweitert. Auch der 
Grund- und Bodenerwerb ist im 
Gespräch. 


Rumänien verschenkt seit Mitte 
1992 Anteilsscheine an fünf Pri- 
vateigentumsfonds. Damit sollen 
30 Prozent des ehemaligen Volks- 
vermögens an den Mann/die Frau 
gebracht werden. 


In Bulgarien ist die populäre Va- 
riante des Verschenkens bislang 
kein Thema. Statt dessen wurde 
frühzeitig mit der Restitution von 
Grund und Boden sowie gewerb- 
lichen Immobilien begonnen. 
Bei der großen Privatisierung, 
also der Entstaatlichung der In- 
dustrie, gilt jedoch bisher: Fehl- 
anzeige. 


In allen mittel- und osteuropäi- 
schen Staaten stößt die Privatisie- 
rung von Industriebetrieben auf 
Schwierigkeiten. Die einstigen 
Dinosaurier der Planwirtschaft 
sind oft nichts anderes als Altla- 
sten, die auch durch Privatisie- 
rung nicht flott zu kriegen sind. 

Doch selbst die bereits privati- 
sierten Betriebe haben ihre Na- 
gelprobe noch nicht bestanden: 
Ob das Kapital ausreicht und ob 
das Management fit ist, um im 
Wettbewerb zu bestehen - all das 
wird sich erst zeigen, wenn der 
Staat seine schützende Hand end- 
gültig weggezogen hat und die 
Unternehmen mit beiden Beinen 
im Markt stehen müssen. m 


Hans Maduk 


OHNE 
MORAL 


GOTT JAHWE 
UND PROPHET EZECHIEL 


Kritisches über Herkunft und 
Standort unserer Religion 


304 Seiten, gebunden, mit Schutzumschlag, 
DM 38.- ISBN 3-88686-020-5 


TOD OHNE MORAL 


Gott Jahwe und Prophet Ezechiel... 

ist das spannende Ergebnis schwieriger Recherchen in 
Ländern des Orients und Fernen Ostens. Dort stieß der 
Wissenschaftsjournalist Hans Maduk auf brisante Fak- 
ten, die ihn zu kritischen Analysen und uns zur erstma- 
ligen Veröffentlichung herausforderten. Im Mittelpunkt 
dieses engagierten und lesefreundlichen Buches ste= 
hen die größten Zeugen alttestamentlicher Greuel — 
Gott Jahwe und Prophet Ezechiel. 

Der Autor hat den heiklen Versuch unternommen, jene 
Fragen aufzudecken, die von Religionswissenschaft 
und Kirche einer breiten Öffentlichkeit bisher vorent- 
halten wurden. Mit sachlichen Argumenten wird nach- 
gewiesen, daß es Religionen schon jahrtausendelang 
gegeben hat, bevor deren Kernaussagen biblisch wur- 
den. Dies und die Tatsache, daß ein mittelasiatischer 
»Schöpfergott« auch als weitsichtiger Okologe ent- 
deckt wurde, der bereits vor 2500 Jahren die Warnung 
vor der Zerstörung natürlicher Umwelt verkünden ließ, 
wird aufhorchen lassen. 

Maduks kritisch-spekulativ angelegtes Sachbuch 
zwingt zur konstruktiven Meinungsbildung und warnt 
eindringlich vor dem seelenvernichtenden Sektierer- 
tum der »Zeugen Gott Jahwes«. Schließlich wird die 
seriöse Prä-Astronautik zitiert, die sachverständig dar- 
legt, daß ausgesuchte Irdische - unter ihnen Ezechiel — 
in grauer Vorzeit von »kosmischer Intelligenz« berührt 
worden sind. Dies begründet die Überzeugung, daß wir 
Erdenmenschen gerade erst am Anfang unserer Ent- 
wicklung stehen. 

Ein Buch, das man mehrmals liest! 


VERLAG MEHR WISSEN 
Jägerstraße 4 - 4000 Düsseldorf 1 


Osteuropa 


Hongkong vor 
der Haustur 


Die Arbeitskosten sind in allen osteuropäischen Reformstaaten im 
Vergleich zum westlichen Standard verschwindend gering. In der 
russischen Industrie betragen sie gerade einmal 95 DM pro Mitarbei- 
ter und Monat, die höchsten Arbeitskosten hat Ungarn mit 662 DM. 


Auf dem Papier sind die Einkom- 
men der osteuropäischen Indu- 
striearbeiter rapide gestiegen: 
Von 1985 bis 1992 erhöhten sich 
die Löhne in Polen um über 9500 
Prozent, in Ungarn um 240 Pro- 
zent und in der ehemaligen 
CSFR noch um knapp 50 Pro- 
zent. Hinter diesen nominalen 
Zuwächsen steckt jedoch keine 
Substanz. Denn die Preise haben 
sich allenthalben stärker erhöht 
als die Löhne und Gehälter. Der 
Faktor Arbeit ist also durchweg 
billiger geworden. 


Der Verfall 
der Wechselkurse 


Das gilt erst recht im internatio- 
nalen Maßstab. An den meisten 
osteuropäischen Standorten sind 
die Löhne durch den Verfall der 
Wechselkurse zusätzlich ge- 
drückt worden. 


Die monatliche Arbeitsleistung 
eines Russen kostet heute nur 
noch 58 DM an Lohn - Mitte der 
achtziger Jahre waren es 753 
DM. 


Die Lohnkosten für einen polni- 
schen Arbeitnehmer betragen 
derzeit umgerechnet 218 DM im 
Monat - halb so viel wie Mitte 
der achtziger Jahre. 


Ein Tscheche verursachte 1992 
nur noch Lohnkosten von 254 
DM - gegenüber 759 DM im Jahr 
1985. 


Für einen ungarischen Arbeit- 
nehmer muß ein Unternehmen 
403 DM an Lohn zahlen - 1985 
waren es erst 350 DM. 


Die Belastung der Arbeitgeber 
mit Personalzusatzkosten ist in 
den Reformstaaten hoch: Bezo- 
gen auf das Direktentgelt liegt 
die Zusatzkostenquote zwischen 
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50 und 70 Prozent. Denn bislang 
zahlen die Arbeitgeber, meist 
staatliche Betriebe, die Beiträge 
zur Sozialversicherung praktisch 
allein. 


Arbeitskosten niedriger 
als in Fernost 


Verglichen mit den westlichen 
Standards sind die Arbeitsko- 
sten, also die Summe aus Direkt- 
entgelt und Zusatzkosten, in den 
Reformländern extrem niedrig. 
Sie betragen in Rußland 1,4 Pro- 
zent des westdeutschen Niveaus, 
in Ungarn sind es zehn Prozent. 

Die Arbeitskosten der Reform- 
staaten liegen aber auch niedri- 
ger als in den fernöstlichen 
Schwellenländern und den Nie- 


driglohnländern der EG. In Por- 
tugal betragen die industriellen 
Arbeitskosten durchschnittlich 
1340 DM im Monat, in den fer- 
nöstlichen Schwellenländern 
durchschnittlich 1300 DM. 
Dadurch werden die Reformstaa- 
ten als Produktionsstandorte at- 
traktiver - und immer häufiger 
auch den EG-Südlichtern vorge- 
zogen. Denn für westliche Unter- 
nehmen ist es bei den teilweise 
gut ausgebildeten Fachkräften re- 
lativ einfach, dort Inseln hoher 
Produktivität durch Direktinve- 
stitionen zu errichten. 

Eine funktionsfähige tarifpoliti- 
sche Infrastruktur gibt es in 
Osteuropa noch nicht. Schlag- 
kräftige Gewerkschaften und 
organisatorisch stabile und tarif- 
politisch versierte Arbeitgeber- 
verbände sind Mangelware. In 
der Folge dominieren Betriebs- 
vereinbarungen. 


Schwache Position 
der Arbeitnehmer 


Rußland: Nach dem Gesetz über 
Tarifabkommen vom 11. März 
1992 sollen Tarifsätze, Entloh- 
nungsarten, Leistungszulagen 
und ähnliches zwischen Betriebs- 
leitung und Arbeitnehmern aus- 
gehandelt werden. Wegen der 
schwachen Position der Arbeit- 
nehmer bedeutet dies faktisch 


eine Lohnsetzung durch die Be- 
triebsleitung. 


Polen: Die Löhne werden über- 
wiegend auf Betriebsebene aus- 
gehandelt. 


Rumänien: Für die Staatsbe- 
triebe werden die Löhne von den 
zuständigen Ministerien festge- 
legt. Bei ganz oder teilweise pri- 
vatisierten Unternehmen gibt es 
kollektive Arbeitsverträge. 


Tschechische Republik: Tarifver- 
träge und Betriebsvereinbarun- 
gen müssen die strikten Lohnleit- 
linien beachten, die der Rat für 
wirtschaftliche und soziale Ver- 
einbarungen festlegt. Er setzt 
sich aus Vertretern von Regie- 
rung, Gewerkschaften und Ar- 
beitgeberverbänden zusammen. 
Faktisch besteht somit eine zen- 
trale Lohnregulierung. Kleinbe- 
triebe mit weniger als 25 Beschäf- 
tigten und Joint-ventures sind da- 
von ausgenommen. 


Ungarn: Es überwiegen Verträge 
auf Betriebsebene. Die Lohnfin- 
dung ist grundsätzlich frei. Aller- 
dings gibt der Staat Unter- und 
Obergrenzen vor. 

Bulgarien: In Privatunternehmen 
gibt es ausschließlich Betriebs- 
vereinbarungen, in staatlichen 
sowohl Betriebsvereinbarungen 
als auch Tarifabschlüsse. oO 


Arbeitskosten in Osteuropa 


Arbeitskosten je Arbeitnehmer und Monat 
im Warenproduzierenden Gewerbe 1992 in DM 


zum Vergleich: 
Westdeutschland 
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Stand Osteuropa: I, Halbjahr; Umrechnung: Durchschnitt der amtlichen Devisenkurse im ersten Halbjahr 1992 
Quelle: IW-Zusammenstellung Institut der deutschen Wirtschaft Köln 


Absprachegremien 


Die Treffen 
der Inter- 
nationalisten 


James P. Tucker 


Die geheimen Gesellschaften der Internationalisten, die sich aus 
mächtigen und einflußreichen Persönlichkeiten auf den Gebieten 
der Industrie, der Medien, der Politik und des Bankwesens zusam- 
mensetzen, bereiten sich darauf vor, sich zu den Tagungsorten ihrer 
diesjährigen Runde von Geheimtreffen zu begeben. 


Die beiden Hauptveranstaltun- 
gen der Schatten-Weltregierung 
fanden am 27. März 1993 in Wa- 
shington statt und werden im 
kommenden Monat irgendwo in 
Europa fortgesetzt, um die glo- 
bale Strategie für das kommende 
Jahr zu entwickeln. 


Die Trilaterale Kommission tagte 
vom 27. bis 29. März 1993 in Wa- 
shington. Ungefähr 320 interna- 
tionale Finanziers und politische 
Führer kamen in den Park Hyatt. 
Sie versammelten sich hinter ver- 
schlossenen und bewachten Tü- 
ren, aber die Tatsache, daß sie 
sich dort versammelten, wurde 
öffentlich festgestellt. 


Die Bilderberg-Gruppe, der Se- 
niorpartner der beiden, deren 
Führung eng mit der Irilateralen 
Kommission verflochten ist, ver- 
sucht, wie gewöhnlich, das dies- 
jährige Treffen geheimzuhalten. 


Die Bilderberg-Gruppe hat in 
diesem Jahr eine Reihe von Spu- 
ren hinsichtlich des Tagungsortes 
und der Tagungszeit gelegt, aber 
unsere Mitarbeiter haben dies 
auf irgendwo in Europa in der 
zweiten April-Hälfte eingeengt 
und sind zuversichtlich, daß die 
Einzelheiten vor dem Ereignis 
festgeklopft werden. 


Hohe Beamte des Weißen Hau- 
ses, des amerikanischen Außen- 
und Verteidigungsministeriums, 
sowie führende Persönlichkeiten 
im US-Kongreß, werden an bei- 
den Sitzungen teilnehmen. 


US-Finanzminister Lloyd Bent- 
sen, regelmäßiger Teilnehmer an 


eines meteorenhaften Aufstiegs 
zur Macht vorauswerfend, einen 
hochrangigen, aber vielleicht un- 
durchsichtigen Beamten des Wei- 
ßen Hauses entsenden. Für jede 
Minute seiner Zeit muß der ame- 
rikanische Präsident tagtäglich 
Rechenschaft der Offentlichkeit 
gegenüber ablegen. 


Amerikanische Präsidenten wer- 
den jedoch auf Bilderberg-Sit- 
zungen vertreten, seitdem 
Dwight D. Eisenhower seinen 
Assistenten, Gabriel Hauge, 
1955 nach Barbizon, Frankreich, 
entsandt hatte. 
Vizepräsident 


Dan Quayle 


wohnte 1990 der Sitzung auf 
Long Island, New York, bei, wo 
ihm gesagt wurde, daß in Ame- 
rika die Steuern erhöht werden 
müssen, was im August des glei- 


David Rockefeller hat zwei der wichtigsten Absprachegremien 
gegründet: Die Trilaterale Kommission und die Bilderberger. 


den Bilderberg-Sitzungen wäh- 
rend seiner Jahre als Vorsitzen- 
der des Finanzausschusses des 
US-Senats, ist sich wegen der 
Schwierigkeit, in der Offentlich- 
keit darüber Rechenschaft able- 
gen zu müssen, daß er einige Tage 
außer Landes sein werde, seiner 
diesjährigen Teilnahme nicht ge- 
wiß. Aber sein Vertreter wird ein 
hoher Beamter des US-Finanz- 
ministeriums sein. 


Gleichermaßen wird US-Präsi- 
dent Bill Clinton, ein langjähri- 
ger Trilateralist, der 1991 zur Bil- 
derberg-Sitzung in Baden-Baden 
geladen war, somit die Schatten 


chen Jahres zu dem Abkommen 
von Präsident Bush mit dem 
Kongreß über Steuererhöhung 
führte. 


Es gibt viel 
zu feiern 


Quayle konnte damals an einem 
Samstagabend dorthin fliegen 
und am Sonntagmorgen zurück- 
kehren, also zu einem Zeitraum 
den das Weiße Haus vertuschen 
konnte. Clinton kann jedoch sei- 
nen Vizepräsidenten Al Gore 
nicht ins Ausland schicken und 
das geheim halten. 


Die Schatten-Weltregierung hat 
in diesem Jahr viel zu feiern: 
Clinton ruft zur größten Steuerer- 
höhung in der amerikanischen 
Geschichte auf. Steuererhöhun- 
gen standen schon immer ganz 
obenan auf der Tagesordnung der 
Trilateralen und Bilderberger, 
um größere Macht über die Of- 
fentlichkeit ausüben und den 
Wohlstand außer Landes in die 
Dritte Welt verlagern zu können. 


Ungeachtet dessen, daß Clinton 
seine Vorbehalte gegenüber dem 
Vertrag zum Ausdruck gebracht 
hat, steht das North American 
Free Trade Agreement (NAFTA) 
kurz vor der Unterzeichnung, 
wie von der Bilderberg-Trilate- 
ral-Clique befohlen. 


Amerikanische Soldaten werden 
zum erstenmal unter fremde Be- 
fehlsgewalt gestellt. Dies wird ge- 
schehen, während sie in Somalia 
ausgeschwärmt sind, und es ist 
für das Ziel der Schattenregie- 
rung, die Vereinten Nationen zu 
einer ganz selbständigen Weltre- 
gierung, mit einer eigenen Ar- 
mee zu ihrer Verfügung, zu erhe- 
ben, von entscheidender Bedeu- 
tung. 


Die Bürger werden 
zur Kasse gebeten 


Zum ersten Male richten die Ver- 
einten Nationen ihr eigenes Ge- 
richt, ein »Kriegsverbrechen-Tri- 
bunal« ein, um Kambodschaner 
vor Gericht zu stellen und zu be- 
strafen, und ein ähnliches Tribu- 
nal wird im ehemaligen Jugosla- 
wien in Erwägung gezogen. Die- 
ser Präzedenzfall ist auch von Be- 
deutung, wenn die UNO sich zu 
einer ganz selbständigen Weltre- 
gierung entwickeln soll. 


Die Vereinigten Staaten wrden 
ihr Hilfspaket in der Größenord- 
nung von 400 Millionen Dollar an 
die ehemalige Sowjetunion im 
Steuerjahr 1994 auf 700 Millio- 
nen Dollar erhöhen, wie von der 
mächtigen Clique der Bilderber- 
ger und Trilateralen gefordert 
wird. Trotz des bisherigen Erfolgs 
der Globalisten auf dem Wege zu 
ihren Zielen werden auch in die- 
sem Jahr Forderungen gegen- 
über den Bürgern Europas und 
Amerikas, mehr von ihrem sauer 
verdienten Geld und ihrer natio- 
nalen Souveränität zu »opfern«, 
aus den Geheimsitzungen in Wa- 
shington und Europa herauskom- 
men. 
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NAFTA 


Mit dem 
gemeinsamen 


Amerika- 
nischen Markt 
kommen die 
Probleme 


Wenig bekannte Tatsachen über die Gefahren, die mit dem North 
American Free Trade Agreement (NAFTA) mit Kanada und Mexiko 
verbunden sind, sind das Thema des Interviews von Tom Valentine 
mit Edward Pecotte aus Seattle. Pecotte ist ein Repräsentant des Lo- 
cal No. 46 der International Brotherhood of Electrical Workers 
Union. Er ist der Koordinator dieser Gewerkschaft zu Umweltschüt- 
zern, Sozialverbänden und anderen Gewerkschaften, die gegen die 
Ratifizierung von NAFTA durch den amerikanischen Kongreß vorge- 
hen. Valentines Fragen sind in Fettdruck wiedergegeben. 


Was ist Ihre Tagesordnung in be- 
zug auf NAFTA? 


Pecotte: Die Hauptsache ist, die 
Aufmerksamkeit der Offentlich- 
keit auf unser Anliegen zu len- 
ken. Die Vereinbarung selbst ist 
der Offentlichkeit fast verborgen 
geblieben. Niemand weiß, was es 
bedeutet. Wenn man versucht, 
sich in den Zeitungen zu infor- 
mieren, stellt man fest, daß diese 
großen Firmen gehören. Es ist 
fast unmöglich, die Offentlich- 
keit davon in Kenntnis zu setzen, 
was diese Vereinbarung für den 
Durchschnittsbürger bedeutet. 


Die Vereinbarung selbst ist etwas 
über 2000 Seiten lang und besteht 
aus zwei Bänden. Ein Exemplar 
ist für rund 80 Dollar vom Go- 
vernment Printing Office (Staat- 
liche Druckerei) zu erhalten. 


Wie lange befassen Sie sich schon 
mit NAFTA? 


Pecotte: Ein Großteil meiner For- 
schungsarbeiten bestand darin, 
von unabhängigen Organisatio- 
nen über NAFTA durchgeführte 
Studien zu überprüfen und die 
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Mickey Kantor, US-Handelsre- 
präsentant, verlangte Anreize 
für amerikanische Firmen, da- 
mit sie nach Mexiko gehen. 


Vereinbarung durchzugehen, um 
zu untersuchen, welche mögli- 
chen Probleme sie für die drei be- 
teiligten Länder, die Vereinigten 
Staaten, Kanada und Mexiko, 
hervorrufen könnten. 


Was ist das Erste was jedermann 
über NAFTA wissen sollte? 


Pecotte: Das Erste ist, daß 
NAFTA alle Handelsschranken 
und, was noch wichtiger ist, alle 
Beschränkungen von Investitio- 
nen durch Versicherungsgesell- 
schaften, Banken und multinatio- 
nale Firmen, um nach Mexiko 
hineinzugehen und tatsächlich 
dort Land zu erwerben, beseiti- 
gen könnte. 


Das ist ein wesentlicher Punkt in 
der Vereinbarung, von der nur 
sehr wenige wissen, und der ist 
sehr interessant. 


Das ist es, wo sie eigentlich hin- 
terher sind. NAFTA wird es die- 
sen großen Firmen ermöglichen, 
nach Mexiko hineinzugehen. 
Das Land hat derzeit noch einige 
der restriktivsten Regeln für Aus- 
landsinvestitionen und dafür, um 
ein Stück Land als Eigentum zu 
erwerben, anstatt dort nur etwas 
zu bauen, ohne es wirklich zu be- 
sitzen. 


Das Unternehmen 
der Amerikas 


Mit anderen Worten, diese gro- 
ßen ausländischen Firmen benöti- 
gen stets einen mexikanischen 
Landbesitzer. Das hat sich als 
Problem herausgestellt, weilman 


Der Politiker Dick Gephardt 
kritisierte den mexikanischen 
Präsidenten, daß er amerikani- 
sche Arbeitsplätze vernichtet. 


mehr mordida (Bestechungsgel- 
der) bezahlen muß, um den mexi- 
kanischen Landbesitzer bei der 
Stange zu halten. 


Pecotte: Darüber hinaus ist es 
ziemlich schwierig, seinen po- 
tentiellen Geldanlegern klarzu- 
machen, daß, wenn man eine Fa- 


brik in der Größenordnung von 
mehreren Millionen Dollar in 
Mexiko errichten will, einem die- 
ses Fabrikgebäude tatsächlich 
nicht gehört, und man es schon 
morgen wieder verlieren kann. 
Sie wollen außerdem die Arbeits- 
kräfte in Mexiko ausbeuten. Das 
Beunruhigendste an der Verein- 
barung ist, daß sie sich letztend- 
lich über die ganze westliche He- 
misphäre verbreiten wird. Inner- 
halb der NAFTA-Vereinbarung 
gibt es gewisse Klauseln, die es 
anderen Ländern ermöglichen, 
der Vereinbarung beizutreten. 
Der Gesamtplan soll sich näm- 
lich über die gesamte westliche 
Hemisphäre erstrecken. So etwas 
nennt sich das Unternehmen der 
Amerikas. Wenn ein Land das 
NAFTA-Abkommen unterzeich- 
net, dann wird es allen Bestim- 
mungen innerhalb der Vereinba- 
rung zustimmen müssen. 


Worüber ist Ihre örtliche Gewerk- 
schaft vor allem in bezug auf 
NAFTA besorgt? 


Pecotte: Was wir kommen sehen, 
ist der Verlust von vielen höher 
bezahlten Arbeitsplätzen in der 
Fertigung, so wie Kanada sie un- 
ter dem Freihandelsabkommen 
mit unserem Land an die Verei- 
nigten Staaten verloren hat. 


Welche Art von Arbeitsplätzen 
hat Kanada verloren? 


Pecotte: Kanada hat zwischen 
1988 und 1992 einen von sieben 
Arbeitsplätzen auf dem Ferti- 
gungssektor verloren. Das sind 
insgesamt 161000 Arbeitsplätze. 


Es gibt auch Firmen, die mit den- 
jenigen Fabrikanten zusammen- 
arbeiten, die Arbeit verlieren, 
und daher werden deren Beschäf- 
tigte auch ihren Arbeitsplatz ver- 
lieren — also eine Auswirkung, 
die Wellen schlägt. 


Ein tiefer Einschnitt 
in die Wirtschaft 


Die beschäftigungslosen Arbei- 
ter werden Geld, das sie früher 
hatten, nicht ausgeben können, 
und das wird viele weitere Klein- 
betriebe in den Strudel hineinzie- 
hen. 


Dies schneidet tief ins Herz der 
Wirtschaft hinein. 


Pecotte: Die Vereinigten Staaten 
haben in der Auto- und Elektro- 


nik-Industrie viele Arbeitsplätze 
verloren, die nach Mexiko ge- 
hen. Etwa 75 Prozent aller ameri- 
kanischen Arbeitsplätze, die ver- 
loren gingen, sind in diesen bei- 
den Industrien. 

Ein weiteres Problem: In der 
Kunststoffindustrie zum Beispiel 
gibt es viele Chemikalien. Wenn 
man in der Kunststoffindustrie in 
Mexiko arbeitet, dann sind Nor- 
men für die Arbeiter und für die 
Umwelt fast nicht vorhanden. 

Es werden in einer Grenzstadt in 
Texas Kinder ohne Hirnstamm 
geboren, und dies steht in unmit- 
telbarem Zusammenhang damit, 
daß ihre Mütter diesen gefährli- 
chen Chemikalien -— 500000mal 
so hoch wie in den Vereinigten 
Staaten zulässig - ausgesetzt 
sind. 


Was ist mit der Bedrohung der 
staatlichen Souveränität, die die 
NAFTA darstellt? 


Die Konkurrenz mit 
billigsten Arbeitskräften 


Pecotte: Eines der Dinge, die un- 
ter NAFTA verlangt werden, ist, 
daß jedes einführende Land die 
Normen, Bedingungen, Konzes- 
sionen und Bescheinigungen des 
exportierenden Landes akzeptie- 
ren muß. Zum Beispiel können 
mexikanische Lkw-Fahrer unter 
dem »maquiladora«-Programm 
mit einem mexikanischen Lkw 
und einer mexikanischen Kon- 
zession in die Vereinigten Staaten 
hineinfahren. Nach einer Ausfüh- 
rungsanordnung des Präsidenten 
müssen wir das als gleichwertig 
mit einer Besucher-Konzession 
akzeptieren. 

Bis spätestens im sechsten Jahr 
der Vereinbarung kann jeder 
Lkw-Fahrer irgendeiner Firma 
Produkte von irgendwo in Nord- 
amerika abholen und sie überall 
anderswo in Nordamerika auslie- 
fern. Bis spätestens im zehnten 
Jahr der Vereinbarung können 
diese Fuhrunternehmen ganz in 
den Besitz mexikanischer Firmen 
oder Einzelpersonen übergehen, 
und sie werden nur den Gesetzen 
des Landes unterliegen, aus dem 
sie kommen. Dies bedeutet, daß 
die Fahrer aus Mexiko, die quer 
durch die Vereinigten Staaten 
fahren, dies für ein Dollar pro 
Stunde und weniger tun. 


Dies sind Dinge, von denen man 
in bezug auf NAFTA nichts hört. 


Pecotte: Darüber hinaus, wenn 


Der kanadische Handelsminister John Crosbie (links) mit seinem 
mexikanischen Kollegen Jaime Serra Puche und Bushs Handels- 


beauftragte Carla Hills. 


George Bush hatte als US-Präsident die NAFTA-Vereinbarung mit 
allem politischen Druck vorangetrieben. 


sich zwischen zwei Ländern Strei- 
tigkeiten ergeben, wird der ganze 
Vorgang von einem Gremium ge- 
regelt, das nur einen Handelsex- 
perten hat. Alle Aussagen, die 
vor diesem Gremium gemacht 
werden, sind nur Aussagen zu de- 
nen das Gremium auffordert. 


Dies geschieht bis zum endgülti- 
gen Ausgang des Streitfalles ganz 
im Geheimen. 


Was ist, wenn die USA anfangen, 
Gemüse aus Mexiko zu importie- 
ren, wo viele Chemikalien ver- 
wendet werden, die in den Verei- 
nigten Staaten gesetzlich verbo- 
ten sind? 


Pecotte: Viele Leute werden in 
Mexiko erzeugten Gefrier-Brok- 


koli niemals essen. Davon wird 
sehr viel in Mexiko erzeugt, und 
das Gemüse wird mit Chemika- 
lien wie zum Beispiel DDT be- 
sprüht, das schon seit Jahren in 
den Vereinigten Staaten verboten 
ist. 


Welche Auswirkungen wird 
NAFTA auf die Landwirtschafts- 
industrie haben? 


Pecotte: Zucker ist eines der Pro- 
dukte, das davon betroffen sein 
wird. Rindfleisch, Obst, Ge- 
müse, Erdnüsse, Geflügel und 
Milchprodukte sind Hauptge- 
biete, die ebenfalls davon betrof- 
fen sein werden. Es wird etwa 
drei bis vier Jahre dauern, bevor 
jedermann in den USA davon be- 
troffen sein wird: Farmer, Lkw- 


Fahrer, Bauarbeiter, Bahnarbei- 
ter usw. 


Der Kampf gegen 
NAFTA beginnt erst 


Selbst Leute in Leistungsbetrie- 
ben, die für eine Bank oder eine 
Telefongesellschaft arbeiten, 
können davon betroffen sein. 
Schließlich, wenn eine Firma je- 
mandem 60 Cents pro Stunde be- 
zahlen kann, um es in Mexiko zu 
tun, warum sollte sie amerikani- 
schen Bürgern viel höhere Löhne 
zahlen, um es hier zu tun? 


Welche Auswirkungen wird 
NAFTA auf die Gesundheitsin- 
dustrie und auf Patentrechte ha- 
ben? 


Pecotte: In der NAFTA-Verein- 
barung ist ausgeführt, daß ge- 
wisse Teile des Gesundheitswe- 
sens auf dem Privatsektor gehal- 
ten werden sollen. Dies würde 
Kanadas Gesundheitswesen be- 
treffen. Dazu gehören Kranken- 
häuser, Pflegeheime, medizini- 
sche und pharmazeutische Labo- 
ratorien und Ambulanzdienste. 


Patentrechte für Pharmapro- 
dukte unter der früheren Frei- 
handelsvereinbarung mit Kanada 
waren gewöhnlich vier Jahre gül- 
tig. Das bedeutet, daß man erst 
nach Ablauf dieser vier Jahre ein 
Medikament als generisches Pro- 
dukt bekommen kann. Unter der 
neuen Vereinbarung ist diese 
Frist auf zehn Jahre ausgedehnt 
worden. 


Die Gewerkschaften 
haben versagt 


Warum haben die großen Herren 
auf den höchsten Ebenen der Ge- 
werkschaftsbewegung nicht ge- 
gen NAFTA gekämpft? 


Pecotte: Diese Frage kann ich 
nicht beantworten, aber ich 
weiß, daß wir sie drängen wer- 
den, einen festen Standpunkt zu 
vertreten. Dies ist, glaube ich, 
ein Fall, wo den Leuten an der 
Spitze nicht klar zu sein scheint, 
daß dies wirklich eine Rolle spie- 
len wird. Dies ist eine Sache, die 
jedermann in den Vereinigten 
Staaten berührt. Wir müssen die 
Kongreßmitglieder davon in 
Kenntnis setzen, daß sie, falls sie 
für NAFTA stimmen, niemals 
wieder ein Amt bekleiden wer- 
den. a 
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Deutschland im 
Mittelfeld der 
Gemeinschaft 


Die Bundesrepublik war über 
viele Jahre eines der reichsten 
Länder in der Europäischen Ge- 
meinschaft. Beim Vergleich des 
Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukts 
auf der Basis von Kaufkraftpari- 
‘täten ist Deutschland seit der 
Teil-Wiedervereinigung auf eine 
Position im Mittelfeld der EG- 
Wohlstandsskala abgerutscht. 


Die Bundesrepublik lag im Jahr 
1989 gemessen am Bruttoinlands- 
produkt je Einwohner in ECU 
auf dem zweiten Platz in der 
Rangliste der zwölf EG-Mit- 
gliedsstaaten. Im Jahr 1992 
nimmt sie Rang drei ein. 


Im Jahr 1992 betrug das Bruttoin- 
landsprodukt im früheren Gebiet 
der Bundesrepublik je Einwoh- 
ner 43000 DM, je Einwohner 
Mittel- und Westdeutschlands 
insgesamt dagegen nur 37400 
DM. 


Da die Wechselkurse die Kauf- 
kraftunterschiede zwischen ver- 
schiedenen Ländern in der Regel 
nicht korrekt widerspiegeln, wer- 
den internationale Vergleiche des 
Pro-Kopf-Einkommens oft über 
Kaufkraftparitäten vorgenom- 
men. 


Gemessen am Bruttoinlandspro- 
dukt je Einwohner - umgerech- 
net mit Kaufkraftstandards, die 
vom Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaft vorgege- 
ben werden - belegt Deutschland 
im Jahr 1992 einen Platz im EG- 
Mittelfeld. 


Die Zahlen zeigen, wie dicht die 
Index-Plätze fünf (Italien) bis sie- 
ben (Bundesrepublik) beieinan- 
derliegen. Dadurch können 
schon kleinere Veränderungen in 
den Wachstumsraten die Positio- 
nen innerhalb der Rangliste ver- 
schieben. 


Gleichwohl leistet die Bundesre- 
publik nach wie vor einen hohen 
Beitrag zur Finanzierung des 
EG-Haushaltes. Im Jahr 1992 
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führte die Bundesrepublik etwa 
35,7 Milliarden DM an die Brüs- 
seler Kassen ab. 


Werden die Rückflüsse in Höhe 
von 14 Milliarden DM - beispiels- 
weise aus dem Garantiefonds für 
die Agrarpolitik oder dem Euro- 
päischen Sozialfonds — gegenge- 
rechnet, verbleibt ein Netto-Be- 
trag der Bundesrepublik zum 
EG-Haushalt von 21,7 Milliarden 
DM - das sind immerhin rund 
acht Milliarden DM mehr als 
1989. D 


Krieg auf dem 
Balkan eine 
westliche 
Katastrophe 


Ein Kommentar in der großen dä- 
nischen Tageszeitung »Jyllands- 
Posten« griff den Bankrott westli- 
cher Politik in dem Krieg auf dem 
Balkan an und rief zu einer sofor- 
tigen Luftunterstützung Bos- 
niens auf. Der Artikel des Wiener 
Korrespondenten Per Nyholm 
trug die Überschrift: »Balkans - 
a Western Catastrophe«. 


»Das Drama auf dem Balkan, 
das jetzt schon fast zwei Jahre 
dauert, ist eine Katastrophe für 
die unmittelbar darin verwickel- 
ten Länder und für den Westen«, 
schrieb er. »Kroatien und Bos- 
nien liegen in Trümmern, von Ser- 
bien in Stücke geschlagen, das 
selbst in den Abgrund des staatli- 
chen Bankrotts blickt. Gleichzei- 
tig fallen bedeutende westliche 
und internationale Institutionen 
auseinander, weil sie den südsla- 
wischen Konflikt nicht wirksam 
in den Griff bekommen.« 


Alle vom Westen Bosnien und 
Kroatien gegenüber gemachten 
Versprechungen »scheinen krank- 
hafte Lektüre zu sein. Keines da- 
von wurde eingehalten. Sie wa- 
ren ebenso hohl wie die Repres- 
salien, mit denen die westlichen 
Politiker die Serben bedrohten, 
ohne irgendjemand außer sich 
selbst in Angst und Schrecken zu 
versetzen. 


Auf der Seite des Westens wur- 
den Leute wie die serbischen 
Führer Milosevic und Karadzic 
als Kriegsverbrecher gebrand- 
markt, die vor ein internationales 
Tribunal gestellt werden sollten. 
Gleichzeitig aber verhandeln wir 


mit ihnen, als seien sie ehren- 
hafte Männer. 


Eines ist sicher, nämlich, daß die 
Serben sich nicht korrekt verhal- 
ten. Sie tun das niemals. ... Der 
europäische Vermittler Lord 
Owen klammert sich an seine 
mißratene Friedensvereinbarung 
- und bedroht die Moslems mit 
Sanktionen der Vereinten Natio- 
nen. Dies ist eine Kapitulation, 
die seit München 1938 ohne Pa- 
rallele ist. Und als solche wird 
man sich an sie erinnern, Vance 
und Owen ... als München-Politi- 
ker. 


Serbien ist nicht Deutschland vor 
dem Zweiten Weltkrieg — oder 
die Sowjetunion nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg. Serbien ist ein 
Land mit zehn Millionen Ein- 
wohnern und einer Armee, die 
bessere Tage gekannt hat. Ein 
verarmtes, demoralisiertes und 
aggressives Land ohne nennens- 
werte Freunde, aber nichtsdesto- 
weniger ein Land, das den We- 
sten ins Mauseloch gejagt hat. 
Wenn unsere freien Institutionen 
diesen gemischten Sack von 
Kommunisten, Faschisten, 
Kriegshysterikern und wirkli- 
chen Gangstern, die Belgrad in 
ihrer Gewalt haben und jetzt mit 
einem Krieg von den Alpen bis 
zum Agäischen Meer drohen, 
nicht stoppen können, dann sind 
wir in Gefahr.« Oo 


Britannien in 
einer wirtschaft- 
lichen Sackgasse 


Britannien hat einen selbstbesie- 
genden Kurs eingeschlagen, be- 
hauptete der ehemalige französi- 
sche Ministerpräsident Berego- 
voy. »Ich habe das Gefühl, daß 
Britannien in eine Sackgasse ge- 
raten ist«, äußerte er. Die Sen- 
kung der Zinssätze und die Ab- 
wertung des Pfunds haben der 
Wirtschaft nicht geholfen, sich zu 
erholen. »Man sieht, daß das Ver- 
trauen nicht wiederkommt, und 
die Arbeitslosigkeit in Britannien 
steigt in einem Tempo, das deut- 
lich höher als anderswo ist.« 


Ber&govoy behauptete, der briti- 
sche Premierminister John Major 
sei das Opfer von Thatchers ul- 
tra-liberaler Politik. Sich auf die 
Entscheidung von Hoover, des 
amerikanischen Gerätebauers, 
seine Produktion wegen der nied- 


rigen Lohnkosten von Frank- 
reich nach Schottland zu verle- 
gen, beziehend, meinte er: 
»Daran sieht man, wohin der los- 
gelassene Liberalismus führt. 
Die schottischen Arbeiter, denen 
eine mit Kürzungen von Arbeits- 
plätzen geladene Pistole gegen 
die Schläfe gerichtet ist, haben 
auf ihr Recht auf Arbeit, auf das 
Streikrecht verzichtet und einen 
Schlag auf ihre Rentengelder so- 
wie Lohnkürzungen hingenom- 
men.« 


Britannien wird zur »Schweiß- 
bude« Europas. Nach dem kürzli- 
chen Sturz des Pfundes, gibt es 
vermehrt Spannungen zwischen 
Britannien und der Europäi- 
schen Gemeinschaft über den 
sich verstärkenden Konkurrenz- 
kampf um Arbeitsplätze. Verhält- 
nismäßig niedrige Löhne und Ver- 
gütungen für Arbeiter haben Bri- 
tannien bereits dabei geholfen, 
einen unverhältnismäßig hohen 
Anteil an Investitionen aus dem 
Ausland anzulocken. Anfang Fe- 
bruar dieses Jahres gab S. C. 
Johnson und Son Inc., der ameri- 
kanische Hersteller von Haus- 
haltsgeräten, bekannt, daß er 
seine Produktionsstätten von 
Frankreich nach Britannien ver- 
legen werde. Philips Electronics 
wird auch seine Produktion in sei- 
ner niederländischen Kathoden- 
rohranlage zugunsten Britan- 
niens einstellen. 


Jacques Delors, Präsident der 
Europäischen Kommission, griff 
Britannien an wegen seiner »Ar- 
beitsplatz-Wilderei« durch Her- 
abstufung der Rechte der Arbei- 
ter und Kürzung von Vergütun- 
gen, um Investitionen hereinzu- 
holen. Französische Regierungs- 
beamte haben Britannien für »so- 
ziales Dumping« verantwortlich 
gemacht. Nach einem Untersu- 
chungsbericht von 1990 machen 
die Sozialversicherung und 
andere Versicherungskosten in 
Britannien 14 Prozent der Ar- 
beitslöhne aus. In Deutschland 
beläuft sich diese Ziffer auf 22 
Prozent, im Vergleich zu 28,6 
Prozent in Frankreich. Diese 
niedrigen Kosten sind ein weite- 
res Anzeichen dafür, daß die Pro- 
duktionskraft der Arbeit des 
durchschnittlichen britischen Ar- 
beiters ausgewaschen worden ist. 


Sowohl Ber&govoy als auch De- 
lors sind selbst berüchtigte Mone- 
taristen, die eine etwas mehr ge- 
zuckerte Form des Freimarkt- 
Giftes befürworten. DJ 


Niederländisches 
Parlament billigt 
Euthanasie 


Am 9. Februar 1993 legalisierte 
das niederländische Parlament 
die Euthanasie-Politik, um hun- 
derttausende von geistig oder 
körperlich kranken Patienten, 
die als »nicht lebenswert« erach- 
tet wurden, zu vernichten. 


Die Niederländer haben die Tö- 
tung durch Arzte für zulässig er- 
klärt, aber es war bisher offiziell 
ein Verbrechen, das mit einer 
Höchststrafe von 12 Jahren Ge- 
fängnis bedroht war, wenn Ärzte 
die Tötung ohne Zustimmung des 
Opfers vollzogen. 


Das neue Gesetz gestattet Arz- 
ten, »unter streng kontrollierten 
Umständen« tödliche Spritzen zu 
verabreichen. Ihnen wird prak- 
tisch Straffreiheit garantiert, 
wenn sie eine Checkliste von 28 
Punkten beachten, aus der her- 
vorgeht, daß Patienten unheil- 
bar krank sind, unerträgliche 
Schmerzen erleiden und wieder- 
holt um Sterbehilfe gebeten ha- 
ben. Diese Bestimmungen be- 
deuten jedoch nicht viel. Unter 
dem alten Gesetz, so ging aus ei- 
nem Untersuchungsbericht her- 
vor, wurden Tausende von Patien- 
ten ohne ihre Zustimmung getö- 
tet; Tausenden wurde eine le- 
bensrettende Behandlung ver- 
weigert, obwohl sie sich in Kran- 
kenhäuser begaben oder ärztli- 
che Behandlung verlangten; und 
Tausende von anderen Patienten 
ließ man ohne ihre Zustimmung 
verhungern. 


Niederländische Arzte haben zu- 
gegeben, medizinische Entschei- 
dungen getroffen zu haben, die in 
38 Prozent aller Todesfälle das 
Ende des Lebens beschleunigt 
haben. 


Das neue Gesetz, das Anfang 
1994 in Kraft treten wird, ver- 
langt von Arzten jeden Euthana- 
siefall zu melden. Der Justizmini- 
ster Ernst Hirsch-Ballin sagt, das 
Gesetz werde den Gnadentod 
jetzt in die Öffentlichkeit brin- 
gen, damit er »reguliert« wird. 


Da von Ärzten begangene Tötun- 
gen seit 1973 von niederländi- 
schen Gerichten akzeptiert wer- 
den, haben sich Befürworter der 
Euthanasie ständig dafür einge- 


setzt, immer breitere Gruppen 
von Einzelpersonen, von chro- 
nisch kranken Kindern über be- 
hinderte Neugeborene bis zu gei- 
steskranken Patienten, die »gei- 
stige« Schmerzen erleiden, zu tö- 
ten. oO 


Flüchtlings- 
wanderungen in 
Rußland 
werden zum 
Problem 


Die interne Wanderung von eth- 
nischen und anderen Flüchtlin- 
gen innerhalb der ehemaligen So- 
wjetunion wird zu einem Pro- 
blem, das bald außer Kontrolle 
geraten könnte, warnte ein Be- 
richt, der der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats 
vorgelegt wurde. 


In dem Bericht heißt es: »Mehr 
als 460000 ethnische Flüchtlinge 
sind bei den entsprechenden 
Dienststellen der Föderation re- 
gistriertt worden. Dies bezieht 
sich auf Russen, die außerhalb 
von Rußland leben und auf Nicht- 
russen, die den ethnischen Kon- 
flikten in Moldau, Aserbaid- 
schan, Armenien, Ossetia, Ingu- 
schetia, Abkhazia, Tadschikistan 
und Usbekistan entflohen sind.« 
Weitere Flüchtlingsströme wer- 
den aus »den baltischen Staaten 
erwartet, wo andere völkische 
Konflikte ausgebrochen sind«. 


Seit dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion, heißt es weiter in 
dem Bericht, sind Millionen von 
Flüchtlingen »Kandidaten« für 
solche Völkerwanderungen ge- 
worden. Es gibt 25 Millionen 
Volksrussen, die außerhalb Ruß- 
lands in der ehemaligen Sowjet- 
union leben, und es gibt minde- 
stens 128 verschiedene Volks- 
gruppen, die Opfer der Politik 
der Massendeportation Stalins 
waren. Einige Opfer erzwunge- 
ner Wanderungen, wie die kosa- 
kischen Völker Südrußlands und 
die aus-der Ukraine stammenden 
Tartaren, möchten wieder in ihr 
Heimatland zurück. 


Die Straßburger Versammlung 
hat die russische Regierung auf- 
gefordert, »baldmöglichst Ge- 
setze bezüglich der Wanderer, 
Flüchtlinge und Verschleppten zu 
erlassen«, und außerhalb der Re- 


gierung stehende Organisationen 
dazu anzuspornen, Selbsthilfe- 
Gemeinden für vertriebene Per- 
sonen einzurichten«, berichtete 
die französische Tageszeitung 
»Liberation«. oO 


Türkei will 
Unterstützung 
gegen den 
islamischen 
Funda- 
mentalismus 


Der Westen sollte der Rolle der 
Türkei als »Bollwerk gegen den 
islamischen Fundamentalismus« 
unter dem wirtschaftlichen wie 
militärischen Aspekt Rückendek- 
kung verleihen, erklärte der tür- 
kische Wirtschaftsminister Tansu 
Ciller. 


Der Minister stellte die Türkei als 
Fronstaat gegen die Ausbreitung 
radikaler und aggressiver islami- 
scher Strömungen nach Westen 
dar, und sagte, daß die türkische 
Regierung bereits zwei Milliar- 
den Dollar für Wirtschaftsinitiati- 
ven und Kulturprogramme aus- 
gegeben habe, die auf eine Neu- 
tralisierung dieser Bedrohung ab- 
zielen. Es werde noch mehr be- 
nötigt, und der Westen, speziell 
Deutschland, sollte viel mehr 
dazu beitragen, um die Türken zu 
unterstützen, forderte Ciller. U 


Polnisches 
Parlament hebt 
Einfrierung von 
Pensionen auf 


Die Regierung des polnischen 
Ministerpräsidenten Hanna Su- 
chocka erlitt eine Niederlage, als 
das Parlament Pläne nieder- 
stimmte, Pensionen bei 87 Pro- 
zent der Höhe des Durchschnitts- 
einkommens einzufrieren und be- 
stand stattdessen auf einer Erhö- 
hung, die die Zahlung von Pen- 
sionen auf 90 Prozent fixiert. 


Die Abstimmung verlieh einem 
Gerichtsbeschluß des vergange- 
nen Jahres gegen den Regie- 
rungsplan, der Ende 1991 mit 
dem Internationalen Währungs- 
fonds ausgearbeitet worden war, 


Rückendeckung, mit der Begrün- 
dung, daß die Auferlegung derar- 
tiger Beschränkungen auf Pen- 
sionen gegen die polnische Ver- 
fassung verstoße. Die Entschei- 
dung des Parlaments wird die Su- 
chocka-Regierung zwingen, wei- 
tere 850 Millionen Dollar für die 
Erhöhung der Pensionen auszu- 
geben und damit die Vereinba- 
rung der Regierung mit dem IWF 
untergraben. 


Die Entscheidung ist auch eine 
Ohrfeige für Krzysztof Kro- 
wacki, der erst vor wenigen Mo- 
naten stellvertretender Finanz- 
minister wurde. Er hatte War- 
schaus Beziehungen zum IWF als 
»ausgezeichnet« charakterisiert. 
Krowacki hat mehr als vier Jahre 
lang als Finanzberater für die pol- 
nische Botschaft in Washington 
gearbeitet und hatte »ausgezeich- 
nete Beziehungen« zum IWFund 
zur Weltbank. Oo 


Bekommt 
Serbien 
ballistische 
Raketen? 


Serbien könnte sich Technolo- 
gien von ballistischen Raketen 
beschaffen, die es in die Lage ver- 
setzt, Angriffe auf große europäi- 
sche Städte zu starten, wird von 
unterrichteten Kreisen in Europa 
spekuliert. Einige Informanten 
behaupten, solche Technologien 
könnten aus Rußland, China, 
Nordkorea, Israel oder anderswo 
her beschafft werden. 


Aus einer gut unterrichteten 
Quelle aus dem Balkan verlau- 
tet: »Warum sollte irgendjemand 
über serbische »Versuche< spre- 
chen, sich Technologien von balli- 
stischen Raketen zu beschaffen? 
Sie werden das, was sie brau- 
chen, von den Russen bekom- 
men, wenn sie darauf bestehen, 
und es kann sein, daß sie solche 
Technologien schon jetzt bekom- 
men. Niemand sollte darüber er- 
staunt sein; es war völlig vorher- 
sehbar.« 


Schätzungen besagen, daß, wenn 
die Russen den Serben derartige 
Technologien zur Verfügung stel- 
len, dies nicht auf einer offiziel- 
len Grundlage von Regierung zu 
Regierung geschehen, sondern 
»inoffiziell« über russische militä- 
rische Kanäle laufen würde. U] 
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Schweiz 


UÜberein- 
kommen und 
Strafrechts- 
revision zur 
Rassendis- 


kriminierung 


Walter Fischbacher 


In der Schweiz soll demnächst ein Gesetz, das Anti-Rassismusgesetz 
(ARG), beschlossen werden, das eine Übereinkunft der Vereinten 
Nationen in das Schweizer Strafgesetzbuch festschreibt. Die USA 
haben bis heute diese UN-Konvention nicht ratifiziert, weil sie der 
US-Verfassung nicht entspricht. Der neue Artikel 261 bis im Schwei- 
zerischen Strafgesetzbuch, der die Rassendiskriminierung betrifft, 
lautet: »Wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Per- 
sonen wegen ihrer Rasse, Religion oder Ethnie zu Haß oder Diskri- 
minierung aufruft, wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die 
systematische Herabsetzung oder Verleumdung der Angehörigen ei- 
ner Rasse, Religion oder Ethnie gerichtet sind, wer mit dem gleichen 
Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert oder daran teilnimmt, 
wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätigkeiten oder 
in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen 
ihrer Rasse, Religion oder Ethnie in ihrer Menschenwürde angreift 
oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost oder zu 
rechtfertigen sucht, wer einer Person oder eine Gruppe von Perso- 
nen wegen ihrer Rasse, Religion oder Ethnie das Recht auf Zugang 
zu einem Ort oder Dienst, der für die Benützung der Öffentlichkeit 
vorgesehen ist, wie Verkehrsmittel, Hotels, Gaststätten, Cafes 
Theater oder Parks, verweigert, wird mit Gefängnis oder mit Buße 


bestraft.« 


Die UNO-Antirassimus-Gesetz- 
gebung entpuppt sich als eine 
katastrophenträchtige Völker- 
Durchmischungs-Ideologie! Sie 
entspricht einem in progressiven 
Kreisen geförderten »monorassi- 
stischen Weltbevölkerungs- 
Wahn«. Bereits im ersten einlei- 
tenden Satz des Übereinkom- 
mens wird der Leser getäuscht, 
indem drei Begriffe, »Tatsache« 
und »Grundsatz« und »Gleich- 
heit aller Menschen« in einen 
scheinbaren Zusammenhang ge- 
bracht werden. Die sogenannte 
»Tatsache« besteht in nichts an- 
derem als einem Tabu, das seiner- 
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seits als »Grundsatz« bezeichnet 
wird. Dieser Tabu-Grundsatz ist 
identisch mit der Behauptung, 
daß »alle Menschen gleich« wä- 
ren. Dabei liegt die Ungleichheit 
aller Menschen und die Ungleich- 
heit aller Völker der Wirklichkeit 
viel näher, als die aufgezeigte 
UNO-Ideologie, die gegen jede 
Wirklichkeit anrennt. 


Die UNO versucht mit diesem 
Gesetz nicht armen Verfolgten zu 
helfen, sondern die völkische 
Wirklichkeit auf brutale Weise zu 
ändern: Sie will damit Kulturen 
einebnen und alle Völker zu ei- 


nem Welt-Misch-Volk vermi- 
schen. Die UNO versucht mit 
diesem Gesetz entgegen aller bis 
heute bekannten wissenschaftli- 
chen Grundlagen ein entgegen- 
gesetztes Tabu aufzustellen und 
bezeichnet alle diesem Tabu wi- 
dersprechenden Tatsachen und 
Meinungen als »wissenschaftlich 
falsch«. Das ist eine Wiederho- 
lung dessen, was seinerzeit die 
katholische Kirche mit Gallilei 
(+ 1642) getan hat: Entgegen der 
Wirklichkeit und entgegen Gali- 
leis Wissen wurde verlangt, daß 
die Sonne um die Erde kreisen 
würde. 


Wenn es der UNO nicht gelingt, 
die Spannungen unter Berück- 
sichtigung aller Ungleichheiten 
von Völkern, Kulturen, Rechts- 
vorstellungen, Religionen ... zu 
mäßigen, wird sie durch die dik- 
tatorische Gleichheitserklärung 
der Menschen lediglich jene 
Kräfte fördern, welche zu Kultur- 
störungen und zu Völkermorden 
führen. Mit der von der UNO ge- 
förderten Vermischungs- und 
Verflechtungspolitik werden 
Spannungen und Kriege auf dem 
Erdball vermehrt. 


Die Wirklichkeit kann 
man nicht ändern 


Zum Köder der sogenannten 
»Wissenschaftlichkeit«: Keiner 
wird bestreiten, daß die Sizilianer 
fast einen halben Meter kleiner 
sind als die Holländer. Keiner 
kann bestreiten, daß rein äußer- 
lich sich viele Völker von anderen 
unterscheiden. Wir brauchen dar- 
aus keine Nachteile zu konstru- 
ieren, um mit einem »ethischen 
Imperativ« dann gegen solche 
Tatsachen zu kämpfen! Es sind 
gerade die modernsten Eiweiß- 
Analysen, welche uns die geneti- 
schen Verwandtschaften respek- 
tive die Abweichungen zwischen 
verschiedenen Rassen, aber auch 
zwischen der Spezies Mensch 
und den höchstentwickelten Af- 
fen, beweisen: Die Verwandt- 
schafts-Nähe nimmt nämlich mit 
der Zunahme der durch Muta- 
tion entstandenen Eiweiß-Unter- 
schiede ab. Mit dieser Methode 
wurde der Entwicklungs-Stamm- 
bau von Menschenrassen und 
von Tieren erstellt, der ebenso 
wenig geleugnet werden kann, 
wie die Umkreisung der Erde 
rundum die Sonne! 


Eine »Gleichheits-Verordnung« 
kann weder im ethischen Sinne 


noch im wissenschaftlichen Sinne 
die Wirklichkeit beseitigen oder 
verändern. Darum ist zu fordern, 
daß zwei Dinge auseinanderge- 
halten werden: Nämlich einer- 
seits das gesetzliche Vorgehen ge- 
gen schmähende, beleidigende 
oder kriminelle Angriffe auf »an- 
dere« oder auf andere Volksgrup- 
pen - steht für Rasse, Volk, 
Stamm, Kultur, Religion, Spra- 
che... (eigentlicher Antirassis- 
mus) - und andererseits die visio- 
nären Welteinheits-Menschen re- 
spektive die Machenschaften, 
welche - unter Inkaufnahme völ- 
kischer, kultureller, religiöser ... 
Schändungen - die bestehende 
Vielfalt zerstören oder möglichst 
rasch abbauen wollen. Das vor- 
liegende Gesetz bemüht sich ins- 
besondere um das zweite Ziel! 


UNO und Spitzenpolitiker 


liefern Beweise für 
den Welt-Einheits-Wahn 


Nikolaus Coudenhove-Kalergi, 
österreichischer Diplomat und 
Freimaurer, Gründer des Paneu- 
ropa-Verlages, hat 1925 mit sei- 
nem Buch »Praktischer Idealis- 
mus« für die Zusammenlegung 
aller Menschenrassen zu einer 
»eurasisch-negroiden Misch- 
rasse« geworben. 


In einem UNESCO-Versamm- 
lungsprotokoll (1951) ist das in- 
ternationalistische Welt-Sektie- 
rertum einmalig formuliert: 
»Über den verschiedenen Län- 
dern mit ihren mannigfachen Ge- 
setzen muß eine allgemeingültige 
Gesetzgebung bestehen, die 
Schritt für Schritt eine EINZIGE 
Kultur und eine EINZIGE Philo- 
sophie allen Völkern AUFZWIN- 
GEN kann.« 


Der WHO-Generaldirektor G. 
Brock Chrisholm hat am 12. Au- 
gust 1955 (USA-Magazine) die 
genetische Zusammenlegung, re- 
spektive Vermischung aller Ras- 
sen postuliert: »Was die Men- 
schen überall praktizieren müs- 
sen, ist genetische Vermischung, 
damit EINE Rasse in EINER 
Welt unter EINER Regierung er- 
schaffen wird.« 


Dr. Aurelio Peccei, der Gründer 
des Club of Rome (bekannt 
durch »Die Grenzen des Wachs- 
tums«), der innerhalb der UNO 
soviel zu sagen hatte, daß er 1980 
eine UNO-Sonderkonferenz zu- 
stande brachte, empfahl dem in- 
dustrialisierten Westen im Na- 


men der Welteinheits-Ideologie 
den Untergang und die Zerstö- 
rung. Nach Peccei müßten alle 
Ländergrenzen geöffnet werden. 
Alle bestehenden Strukturen von 
Wirtschaft, Handel, Wissen- 
schaft ... seien auf revolutionäre 
Weise zu ändern. Alle Armeen 
seien zu beseitigen. Der Westen 
müsse massenweise Menschen 
aus unterentwickelten Ländern 
aufnehmen, und langsam seien 
alle Regierungen zu entmachten. 
Die bestehenden Anti-Gruppen 
müßten verstärkt und neue ge- 
gründet werden. Und dann wäre 
die neue Weltregierung den zu- 
sammengefaßten Antigruppen 
zu übertragen. Peccei war begei- 
sterter Mao-Ise-Tung-Verehrer 
und lobte den kommunistischen 
Osten, mehr für die Verbesse- 
rung des Lebens getan zu haben, 
als der Westen. Diese Sorte Welt- 
schänder-Propheten genießen im 
Westen eine solche Beachtung, 
daß Peccei immerhin mit einem 
Ehrendoktorat der Hochschule 
in St. Gallen ausgezeichnet 
wurde. 


Für das Idol der Grenzbeseiti- 
gung in aller Welt setzen sich 
heute nicht nur Linksextremisten 
ein — wie Marxisten, Weltsoziali- 
sten, Antinationalisten, Anarchi- 
sten, Antiautoritäre, der Partito 
Radicale Transnazionale mit Bü- 
ros in Rom, Budapest, Brüssel 
und Moskau -, sondern auch 
Gruppierungen mit einem »hu- 
manitären« Deckmantel — Welt- 
bürger, »Plurikulturelle«, »Fort- 
schrittliche«, die Ökumene, 
»Welthumanisten« -. Viele Bür- 
gerliche haben noch gar nie so 
weit gedacht, daß sie wissen, wo 
sie stehen. 


Der Zwang zum 
Gleichdenken 


Der Artikel 1 hält fest, daß schon 
eine Unterscheidung oder Bevor- 
zugung - von Rasse, Hautfarbe, 
Abstammung, Nationalität, 
Volkstum, Kultur- als Rassendis- 
kriminierung zu gelten habe. 
Nach solcher Gummi-Definition 
bleibt nur noch der Zwang zum 
Gleichdenken, zum Nichtunter- 
scheiden, zum Eintopf-Völker- 
mix auf allen Ebenen übrig. Die- 
ser Artikel mißachtet auch alle 
Wirklichkeit, in welcher milliar- 
dengroße Volksmassen - zum 
Beispiel Islam - fundamental ne- 
ben oder entgegen solcher Vor- 
gabe leben. Es ist schlichtweg an- 
deren Milliarden Menschen nicht 


Die Vereinten Nationen in New York versuchen immer stärker sich 
zu einer Art Weltregierung zu entwickeln. 


zuzumuten, daß sie sich nach Ar- 
tikel 1 zu verhalten hätten, weil 
offensichtlich ist, daß diese De- 
finition nur der Ideologie weni- 
ger Utopisten entspricht, näm- 
lich den »Weltbürgern«, den An- 
tinationalisten, den sogenannten 
Antirassisten, denen es um etwas 
ganz anderes geht, als um Anti- 
rassismus! 


Artikel 1 würde verbieten, die 
Weltreisenden und Asylanten 
etwa nach dem sehr wichtigen 
Kriterium der Assimilierbarkeit 
zu beurteilen. Ein solches Verbot 
ist aber Wahnsinn; denn je mehr 
Nicht-Assimilierbare in einen 
Staat eindringen, desto größer 
werden die Gefahren für den 
Frieden, für die soziale Ruhe ... 
für die Erhaltung einer gast- 
freundlichen Grundhaltung eines 
Volkes! Aus solcher Gesetzesfor- 
mulierung spricht das Farb-Mix- 
Wahnsinns-Idol von Couden- 
hove-Kalergi und G. Brock 
Chrisholm und Peccei. 


Artikel 1, Ziffer 4: Sondermaß- 
nahmen und Sonderbehandlun- 
gen bestimmer Rassen-Gruppen 
sollen zulässig sein, wenn dies 
dem Geiste der Plurikultur dient 
und nicht auf Kultur-Erhalt ange- 
legt ist. Einfacher ausgedrückt: 
Rassismus ja, wo er im Rahmen 
des globalen »Welt-Antirassis- 
mus« brauchbar scheint. 


Artikel 2, Ziffer 1 e: Die Perver- 
sion des Vernünftigen läßt die 
Katze aus dem Sack: Es geht 


nicht mehr darum, Schäden ge- 
genüber Personen oder Perso- 
nengruppen abzuwenden, son- 
dern es geht darum, den Multi- 
rassismus und den Kultur-Mix — 
mit allen begleitenden Kulturver- 
nichtungen — zu unterstützen. 
Die vielrassischen Bewegungen 
und Organisationen (Mischkultu- 
ren) sind zu bevorzugen! Das ist 
ein nakter Hohn gegenüber der 
Kultur-, Meinungs-, Religions- 
und Vereins-Freiheit. Im Endef- 
fekt decken sich solche Forderun- 
gen vollständig mit den Forde- 
rungen der Erbgut-Vermischer 
(Coudenhove-Kalergi, G. Brock 
Chrisholm, Peccei). In solcher 
Politik ist - entgegen dem großen 
Scheinmanöver - ein totalitärer 
Antirassismus versteckt! 


Artikel 2, Ziffer 2: Ein »positiver 
Rassismus« ist ein möglicher Be- 
vorzugungszwang, den wir den 
bei uns einbrechenden Exosten 
gegenüber anzuwenden haben. 
Das ist die Perversion des Ver- 
nünftigsten, nämlich bei der Auf- 
nahme von Fremden auch ihre 
Assimilierbarkeit in die Waag- 
schale zu werfen. Wo dies nicht 
mehr sein darf, herrscht Kultur- 
und Meinungs-Terror! 


Artikel 3: Er beinhaltet die Ver- 
pflichtung, alle »derartigen Prak- 
tiken« (betreffend Apartheid) zu 
verhindern, zu verbieten und aus- 
zumerzen. Das ist eine eklatante 
Weltfremdheit; denn selbst jene 
Staaten, welche andere Staaten 
wegen ihrer Apartheid - USA ge- 


genüber Südafrika - rügen, un- 
terhalten im eigenen Lande eine 
nicht änderbare Form der Apart- 
heid. Die Wohnapartheid: Jeder- 
mann weiß, daß der Übergang 
von gelben zu weißen oder wei- 
Ben zu schwarzen Wohnviertel an 
einer einzigen Häuserkante oder 
an einer einzigen Straße strikt 
vollzogen wird (Chinese-Town; 
Harlem/New York). Es ist eine 
ideologische Zügellosigkeit, 
über den Weg internationalen 
Rechts von irgend einem Land et- 
was zu verlangen, das in keinem 
Lande funktioniert! 


Artikel 4 Ziffer a): Alle Philoso- 
phen und alle Religionen auf der 
Erde haben für sich vorbehalten, 
daß sie jeweils die bessere oder 
richtigere Auffassung verbreiten. 
Oft sind solche Philosophien, Re- 
ligionen und Volksbewußtseins- 
Zustände auf eine Rasse oder auf 
ein Volk bezogen. Ich erwähne 
das »auserwählte Volk«! Kein 
Jude dürfte nach gut-jüdischer 
Auffassung einen solchen Artikel 
unterschreiben - oder er sieht ihn 
nur für die anderen als verbind- 
lich an. Genau diese Praxis hat 
die »Israelitische Cultusge- 
meinde Zürich« in der Schweiz 
geübt: Sie hat zusammen mit 
dem Ausländerverein an einer 
Versammlung den meinungster- 
rorisierenden Vorschlag ge- 
bracht, daß schon eine Meinung 
über Völker oder Rassen - falls 
sie Negatives enthalte — unter 
Strafe zu stellen sei. 


Die Bestrafung 
von Gefühlen 


Der St. Gallener Journalist Al- 
fred A. Häsler ging noch einen 
Schritt weiter. Im Brückenbauer 
verlangte er die Bestrafung von 
Gefühlen, die sich gegen Rassen, 
Gruppen, Völker ... richten. Also 
zum Meinungsterror noch ein 
Gefühlsterror. Der Chefredak- 
teur Rolf C. Ribi deckt die ex- 
treme Ansicht Häslers. Wir sind 
schon verdächtig nahe am Drit- 
ten Reich, wenn der Psychiater 
(Gefühle!) beurteilen muß, wel- 
che natürlichen, persönlichen 
oder persönlich-pathologischen 
Gefühle der Politiker einzukla- 
gen und der Richter zu bestrafen 
hat. Wie doch die Zeiten »umkeh- 
ren«. 

Ich habe übrigens den Präsiden- 
ten (jetzt Ehrenpräsident) der Jü- 
dischen Cultusgemeinde Zürich 
(1.C.Z.), Dr. S. Feigel, darauf 
aufmerksam gemacht, daß die 
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Überein- 
kommen und 
Strafrechts- 
revision zur 


Rassendis- 
kriminierung 


Einhaltung einer Meinungs-ter- 
roristischen Praxis viele Staaten - 
insbesondere auch Israel - spren- 
gen würde -; es sei denn, die An- 
wendung wäre einseitig! 


Artikel 4 Ziffer b untersagt so- 
wohl Organisationen wie Propa- 
gandatätigkeiten, welche Rassen- 
diskriminierung - Rasse steht im- 
mer auch für Volk, Kultur, Reli- 
gion, Sprache - fördern oder 
dazu aufreizen. Dies tun nun 
aber ausgerechnet alle religiösen 
Missionen. Missionierung ist de 
facto eine religiöse Diskriminie- 
rung. Es muß als Unfug bezeich- 
net werden, wenn die UNO ein 
Gesetz eingeführt hat, das genau 
das verbietet, was Milliarden von 
Menschen (den Islami und den 
Christen) das Heiligste ist. Da 
bleibt gar nichts anderes übrig, 
als daß ein solches Gesetz auf 
breitem Feld nicht angewandt 
wird, respektive natürlich nur in 
Spezifalfällen zwecks Sonderter- 
Tor. 


Artikel 5 c sichert allen Weltbür- 
gern und überall - ohne Unter- 
schied des nationalen Ursprun- 
ges (!) politische Rechte und akti- 
ves und passives Wahlrecht zu. 
Wir nennen dies »Ausländer- 
Stimm-und-Wahlrecht«: Damit 
können insbesondere Kleinstaa- 
ten planmäßig gesprengt werden. 
Daß in einem untergeordneten 
Paragraphen (Artikel 5, d, iii) 
das Recht auf Staatszugehörig- 
keit aufgeführt wird, tut den For- 
derungen unter Artikel5c keinen 
Abbruch! 


Die Arroganz der 
Internationalisten 


Artikel 5, ix sichert das Recht für 
friedliche Vereinigungen. Dieses 
Recht wird allerdings durch die 
vorausgehenden Artikel klar ein- 
geschränkt, da nur antikulturelle 
Vereinigungen respektive Kultur- 
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Misch-Vereinigungen genehm 
sind und mehrere Artikel gegen 
rassisch, religiös, völkisch, kul- 
turell ... ausgerichtete Vereini- 
gungen agieren. Im Geiste der 
unbedingt zu schaffenden »glei- 
chen Weltbürger« sollen Völker- 
Misch-Institutionen unterstützt 
werden und andere kulturelle, 
völkische ... Vereine benachtei- 
ligt werden. 


Artikel 5, e, i und iii sichert allen 
Erdenbürgern in allen Staaten (!) 
das Recht auf Arbeit und das 
Recht auf Wohnung zu. Beides 
entspricht einer Arroganz von In- 
ternationalisten respektive Anti- 
nationalisten. In einem durchso- 
zialisierten oder einem kommu- 
nistischen Staat gibt es Pläne und 
Plan-Rechte der Bürger, die den 
Bürgern jegliche eigene Verant- 
wortung abnehmen. In einer 
freien Wirtschaft ist das dirigisti- 
sche Wohnungs- und Arbeits-Zu- 
hältertum als assozial zu betrach- 
ten. Schon die Formulierung 
»Recht auf ...« ist völlig unklar 
und fördert den Streit zwischen 
der liberalen und sozialistischen 
Auffassung: Den Liberalen be- 
deutet »Recht« soviel wie Wett- 
bewerbsrecht; den Sozialisten be- 
deutet es (bei Bedarf/Wunsch) 
das Einspringen des Staates zu ei- 
nem bestimmten Vollzug: zum 
Beispiel staatliche Zuweisungs- 
pflicht einer Arbeit oder einer 
Wohnung. 


Artikel 5 e, vi: »Das Recht auf 
eine gleichberechtigte Teilnahme 
an kulturellen Tätigkeiten.« Die 
Kulturen sind verschieden, was 
heißt »gleich« bei Verschiede- 
nen? Das soll heißen, daß wir 
Exotengrüppchen gleiche Struk- 
turen errichten müßten, wie es 
hiesige Vereine für sich tun; denn 
ansonsten wäre die »gleichbe- 
rechtigte Teilnahme« nicht er- 
füllt. Oder soll jedermann an je- 
dem Orte in jeden Zirkel, Verein, 
Kulturgemeinschaft, Religion, 
Volksgruppe ... eindringen dür- 
fen? Oder ist dies eine zweideu- 
tige Wiederholung jener einfa- 
chen Forderung, daß öffentliche 
Versammlungen keine rassisti- 
schen Ausschlüsse treffen dür- 
fen? Ich meine nicht; denn dies 
wurde an anderer Stelle und un- 
mißverständlicher gesagt. Viel- 
mehr sehe ich den Artikel als 
Sprengelement für jeden speziel- 
len kulturellen, religiösen, völki- 
schen, sprachlichen Zirkel. 


Artikel 5 f: Dieser Artikel würde 
einer Anzahl Fremden, die nicht 


assimiliert sind, in einem Quar- 
tierrestaurant mit lokalem Am- 
biente, erlauben die Stammkund- 
schaft zu vertreiben, ohne daß 
sich der Wirt wehren könnte. 
Auch wenn die wenigen Fremd- 
linge mit minimalem Konsum 
den Wirt in den wirtschaftlichen 
Ruin treiben würden, würde eine 
Gegenmaßnahme als »Antiras- 
sismus« ausgelegt. Artikel 7 
bringt wieder eine Welt-Ideolo- 
gie-Parole: Die Vertragsstaaten 
verpflichten sich, unmittelbar 
wirksame Maßnahmen, insbe- 
sondere auf dem Gebiet des Un- 
terrichts, der Erziehung, Kultur 
und Information zu treffen, um 
Vorurteile zu bekämpfen ... und 
Duldsamkeit und Freundschaft 
zu fördern. Aus diesem Satz 
spricht wieder die Welt-Ideolo- 
gie, die insbesondere kein Ver- 
ständnis haben will für die Frage, 
unter welchen Umständen die 
Schule, die Erziehung, die Ord- 
nung an jene Grenzen stößt, jen- 
seits welcher Unordnung, Haß, 
Kriminalität und Gehässigkeit 
gezüchtet wird! 

Die Ausrede, daß wir mit einge- 
legten Vorbehalten unsere Inter- 
essen sichern könnten, ist wert- 
los; denn erstens erlaubt Artikel 
20 Ziffer 2 gar keine Vorbehalte, 
die mit diesen Zielen und Zwek- 
ken nicht vereinbar sind! Und 
zweitens können Zweidrittel der 
beteiligten Staaten jeden Vorbe- 
halt zu Fall bringen! Also Hände 
weg! 


Wie sieht es 
in Europa aus? 


Bevor wir aus unserem Land ein 
modernes Chaos machen, 
könnte ein Blick über die Gren- 
zen aufklärend wirken. In Öster- 
reich nimmt die Besorgnis über 
den Anteil nichtassimilierbarer 
Fremdlinge in breiten Bevölke- 
rungskreisen zu. In Frankreich 
wird die Invasion fremdkulturi- 
ger Leute (nordafrikanische Is- 
lami) - eben im Schutze dieses 
UNO-»Antirassismus«-Gesetzes 
- mit jedem Jahr größer. Ohne 
Erwachen der Franzosen wird Pa- 
ris in 20 — 30 Jahren eine vorwie- 
gend islamische Metropole sein. 
Schon heute gibt es keine Ab- 
wehr mehr gegen ein gefährliches 
Wetterleuchten: Die islamische 
Bevölkerung führte in Paris ei- 
nen politischen aggressiven De- 
monstrationszug durch mit Paro- 
len wie: »Allah ist groß - Kho- 
meini hat recht- Salman Rushdie 
muß sterben!« 


Wenn die französische Regierung 
und französische Stadtverwaltun- 
gen für die Exoten - Fremdkul- 
turige, Fremdreligiöse, Fremd- 
rassige — aus nordafrikanischen 
Ländern gar Einreiseerleichte- 
rungen, Niederlassungshilfen, 
Starthilfen (Anfangslöhne ohne 
Job) ausrichten und damit die le- 
gale und illegale Einwanderung 
anheizen, brächten sie einzelne 
französische Städte bis an die 
Grenzen von Unruhen - ganz 
nach UNO-Plan und UNO-Dik- 
tat. 


Während die Europäer von »Plu- 
rikultur«-Idolen (pluralistische 
Gesellschaft) und von ökumeni- 
scher Hoffnung schwärmen, ver- 
raten islamische Staatschefs und 
Minister eine ganz andere Zu- 
kunft: »Der Islam ist nicht mehr 
zu bremsen - er wird die Weltfüh- 
rung übernehmen.« (Wie Allah 
es befahl.) Vergessen wir auch 
nicht, was jüngst ein algerischer 
fundamentalistischer Volksfüh- 
rer verkündet hat. »Demokratie 
ist eine Gotteslästerung.« 


Die Bedrohung durch den ideolo- 
gischen Internationalismus ist 
noch weitflächiger verteilt, als 
die islamische Gefahr. Die Zu- 
nahme der völkischen Verflech- 
tungen, die am Ende nie zu Frie- 
den, sondern zu Auseinanderset- 
zungen bis zum Völkermord füh- 
ren, läuft auf vielen Gleisen, 
ohne daß die einen merken, was 
die andern wollen (Ehrendokto- 
rat an Aurelio Peccei!). Sogar die 
vielbejammerten Flüchtlings- 
ströme haben für die progressi- 
ven Ideologen der »Welt-Ein- 
heit« eine gewünschte Sprengwir- 
kung gegen alle friedlichen Na- 
tionen. 


Die Rolle der UNO im 
zerfallenden Jugoslawien 


Man muß darüber entsetzt sein, 
mit welcher Gründlichkeit die 
Führungskräfte der UNO und 
großer westlicher Staaten beim 
zerfallenden Jugoslawien das 
Feuer systematisch anfachen. 
Was anfangs mit drei Luftlande- 
Divisionen hätte erstickt werden 
können, wird gehätschelt und ge- 
pflegt bis zu einem Balkankrieg 
oder einem dritten Weltkrieg. Im 
Anfang gab es vom Westen eine 
Rüstungshilfe (Wirtschaftshilfe) 
an den von serbischen Kommuni- 
sten beherrschten Staatsapparat 
in Belgrad. Dann folgten die 
längst fälligen Unabhängigkeits- 


bestrebungen der einst von Tito 
gewaltsam zusammengepreßten 
Völker. Dann fuhren die Serben 
mit ihren schweren Waffen in 
diese Länder, um ihre »alten Ko- 
lonien« erneut zu unterdrücken. 


Mit der zunehmenden Grausam- 
keit der Serben erfolgte die sträf- 
liche Deklaration der UNO und 
westlicher Großmächte: Sie wür- 
den nicht in die Kämpfe eingrei- 
fen. Dies war der grenzenlose 
Freipaß für die Serben. Dann 
folgte pro Forma eine Wirt- 
schaftsblockade der UNO gegen 
die Serben. Aber kein Schiff mit 
Ol (Donau) und kein Tankwagen 
(über Mazedonien) wurde behin- 
dert! 


Das Märtyrium gegen die nicht- 
serbische Bevölkerung breitete 
sich aus: Konzentrationslager, 
Erschießungskommandos, syste- 
matische Vergewaltigungs-Ein- 
richtungen gegen islamische 
Frauen in Schulen, Polizeikom- 
mandos, Hotels ... leisteten ei- 
nen grausamen Beitrag zu der 
von den Serben zugegebenen 
»völkischen Säuberung«. Und 
den nach Freiheit strebenden, 
kaum bewaffneten Völkern ge- 
lobt die UNO, keine Waffen zur 
Selbstverteidigung zu liefern! 
Millionen von Flüchtlingen such- 
ten der bestialischen Behandlung 
zu entkommen. Die ganze Welt 
entsetzte sich, nur die UNO und 
Regierungen der Westmächte be- 
trieben die Eskalation, indem sie 
zuschauten und sagten: Die 
UNO-Blauhelme seien nicht zum 
Eingreifen, sondern ausschließ- 
lich für humanitäre Aufgaben: 
Belieferung von durch Serben ab- 
geschnittene Städte und Evaku- 
ierung Verwundeter. 


Langsame Eskalation 
zum dritten Weltkrieg 


Der US-amerikanische General 
Powell wiederholte wie eine Ma- 
rionette: Es sei richtig, daß das 
Militär sich auf humanitäre Auf- 
gaben beschränke (in Bern). Die 
USA lieferten (in UNO-Mission) 
sogar schwere Waffen nach Bos- 
nien, aber nur um Liefer-Korri- 
dore offen zu halten. Stattdessen 
durften die Serben einen Teil die- 
ses schweren Materials ganz ein- 
fach »entwenden«! Inzwischen 
kämpfen tausende von arabisch- 
islamischen Söldnern in Bosnien, 
um dem von den Europäern ge- 
duldeten Völkermord an den Is- 
lami entgegenzuwirken. 


Die Hilferufe der Mazedonier an 
die UNO für ein Schutzkontin- 
gent der UNO wurden überhört, 
weil bei zu frühem Einschreiten 
die gewünschte Eskalation still- 
stehen könnte. Bill Clinton, der 
neue US-Präsident, fährt mit ei- 
ner Alibi-Politik fort: Was nützt 
schon die Entsendung von 15000 
Blauhelmen oder amerikani- 
schen Truppen in ein Gebiet, wo 
der einzige Aggressor eine best 
gerüstete Armee besitzt! Bill 
Clinton möchte auch Russen und 
Ukrainer in die Mission verknüp- 
fen. 


Der Sinn der langsamen Eskala- 
tion dürfte darin bestehen, eine 
psychologische Weltsituation und 
eine militärische Lokalsituation 
zu schaffen, aus der ein großer 
Balkan-Krieg oder ein dritter 
Weltkrieg entstehen kann. Dazu 
bräuchte es nur noch des Südkon- 
fliktes - mit Mazedonien/Grie- 
chenland oder mit Kosovo/Alba- 
nien —. Die Grundlagen dazu 
wurden systematisch aufgebaut. 


Die Perversion 
der Soziologie 


Natürlich fragt man sich, wozu 
diese Entwicklung? Drei große 
Übeltäter helfen sich gegensei- 
tig: Erstens, die Wirtschafts-Be- 
sessenen: Sie können nie soviel 
Geld und Material umschlagen, 
wie durch einen großen Krieg. 
Zweitens, freuen sich die Welt- 
größenwahnsinnigen - nach dem 
Muster  Coudenhove-Kalergi, 
Brock Chrisholm, Peccei und 
Spitzenleuten in der UNO - über 
jede Verflechtung, weil ihr Welt- 
Einheits-Mix, wenn weder spon- 
tan noch durch das hier kritisier- 
te Rassen-Vermischungs-Gesetz, 
dann eben durch Gewalt rascher 
zustande kommt. 


Und die Dritten sind wir alle- die 
Dummen -, die nicht imstande 
sind, die elementarsten Gesetze 
der Bevölkerungspolitik einer- 
seits zu unterscheiden von der 
menschenfeindlichen Verflech- 
tungspolitik andererseits. Ver- 
flechter sind und bleiben Antiras- 
sisten - und zwar gegen alle Ras- 
sen gerichtet -, weil sie bereit 
sind, alle Rassen zu schänden. 
Sie verwenden zwar denselben 
Ausdruck (Antirassist) just ge- 
gen jene, die alle Rassen bewah- 
ren und unterstützen wollen. 
Darin liegt die Perversion der So- 
ziologie der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts. m] 


Geheimdienste 


Treffen 


ehemaliger 
CIA- und 


KGB-Beamter 
in Moskau 


Victor Marchetti 


Mitglieder der Association of National Security Alumni (ANSA), 
vertreten durch deren leitenden Direktor David MacMichael und 
den Herausgeber von »New American View« Victor Marchetti, beide 
ehemalige CIA-Beamte, trafen sich Ende Januar dieses Jahres in 
Moskau mit der Association of Retired Intelligence Officers 
(ARIO), eine Organisation, die sich aus ehemaligem Personal des 
KGB zusammensetzt. Das Gesprächsthema war, wie die Aktivitäten 
geheimer Nachrichtenorganisationen der nationalen Sicherheit in ei- 
nem demokratischen Umfeld durchgeführt und überwacht werden 


können. 


Die Russen haben einen ersten 
guten Schritt getan, indem sie 
den KGB auflösten. An dessen 
Stelle haben sie zwei neue Behör- 
den gesetzt: Eine, die für den Ge- 
heimdienst im Ausland, und eine 
andere, die für Funktionen der 
internen Sicherheit zuständig ist. 
Die Mitglieder der ARIO, die 
alle dem Direktorat des Aus- 
landsgeheimdienstes des alten 
KGB unterstanden, verab- 
scheuen die Funktion ihres Be- 
rufsstandes, die sich nicht mit der 
internen Sicherheit befaßte. Sie 
sehen sich als ehrenwerte Män- 
ner, die ihr Land verteidigt, nicht 
aber unterdrückt haben. Sie hö- 
ren es nicht einmal gern, wenn sie 
von westlichen Nachrichtenme- 
dien als ehemalige Mitglieder des 
KGB bezeichnet werden, der in 
Rußland gleichbedeutend mit 
der erbarmungslosen Politik der 
internen Sicherheit und der Gu- 
lags des nunmehr dahingeschie- 
denen sowjetischen Regimes ist. 


Die Aufgaben und Beschränkun- 
gen des neuen russischen Ge- 
heimdienstes (CVR) kommen in 
einem im Juli 1992 durch das Par- 
lament verabschiedeten Gesetz 


zum Ausdruck, das nach Aufsicht 
über den CVR durch die gesetz- 
gebende Körperschaft - wirklich 
erstmalig in der russischen Praxis 
- verlangt. Die Veteranen des rus- 
sischen Geheimdienstes legen 
großen Wert auf diese neue Lega- 
lität, ebenso wie auf die Be- 
schränkungen, die dem Geheim- 
dienst jetzt auferlegt worden 
sind. 


Erstmalig in der 
russischen Praxis 


Obwohl das Gesetz von 1992 wei- 
terhin Spionage, Abwehr und 
verdeckte Aktionen vorsieht, 
enthält es eine ziemlich merkwür- 
dige Sprachregelung, wie zum 
Beispiel die Formulierung: »Ge- 
heimdiensttätigkeiten dürfen 
nicht menschenfeindlichen 
Zwecken dienen.« Wir fragten 
die Russen, was das bedeutet, 
und man sagte uns: »Keine Er- 
pressung, keine Entführung, 
kein Mord« - ein interessantes 
Eingeständnis vergangener Prak- 
tiken. Eine weitere außerge- 
wöhnliche Klausel in dem neuen 
Gesetz lautet: »Die Methoden 
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und Mittel der Geheimdienste 
dürfen das Leben und die Ge- 
sundheit von Menschen oder die 
Umwelt nicht gefährden.« Dies 
ist ebenfalls ein erstaunliches 
Eingeständnis von Verfahrens- 
weisen, die früher einmal zuläs- 
sig waren. 


Wie streng diese Klauseln in dem 
neuen russischen Geheimdienst- 
Gesetz beachtet werden, kann 
derzeit natürlich nicht gesagt wer- 
den. Aber die Veteranen des 
KGB sprachen häufig von der 
»hohen Gesinnung, Ehre und 
Pflicht« ihres Berufs und ihrer ei- 
genen Leistung in der Vergangen- 
heit. Man gewann den deutlichen 
Eindruck, daß diese hoch gebil- 
deten, weit gereisten Professio- 
nellen - zumeist Veteranen des 
Zweiten Weltkriegs — nicht im- 
mer mit der Art und Weise, wie 
die Dinge in früherer Zeit erle- 
digt wurden, einverstanden wa- 
ren. Sie verabscheuten es an- 
scheinend, unter dem Druck von 
Ideologien zu stehen, wie sie vom 
sowjetischen Politbüro vertreten 
wurden, und unter der Impera- 
tive des Kremls, ihre Arbeit um 
jeden Preis zu erledigen, zu ope- 
rieren. 


Noch immer gute 
Kommunisten 


Die russischen Veteranen räum- 
ten freimütig ein, daß sie immer 
noch gute Kommunisten sind 
und immer noch an die Ziele des 
Sozialismus glauben. Sie sagten, 
sie seien über einen Großteil der 
Politik des ehemaligen Präsiden- 
ten Michail Gorbatschow oder 
der des derzeitigen Präsidenten 
Boris Jelzin keineswegs erfreut. 
Sie beklagten den Verlust des so- 
wjetischen kommunistischen Im- 


periums und Moskaus Rolle als 


Supermacht, akzeptierten dies je- 
doch als vollendete Tatsachen, 
die nicht mehr rückgängig ge- 
macht werden können. Daher, so 
glauben sie, müssen die Russen 
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jetzt bestrebt sein, das zu erhal- 
ten, was übriggeblieben ist - im 
wesentlichen das Mutterland - 
und vielleicht eine Art Födera- 
tion, oder zumindest eine funk- 
tionierende Beziehung zu den an- 
deren Ländern der ehemaligen 
Sowjetunion beizubehalten. 


»Wir haben eine Vereinbarung 
mit den anderen ehemaligen Re- 
publiken«, sagten die Russen zu 
uns. »Sie haben sich bereiter- 
klärt, nicht gegen uns zu spionie- 
ren, und wir erklären uns bereit, 
nicht gegen sie zu spionieren.« 


Die ARIO-Leute halten engen 
Kontakt zum derzeitigen russi- 
schen Geheimdienst. Ein Groß- 
teil unserer Gespräche wurden in 
CVR-Einrichtungen geführt, 
und wir wurden von dem CVR- 
(und ehemaligem KGB-) Gene- 
ralleutnant Wadim Kirpitschenko 
unterrichtet, der als Berater für 
Jelzins Geheimdienstchef Jewge- 
nij Primakow dient. 


Kirpitschenko ist soeben von ei- 
nem Besuch in den Vereinigten 
Staaten zurückgekehrt, wo er 
und seine Gruppe mit verschiede- 
nen Organisationen, die von ehe- 
maligen hochrangigen CIA-Be- 
amten repräsentiert werden, Ge- 
spräche geführt haben. Seine 
Gruppe traf auch mit dem Redak- 
tionsvorstand der »New York Ti- 
mes« und Mitgliedern der Ameri- 
can Bar Assosiation (Rechtsan- 
waltskammer) zusammen. 


Der CVR und Kirpitschenko ha- 
ben mit Alan Weinsteins in Wa- 
shington ansässigem Center for 
Democracy, das den USA-Be- 
such des Generals gefördert 
hatte, zusammengearbeitet; der 
ehemalige Leiter des CIA Wil- 
liam Colby ist aktiv an dem Pro- 
jekt beteiligt. 


Während ihres Aufenthalts in 
Washington trafen Kirpitschenko 
und seine Gruppe auch mit der 
Führung der Alumni-Association 
(etwa: Absolventen-Vereini- 
gung) des CIA, der Association 
of Former Intelligence Officers, 
zusammen. 


Ehemalige hochrangige CIA-Be- 
amte, zum Beispiel Ray Cline, 
waren maßgeblich daran betei- 
ligt, für die russischen Veteranen 
des Geheimdienstes Verträge zur 
Veröffentlichung von Büchern zu 
arrangieren. Crown Books hat 
sich dazu bereit erklärt, fünf - 
und möglicherweise mehr — Bü- 


cher von Mitgliedern der ARIO, 
in denen sie über ihre Erfahrun- 
gen in ihrem Geheimdienstberuf 
berichten, zu veröffentlichen. 


Joint-Ventures 
mit KGB-Leuten 


Indessen waren andere Amerika- 
ner, die einst hochrangige Ge- 
heimdienstbeamte waren - in der 
Tradition Washingtoner wheelers 
and dealers (Mauschler) - schnell 
damit bei der Hand, sich mit Rus- 
sen in der ehemaligen Sowjet- 
union an Joint-Ventures zu betei- 
ligen. 


Eine derartige Gruppe wird von 
dem Ex-CIA-Direktor Richard 
Helms und General Burke, vor- 
mals stellvertretender Chef der 
supergeheimen National Secu- 
rity Agency, geleitet. Eine wei- 
tere Gruppe, die sich aus ehema- 
ligen Beamten der Defense Intel- 
ligencey Agency (Geheimdienst 
des Verteidigungsministeriums) 
zusammensetzt, ist an mehreren 
Geschäftsprojekten in Rußland 
und den anderen ehemaligen Re- 
publiken der UdSSR beteiligt. 
Außerdem gab es offizielle Kon- 
takte zwischen den amerikani- 
schen Geheimdiensten und dem 
russischen CVR. Im November 
vergangenen Jahres besuchte der 
damalige Leiter des CIA, Robert 
Gates, Moskau zu Gesprächen 
mit dem CVR-Chef Primakow. 
Und der russische Geheimdienst- 
chef soll planmäßig im Frühjahr 
zu Gesprächen mit dem neuen 
Leiter des CIA, James Woolsey, 
nach Washington kommen. 
General Kirpitschenko und seine 
Gruppe bezeichneten ihren Emp- 
fang während des jüngsten Be- 
suchs in den USA als »freund- 
lich«, aber durch »Skeptik« ge- 
kennzeichnet. Ein Mitglied 
sagte: »Jeder wollte wissen, ob 
wir uns wirklich geändert ha- 
ben.« Die Amerikaner, sagte er, 
suchten nach Beweisen dafür, 
daß Rußland und der CVR esmit 
der Demokratie und dem freien 
Unternehmertum ehrlich mei- 
nen. 


»Nun, wir möchten gern wissen, 
ob die USA und der CIA aufrich- 
tig sind.« Er beklagte sich auch 
über die vielen Fragen der Ameri- 
kaner und all die ungebetenen 
Ratschläge, die sie ihnen gege- 
ben hätten. 


Zu diesem Punkt Stellung neh- 
mend, sagte Kirpitschenko: »Sie 


waren unsere Gastgeber, daher 
stellten sie Fragen. Wenn sie nach 
Moskau kommen, werden sie un- 
sere Gäste sein, und wir werden 
die Fragen stellen.« 


Die vielen Ratschläge 
der Amerikaner 


Das andere Argernis, über das 
die Russen sich äußerten, waren 
die vielen unerbetenen Rat- 
schläge der Amerikaner. Die So- 
wjets haben den Kalten Krieg ver- 
loren, und sie wissen das auch - 
eine Tatsache, die für eine stolze 
Nation nur schwer zu schlucken 
ist. Moskau hat sein kommunisti- 
sches Reich verloren. Das russi- 
sche Volk rackert sich ab, um den 
Übergang zur Demokratie und 
zum freien Unternehmertum zu 
vollziehen. Aber es braucht mehr 
als unerbetene Ratschläge und 
Wirtschaftshilfe. Amerika muß 
mit gutem Beispiel vorangehen. 


Es herrscht kein Zweifel darüber, 
daß die Russen in diesen Zeiten 
der gewaltigen Veränderungen 
sehr viel Hilfe benötigen. Histo- 
risch gesehen, haben sie keinerlei 
direkte Erfahrung mit Demokra- 
tie, und es gab nur die kürzesten 
Begegnungen mit freiem Unter- 
nehmertum. Die Leute verhalten 
sich wie Kinder, die neues Spiel- 
zeug betrachten. Sie sind von den 
glitzernden Geschenken, die ih- 
nen kürzlich gemacht wurden, 
zwar fasziniert, wissen aber we- 
der wie sie zusammengesetzt wer- 
den, noch wie sie funktionieren - 
oder wie man Spaß daran hat. 


Und obwohl die Russen in vieler 
Hinsicht mit der neuen Situation 
zufrieden sind, werden sie gleich- 
zeitig von Besorgnis, ja sogar 
Angst verfolgt. Das alte vom 
Staat dominierte System mag ih- 
nen nicht sehr viel gegeben ha- 
ben, aber es garantierte Lebens- 
mittel, einen Arbeitsplatz, eine 
Wohnung und andere Formen 
der persönlichen Sicherheit, wie 
zum Beispiel kostenloses Bil- 
dungswesen, Gesundheitsfür- 
sorge und andere Notwendigkei- 
ten des Lebens - solange wie man 
sich ruhig verhielt und den Wün- 
schen der bolschewistischen Füh- 
rer im Kreml nachgab. Vieles da- 
von ist jetzt verschwunden oder 
läuft Gefahr, verloren zu gehen. 


Die Russen lernen, daß ihre neu 
gewonnene Freiheit große Risi- 
ken, aber auch gute Gelegenhei- 
ten in sich birgt. oO 


Terrorismus 


Der Bomben- 
anschlag 


auf das World 
Trade Center 


Victor Marchetti 


Es gab viele Spekulationen um den kürzlichen Bombenanschlag auf 
das World Trade Center in New York. Eine Frage, die sich sofort er- 
gibt, lautet: Wer war für die Sicherheit dieser Gebäude verantwort- 
lich? Die Hafenbehörde von New York ist anscheinend für den Be- 
trieb des Gebäudekomplexes verantwortlich, aber sie könnte die Si- 
cherheitsvorkehrungen an eine ausländische Firma vergeben haben. 
In unserem Archiv fanden wir einen Bericht aus dem Oktober 1989, 
der auf die jüngsten Ereignisse in New York ein seltsames Licht wirft. 


Ehemalige israelische Geheim- 
dienstler und Offiziere, die ihre 
Erfahrung mit der Taktik zur Be- 
kämpfung des Terrorismus ver- 
kaufen, dringen in die empfindli- 
chen Sicherheitsbereiche einer 
wachsenden Anzahl amerikani- 
scher Polizeikräfte ein - mit Hilfe 
von hochstehenden Freunden Is- 
raels in der amerikanischen Re- 
gierung. 


Geheimnisse um 
die Firma Atlas 


Ein aktueller Fall betrifft die Poli- 
zeidienststelle der Hafenbehörde 
von New York, die von dem Bu- 
reau of Diplomatic Security des 
US-Außenministeriums gedrängt 
wird, mit Atlas Security Ltd. - 
eine israelische Fassaden- 
organisation des Geheimdienstes 
- einen Vertrag für »umfangrei- 
che Beratung und Richtlinien bei 
der Ausbildung der Flughafensi- 
cherheitskräfte« abzuschließen. 
Der Präsident von Atlas, Mr. 1. 
Weisler, ist, wie die meisten der 
Mitarbeiter der Firma, als Mit- 
glied des Geheimdienstes der is- 
raelischen Verteidigungsstreit- 
kräfte (IDF) mit engen Bindun- 
gen zum Mossad, dem israeli- 
schen Geheimdienst für das Aus- 
land, und des Shin Beth, Israels 
Organisation für interne Sicher- 
heit, identifiziert worden. 


Die Firma Atlas, die ein Postfach 
in Leonia, New Jersey, als 
Adresse nennt, teilt mit, sie sei 
»im August 1986 als amerikani- 
sche Firma mit dem Ziel gegrün- 
det worden, Expertisen zur Absi- 
cherung des Flughafens und Be- 
ratung über Gefahrenrisiken für 
amerikanische Regierungsbe- 
amte« zu erstellen. Unter ande- 
ren Dienstleistungen bietet Atlas 
eine komplette »Sicherheitsüber- 
prüfung« der vertragsschließen- 
den Polizeidienststelle an, wobei 
stillschweigend vorausgesetzt 
wird, daß sie tödliche Sabotage- 
Operation aus der Luft, wie zum 
Beispiel die Pan-Am-Katastro- 
phe, die sich im Dezember 1988 
über Schottland ereignete, ver- 
hindern kann. 


Empfehlung aus dem 
US-Außenministerium 


Außer dem Zitat von Empfehlun- 
gen seitens des Leiters des israeli- 
schen militärischen Geheimdien- 
stes und der Shevach Services 
(eine der beiden größten priva- 
ten Sicherungsfirmen Israels) 
legt Atlas als Beweis für seine Fä- 
higkeiten Empfehlungsschreiben 
mehrerer amerikanischer Polizei- 
dienststellen vor. Zu diesen Or- 
ganisationen gehören die Polizei- 
Akademie des Staates Utah, die 
Dienststelle des Sheriffs von 


Wayne County (Detroit) und das 
Sheriff’s Department, Washte- 
naw County (Ann Arbor) in Mi- 
chigan. 


Aber die eindrucksvollste — und 
beunruhigende - Empfehlung für 
Atlas kommt von Dr. David Ep- 
stein, Chef der Anti-Terrorism 
Assistance Division des US-Au- 
Benministeriums. Epstein 
schreibt: » Atlas Security hat der 
Anti-Terrorism Division überle- 
gene technische und taktische 
Fachgutachten geliefert und wird 
das weiterhin tun.« Er fügt hinzu, 
daß Atlas außer Flugplatzsicher- 
heit »beispielhafte offizielle Rat- 
schläge erteilt und Richtlinien ... 
in Angelegenheiten, die sich auf 
die Verhinderung des Terroris- 
mus in städtischen Bezirken be- 
ziehen, festgelegt hat«. 


Einschleichen in die 
Sicherheitsbehörden 


Nach einem Bericht in der »New 
York Daily News« vom 10. April 
1987 »annullierte die Hafenbe- 
hörde gestern einen Vertrag zur 
Untersuchung der Sicherheitsver- 
hältnisse in der Größenordnung 
von 75000 Dollar, nachdem be- 
kannt geworden war, daß die 
Beratungsfirma von einem ehe- 
maligen israelischen Beamten ge- 
leitet wird, der im vergangenen 
Sommer unter einer Wolke des 
Verdachts aus dem Dienst aus- 
schied. Der Mann, Avraham Sha- 
lom, war Leiter des Shin Beth, 
Israels interner Sicherheits- 
dienst. Er schied (1988) nach wo- 
chenlanger Spekulation in der 
Öffentlichkeit darüber, ob er 
1984 die Tötung zweier palästi- 
nensischer Bus-Entführer befoh- 
len und dann eine umfangreiche 
Vertuschung seiner Rolle in die- 
ser Sache orchestriert habe, aus 
dem Dienst aus. 


»Der israelische Präsident Chaim 
Herzog löste einen Sturm der 
Entrüstung aus, als er Shalom 
Straferlaß gewährte und mögli- 
che polizeiliche und staatsanwalt- 
liche Ermittlungen blockierte. 


Aus Kreisen der Hafenbehörde 
verlautet, daß Shalom in Doku- 
menten, die sich auf einen mit At- 
well Ltd. abgeschlossenenen Ver- 
trag zur Untersuchung der Sicher- 
heitsverhältnisse auf den Flughä- 
fen John F. Kennedy, La Guardia 
und Newark bezogen, den Na- 
men »Avraham Bendor< benutzt 
hatte.« 


Aus Kreisen der Hafenbehörde 
von New York verlautet, daß At- 
las schon seit über einem Jahr 
versucht, sich in die Sicherheits- 
abteilung der Behörde »einzu- 
schleichen«. Diesem Versuch sei 
von einigen Mitgliedern dieser 
Abteilung Widerstand entgegen- 
gesetzt worden, mit der Begrün- 
dung, daß Ausbildung und Bera- 
tung zur Bekämpfung von Terro- 
rismus vom FBI und mehreren 
Sonderkomponenten des Vertei- 
digungsministeriums angeboten 
wird. Diese Offiziere wiesen 
auch darauf hin, daß es »unklug 
und riskant sei, wenn eine Sicher- 
heitsorganisation einem außen- 
stehenden Berater, speziell ei- 
nem solchen mit offensichtlich 
engen Verbindungen zu ausländi- 
schen Geheimdiensten, wie zum 
Beispiel Atlas, ermöglichen 
würde, die inneren Betriebsme- 
thoden und Quellen ihrer emp- 
findlichsten Abteilung kennenzu- 
lernen. 


Den Feind unterminieren, 


den Verbündeten 
manipulieren 


Ein ehemaliger hoher Beamter 
des CIA, der viele Jahre im Aus- 
land gedient hat und jetzt Berater 
für den Geheimdienst ist, sagte: 
»Ich kann verstehen, warum der 
Mossad die Hafenbehörde anvi- 
siert hat. Eine Durchdringung 
der Sicherheitskomponente am 
Haupteingangshafen in die Verei- 
nigten Staaten bietet den Israelis 
grenzenlos gute Gelegenheiten 
sowohl für geheime Operationen 
als auch um ganz einfach Unheil 
anzurichten.« Er setzte hinzu: 
»Der Mossad weiß ebenso wie 
wir, daß eine der klassischen 
Möglichkeiten, den Feind zu un- 
terminieren — oder den Verbün- 
deten zu manipulieren - darin be- 
steht, in seinen Polizeiapparat 
einzudringen.« oO 
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Bill Clinton 


»Slick Willies« 
reisende 


Medizin-Schau 


Victor Marchetti 


US-Präsident Bill Clinton kommt vielen Amerikanern wie ein fri- 
scher Wind vor. Aber das ist nur so, weil er für das Volk immer noch 
eine Neuigkeit und ein meisterhafter politischer Wahlkämpfer ist. 
Man denke daran, Clinton befindet sich immer noch in der Phase der 
Flitterwochen seiner neuen Regierung, der traditionellen Gnaden- 
frist, die allen neuen Präsidenten vom Volk und von den Medien ge- 
währt wird. Im Augenblick sieht er gut aus und hört sich gut an, im 
Vergleich zu Reagans königlichen, rinnsalähnlichen Annäherungs- 
versuchen an die Regierung und das amerikanische Leben, und 
Bushs kürzliche Vermasselung der Wirtschaft und der Neuen Welt- 


ordnung. 


Aber Clinton ist nach wie vor ein 
seichter, zerstreuter Mensch, ein 
politischer Zauderer, dessen Vor- 
geschichte als Gouverneur von 
Arkansas beweist, daß er ein bes- 
seres Spiel redet, als er spielt. Er 
ist ein beschwichtigender, modi- 
scher Praktiker voller verlocken- 
der Versprechungen ohne Sub- 
stanz oder Bestand, dessen Spe- 
zialität schauspielerisches Talent, 
nicht politisches Können oder 
Führung ist. 


Eine Blaupause 
zur Katastrophe 


Der Fünfjahres-Wirtschaftsplan, 
den er Amerika und der Welt in 
seiner Rede zur Lage der Union 
vor dem Kongreß verkündete, ist 
eine Blaupause zur Katastrophe. 


Es ist ein träumerischer Plan, der 
die liberalen, nach oben bewegli- 
chen Babyboomers (Sprößlinge 
der geburtenstarken Jahrgänge) 
anspricht, die den Kern seiner 
Wählerschaft bilden, aber er hat 
wenig Bedeutung für den Durch- 
schnittsamerikaner - oder gar für 
die Minderheiten, die Clinton 
vorgibt zu repräsentieren und die 
ihn mit überwältigender Mehr- 
heit gewählt haben. 


Der Wirtschaftssplan des neuen 
Präsidenten ist im wesentlichen 
ein Steuerzahlungs- und Ausga- 
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beplan mit einer dünnen Glasur 


fast bedeutungsloser Kürzungen. 


Selbst, wenn er in seiner Gesamt- 
heit vom Kongreß verabschiedet 
werden sollte, so schont er viel zu 
viele verschwenderische heiligen 
Kühe, spornt zu wenig in Rich- 
tung auf privates Sparen und In- 
vestitionen an und schafft zu we- 
nige neue Arbeitsplätze. Er legt 
der ohnehin finanziell und geistig 
geschwächten Mittelklasse noch 
schwerere Steuerlasten auf. 


Darüber hinaus verringert er nur 
zeitweilig und geringfügig das 
jährliche Haushaltsdefizit, tut 
wenig um die Staatsschulden an- 
zupacken und verspricht noch hö- 
here Steuern in der Zukunft, um 
weitere in Miskredit geratene 
und verschwenderische Ausga- 
ben des Bundes zu unterstützen. 


Laufender Bruch von 
Wahlkampfversprechen 


Möglicherweise ist der explosiv- 
ste Teil des Planes des Präsiden- 
ten sein Traum, »allen Amerika- 
nern eine hochqualifizierte Ge- 
sundheitsfürsorge zu bieten«. 
Dies wird die Bundesregierung 
30 bis 90 Milliarden Dollar pro 
Jahr kosten - und diese Kosten 
werden hauptsächlich durch hö- 
here Steuererhebungen für die 
Mittelklasse bestritten. Einige 


der Steuererhöhungen werden 
sich aus den geplanten Erhöhun- 
gen der Einkommenssteuersätze 
ergeben. Aber das meiste davon 
wird durch andere »Einkom- 
mensverbesserer« erzeugt, wie 
zum Beispiel die Energiesteuer — 
die mit Sicherheit kommen wird - 
und eine Mehrwertsteuer oder 
Bundesumsatzsteuer — die wahr- 
scheinlich kommen wird -. Dies 
sind natürlich die Art von Steu- 
ern, die den Durchschnittsameri- 
kaner höchstwahrscheinlich am 
stärksten belasten werden. 


Erinnern Sie sich daran, daß der 
Kandidat Clinton der Mittel- 
klasse eine Steuersenkung ver- 
sprach? Jetzt sagen seine Fans in 
den Nachrichtenmedien, daß 
Mut und Führungskraft dazu ge- 
hören, Wahlkampfversprechen 
zu brechen. 


Laut »Newsweek« ist die Grund- 
linie des Wirtschaftsplans, mit 
dem der Präsident im Lande um- 
herreist, um ihn in Grundschu- 
len, im MTV und überall, wo er 
ein Forum bekommt, zu verkau- 
fen, folgende: Clinton versprach, 
für jeden Dollar an zusätzlichen 
Steuern einen Dollar an Ausga- 
ben einzusparen, aber sein Plan 
ruft zu zwei Dollar an neuen 
Steuern für jeden Dollar verspro- 
chener Ausgabenkürzungen auf. 


Was nun seine mit lautem Ge- 
schrei verkündete Verringerung 
des Defizits anbelangt, so wird 
sein Plan in Wirklichkeit eine 
noch geringere Verringerung - 
473 Milliarden Dollar - bewirken 
als George Bush sie 1990 durch- 
drückte -482 Milliarden Dollar -. 


Der rapide wachsende 
Krebs der Städte 


Und was noch schlimmer ist, 
Clintons Plan befriedigt nicht die 
unmittelbaren oder langfristigen 
Bedürfnisse des amerikanischen 
Volkes auf solchen Gebieten wie 
der Zerfall in den Städten, Ob- 
dachlosigkeit, Mißbräuche der 
Wohlfahrtsfürsorge, illegale Ein- 
wanderung, Drogen und stei- 
gende Gewaltverbrechen. Es ist 
dieser städtische Krebs, der sich 
verbreitet und rapide an den Vor- 
orten der Mittelklasse und im 
kleinstädtischen Herzland des ei- 
gentlichen Amerikas nagt und 
frißt - und das Land zerstört. 


Stattdessen fördert der Clinton- 
Plan sich klug anhörende wissen- 


schaftliche Forschung und von 
der Regierung finanzierte höhere 
Bildung mehr als Wohnungen, 
die man sich leisten kann, oder 
verfügbare Arbeitsplätze. Und 
der Plan tut wenig für die Infra- 
struktur des Landes; er gibt mo- 
dischen Umweltbelangen den 
Vorrang über Notwendigkeiten 
der Industrie und des Transport- 
wesens. 


Der Trick mit den 
Ausgabenkürzungen 


Das Traurige an Clintons Wirt- 
schaftsplan ist, daß er sich - zu 
Zwecken der Publicity - auf sol- 
che emotionelle und komplexe 
Fragen, wie die Kosten für die 
Verteidigung, der Gesundheits- 
fürsorge und die Sozialversiche- 
rung konzentriert, aber Ausga- 
benkürzungen in Programmen, 
die von speziellen Interessens- 
gruppen und den eigenen Wahl- 
kreisen des Präsidenten favori- 
siert werden, tunlichst aus dem 
Wege geht. Der empörend teure 
und nutzlose Superconducting 
Super Collider und die Space Sta- 
tion wurden weitgehend ver- 
schont, ebenso das Auslandshil- 
feprogramm - zum größten Teil 
um Israels Willen - und das Ge- 
heimdienstwesen des Kalten 
Krieges. 


»Wir haben Ausgabenkürzungen 
vorgeschlagen, die eine Chance 
haben vom Kongreß verabschie- 
det zu werden«, erklärte Clintons 
Haushaltsdirektor Leon Panetta 
lapidar. 


USA 


Themen die 


Bill Clinton 
ignoriert 


US-Präsident Bill Clintons Rede zur Lage der Nation ist das Thema 
eines Interviews, das unser Mitarbeiter Tom Valentine mit L. Flet- 
cher Prouty, ehemaliger Verbindungsoffizier des US-Verteidigungs- 


ministeriums zum CIA, führte. Prouty unterzog Clintons Rede einer 
kritischen Analyse. Valentines Fragen sind in Fettdruck. 


Glauben Sie, daß es symbolisch 
war, daß Alan Greenspan, Vor- 
standsvorsitzender des Federal 
Reserve System, direkt neben der 
First Lady Hillary Clinton saß? 


Heute das 
große Geschäft 


Prouty: Ganz sicherlich. In den 
letzten 12 Jahren sind enorme 
Programme begonnen worden, 
die nicht von Clinton oder von ir- 
gendjemand anderem über Nacht 
zu Ende geführt werden. Einer 
der Führer dieser Reagan-Bush- 
Periode war das Federal Reserve 
System (Fed). 


Die Fed braucht sich vor dem 
Volk nicht zu verantworten, ob- 
wohl einige Mitglieder des Kon- 
gresses Jahr für Jahr verlangt ha- 
ben, das Federal Reserve System 
unter Kontrolle zu bringen, so 
daß es sich vor dem Kongreß ver- 
antworten muß. Sie schaffen es 
nicht. Was wir heute Abend se- 
hen ist, daß, ganz gleich was der 
Präsident sagt, die Situation fort- 
besteht, und so war es schon im- 
mer. Die Schwungkraft ist da und 
der Präsident wird verteufelt viel 
Arbeit haben, um mit dem Fede- 
ral Reserve System fertigzuwer- 
den. 


Ich habe in der Rede des Präsi- 
denten kein einziges Mal etwas 
von Außenpolitik gehört. 


Prouty: Das habe ich auch festge- 
stellt. Sogar noch gewichtiger - 
und das hat mich schockiert - ist 
die Tatsache, daß der Präsident 
das Drogenproblem nicht er- 
wähnte. Das ist heute das größte 
Geschäft in den Vereinigten Staa- 


nach Kuba einfliegen ließen. Wir 
konnten diese Maschinen nicht 
nach Kuba hineinbekommen, 
ohne unser Luftverteidigungs- 
kommando stillzulegen. Wie 
kommt es, daß wir heute, wo wir 
eine viel größere Luftverteidi- 
gung - mit größerer Satellitenka- 
pazität - haben, die ein Ruder- 
boot draußen mitten im Atlantik 
sehen kann -, wir das Einfliegen 
von Drogen in unser Land und 
Landungen in Orten wie Mena, 
Arkansas, nicht verhindern kön- 
nen? Es ist fantastisch, daß diese 
Probleme auftauchen und nie- 
mand sie als das identifizieren 
kann, was sie sind. 


Was nun die Auslandshilfe be- 
trifft, wissen Sie, daß das Aus- 


Bill und Hillary Clinton wissen, daß sie sich weder mit dem Fede- 
ral Reserve System noch mit Rockefellers Absprachegremien an- 


legen dürfen. 


ten. Es beläuft sich auf 500 Mil- 
liarden Dollar pro Jahr. 


Im Hintergrund 
regieren 
die Rockefellers 


Als ich im Militär war, und wir 
den castrofeindlichen kubani- 
schen Exilanten halfen, hatten 
wir kleine Programme, in denen 
wir leichte Flugzeuge von Navy- 
Schiffen aus in niedriger Höhe 


landshilfegesetz - P. L. 480, das 
nach dem Zweiten Weltkrieg er- 
lassen wurde — einen Paragra- 
phen enthält, der verlangt, daß 
jedes Land, das Auslandshilfe be- 
kommt, diese von amerikani- 
schen Firmen bekommen muß, 
die in dem betreffenden Land an- 
sässig sind? Als Folge davon ha- 
ben amerikanische Firmen ihre 
gesamten Gepflogenheiten für 
Geschäftstätigkeiten geändert, 
und sie haben die »Auslands- 
hilfe«-Dollar bekommen. 


Sie zahlen keine Steuern in jenen 
Ländern und werden im wesentli- 
chen zu ausländischen Firmen, 
die im Ausland auf Kosten ameri- 
kanischer Steuerzahler leben. 
Dies geht schon seit den vierziger 
Jahren so. 


Es ist noch viel mehr an diesem 
Auslandshilfe-und-Handelsge- 
schäft als den meisten Amerika- 
nern klar ist, und die Medien ver- 
tuschen dies. 


Prouty: Alle die Leute, die die 
Bilderberger, den Council on For- 
eign Relations und die anderen 
Absprachegremien beobachten, 
hätten eigentlich den US-UdSSR 
Trade & Economic Council 
(USTEC) beobachten sollen. 
Dieser funktioniert seit 1972. 
Vorher funktionierte er als Dart- 
mouth Conference und wurde 
von der Familie Rockefeller ge- 
fördert. 


Das USTEC Journal veröffent- 
lichte 1977 einen Brief von David 
Rockefeller, in dem er seiner ei- 
genen Bank, Chase Manhattan, 
dazu gratulierte, 1927 eine Filiale 
in Moskau eröffnet zu haben, 
und dafür, daß die Rockefellers 
und ihre Bank 50 Jahre lang un- 
unterbrochen, durch die ganze 
McCarthy-Ara und die Tage des 
»üblen Imperiums« eines Ronald 
Reagan hindurch, Geschäfte mit 
den Sowjets getätigt haben. 


Wieviele Leute wissen, daß diese 
mächtige, große Organisation, 
die sich aus Fortune-500-Firmen 
zusammensetzt, existiert? Drei 
Wochen, nachdem die koreani- 
sche Verkehrsmaschine von den 
Sowjets abgeschossen wurde und 
Ronald Reagan seine Rede über 
das üble Imperium hielt, fand die 
größte Handelskonferenz, die je- 
mals auf internationaler Basis ab- 
gehalten wurde, in Moskau statt, 
und 177 Vorstandsvorsitzende 
amerikanischer Großfirmen wa- 
ren dort. 


Der Präsident sagte, daß er 500 
Milliarden Dollar ausgeben wird, 
und wir für diese Programme 
sehr tief in die Tasche greifen müs- 
sen. 


Prouty: Eines was der Präsident 
sagte, war völlig richtig, und das 
war, daß »der wirkliche Motor 
für das Wirtschaftswachstum der 
Privatsektor ist.« 


Danach sagte Clinton jedoch, er 
werde Geld in Regierungspro- 
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USA 


Themen die 
Bill Clinton 
ignoriert 


gramme pumpen. Um Himmels 
willen, die USA werden auf ih- 
rem Privatsektor aufgebaut. Das 
ist es, was die Vereinigten Staaten 
ausmacht. Und dennoch wurde 
so gut wie nichts darüber gesagt. 


Vielleicht setzt er das als selbst- 
verständlich voraus, aber das 
kann man nicht. 


Hoffentlich der 
Herausforderung 
gewachsen 


Es gibt in diesem Lande 100 neue 
Mitglieder im Repräsentanten- 
haus. So etwas wird sie schockie- 
ren. Sie werden erleben, daß das, 
was wir glauben die Regierung 
ist, und das was sie wirklich ist, 
zwei verschiedene Dinge sind. 


Hoffentlich sind die neuen Kon- 
greßabgeordneten der Heraus- 
forderung gewachsen. 


Clinton sagte auch, »wir wollen, 
daß die Leute uns nicht mehr 
brauchen«. 


Sie sagen diese Dinge, aber ich 
glaube, das große Problem für 
diese Regierung ist jetzt die 
Schwungkraft der letzten 12 
Jahre - und ich würde die Carter- 
Jahre auch hinzuzählen -, als die 
Federal Reserve uns bis zu über 
20 Prozent Zinsen bescherte. 


Niemand kann auf diese Weise 
Geschäfte machen, und dort setz- 
ten alle diese Schulden und alles 
andere ein. Es ist mehr als 12 
Jahre her, aber die in das System 
eingebaute Schwungkraft hat die 
Dinge herbeigeführt, die wir jetzt 
haben, und dies muß gestoppt 
werden. 


War es nicht die Politik der Fede- 
ral Reserve und nicht die Politik 
Jimmy Carters, die uns dahin ge- 
führt hat, wo wir heute sind? 


Prouty: Wenn Sie sich an Jimmy 
Carter und an dessen Aufstieg 
vom Amt des Gouverneurs von 
Georgia erinnern, dann fällt Ih- 
nen sicher auch ein, daß die zu 
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den bevorzugten jungen Män- 
nern gehörten, die von Rockefel- 
lers Trilateralen Kommission aus- 
gewählt wurden. Es war diese vä- 
terliche Patronage, die ihn von 
dem Staatshaus zum Weißen 
Haus führte. 


Er sah, wie sich diese Dinge er- 
eigneten. Clinton befindet sich in 
einer Situation, die sich seit den 
Tagen des Senators Robert La- 
Folette - ein Hauptwettbewerber 
einer Dritten Partei um die Präsi- 
dentschaft im Jahre 1924 — nicht 
geändert hat. Clinton sitzt ein 
Kerl namens Ross Perot auf den 
Fersen. Ein Präsident, der solch 
eine Bewegung aus dem Nichts 
kommen sieht, muß ständig 
wachsam sein. 


Hinter Clinton stehen 
heute noch 
viele Amerikaner 


Was ist Ihr Gesamteindruck da- 
von, wohin wir gehen werden? 
Wie kann ein Bürger mit guten 
Ideen Bill und Hillary Clinton 
zur Abwechslung mal erreichen 
und sie von dem status quo ab- 
bringen, von dem sie sagen, daß 
sie versuchen werden, davon ab- 
zukommen? 


Prouty: Ich bin ängstlich darum 
besorgt, daß Bill und Hillary 
Clinton Erfolg haben werden. Er 
sagte etwas sehr Großartiges - 
und ich hoffe, daß er es niemals 
vergißt - und das war folgendes: 
»Wir können die Realität unserer 
Lage nicht verleugnen. Denken 
wir aber an die Kosten, nichts zu 
verändern.« 


Er weiß, daß mit dieser Schwung- 
kraft der letzten 12 Jahre ein Pro- 
blem auf ihn zukommt, und wir 
können nicht bestreiten, daß es 
vorhanden ist. Jedoch können 
wir uns nicht bequem im Sessel 
zurücklehnen und es außer Acht 
lassen, weil die Kosten, nichts zu 
verändern, furchtbar sein wer- 
den. Ich hoffe, er hat das begrif- 
fen. Denken Sie an seine kurze 
Ansprache anläßlich seiner 
Amtseinführung. Er sagte: »Jetzt 
ist die Zeit der Erneuerung ge- 
kommen.« 


Ich glaube, Clinton hat gute 
Ideen, und wenn er dabei bleibt 
und damit vor sich hinschuftet, 
wird er feststellen, daß sehr viele 
Amerikaner hinter ihm stehen, 
anstatt nach einem neuen Mann 
zu suchen. | 


Auf dem Weg 
zum 


Sozialismus 


David Hudson 


US-Präsident Bill Clinton führt gegen das amerikanische Volk mehr 
im Schild, als er in seinem Wahlkampf durchblicken ließ. Vorschläge 
von radikalen Linken aus einer Vielfalt von Quellen werden von der 
neuen Regierungs-Mannschaft in Washington ernsthaft in Erwägung 


gezogen. 


Man täusche sich nicht, Steuerer- 
höhungen - gewaltige, breit ange- 
legte Steuererhöhungen, die weit 
über Präsident Clintons Wahl- 
kampfversprechen, Steuern nur 
für die wohlhabendsten fünf Pro- 
zent aller Amerikaner zu erhö- 
hen - werden von Liberalen in 
den Kongreß eingebracht. 


Und dies trotz der Gesamtschul- 
den in der amerikanischen Wirt- 
schaft von rund 15 Billionen Dol- 
lar. Die Verschuldung der US- 
Bundesregierung - über vier Bil- 
lionen von insgesamt 15 Billionen 
Dollar - sollte eigentlich Grund 


‘genug sein, Ausgaben zu verrin- 


gern, nicht Steuern zu erhöhen. 


Steuern nur 
für die Reichen? 


Die einzigen Steuern, die der 
Präsident zu erhöhen versprach, 
war die Einkommensteuer von 
Amerikanern, die mehr als 
200000 Dollar pro Jahr verdie- 
nen. Aber während des Wahl- 
kampfes ließ Clintons Sprecher 
George Stephanopolous in ei- 
nem Interview mit CNN die 
Katze aus dem Sack, als er sagte, 
Clinton werde nicht die Steuern 
für die »Mittelklasse«, eine 
Gruppe, die er als jene Amerika- 
ner definierte, die zwischen 
20000 und 50000 Dollar im Jahr 
verdienen, erhöhen. 


Dies ließ die Möglichkeit offen, 
Steuern für Familien zu erhöhen, 
die nur ein Viertel dessen verdie- 
nen, was diejenigen nach Hause 
bringen, die der Wahlkampfkan- 
didat Clinton als »wohlhabende« 


Amerikaner definierte. Ein wei- 
terer Hinweis kam von dem Wirt- 
schaftsgipfel, den Clinton im De- 
zember letzten Jahres als desi- 
gnierter Präsident in Little Rock 
veranstaltete. Als Reaktion auf 
den Vorschlag, die Benzinsteuer 
zu erhöhen, sagte Clinton, er sei 
dagegen, die Benzinsteuer »in ei- 
nem Jahr um 15 Prozent pro Gal- 
lone zu erhöhen«, wobei er die 
Möglichkeit einer geringeren 
Benzinsteuer in diesem Jahr, 
oder eine über mehrere Jahre er- 
streckte höhere Steuer offen ließ. 


Eine mögliche neue Steuer ist 
eine Verbrauchssteuer - eine 
Mehrwertsteuer oder eine Art 
staatliche Umsatzsteuer. Ver- 
schiedene freie Mitarbeiter die- 
ser Zeitung, darunter Dr. Martin 
A. Larson, der Verfasser dieses 
Artikels und andere haben eine 
solche Steuer vorgeschlagen, 
aber nur als verfassungsmäßig zu- 
lässige Alternative zur persönli- 
chen Einkommensteuer, die zur 
Abschaffung des Internal Reve- 
nue Service (Einkommensteuer- 
amt) führen würde. Andere tre- 
ten traurigerweise für neue Ver- 
brauchssteuern zuzüglich zu dem 
derzeitigen Steuersystem ein. 


Auch in den USA 
soll der Bürger bluten 


Einer der ersten Vorschläge für 
neue Steuern und keine Steuerer- 
leichterung für die Mittelklasse 
wurde von Peter G. Peterson, ei- 
nem ehemaligen Handelsmini- 
ster unter Jimmy Carter, der jetzt 
Vorsitzender des Kapitalanlage- 
bankenkonzerns Blackstone ist, 


gemacht. In einem Artikel in der 
»New York Times« vom 1. De- 
zember 1992 schrieb er: 


»Um das Defizit abzuschließen 
und Investitionen — das heißt 
Ausgaben - zu finanzieren, sollte 
Clinton bestimmen, welche Ver- 
brauchssteuer am besten dazu 
beitragen würde, den Haushalt 
auszugleichen, während Sparen 
auf dem Privatsektor gefördert 
und alle Einkommensgruppen 
gerecht behandelt werden. Wie 
steht es mit einer progressiven 
Mehrwertsteuer? ... Setzt die 
Senkung der Steuern für die Mit- 
telklasse auf kleine Flamme. Wir 
können sie uns im Augenblick 
nicht erlauben.« 


Im gleichen Artikel rief Peterson 
zu niedrigeren Steuern auf, die 
seinen Firmenkunden zugute kä- 
men. »Führt einen Kapitalanla- 
gesteuer-Freibetrag mit Schwer- 
punkt und einen Forschungs- und 
Entwicklungssteuer-Freibetrag ein. 


Schlagt eine Kapitalgewinn- 
steuer für langfristige produktive 
Vermögenswerte vor.« 


Viele neue Steuern 
als letzter Ausweg 


Andere Verbrauchssteuern, die 
vorgeschlagen werden oder vor- 
geschlagen worden sind, schlie- 
Ben erhöhte Steuern ein auf Al- 
kohol und Tabak, auf »über- 
höhte« vom Arbeitgeber ge- 
zahlte Krankenversicherungsprä- 
mien, auf Erdölprodukte (zusätz- 
lich zu einer Benzinsteuer) und 
auf »Luxus«-Artikel, wie auch 
immer definiert. Die kürzlich 
fortgefallenen Steuern auf 
Boote, Privatflugzeuge und an- 
dere kostspielige Dinge werden 
in einer weniger umständlichen 
Form wieder eingeführt. 


Es sind Vorschläge zu erwarten, 
folgende Steuerabzüge zu kür- 
zen, mit dem Ziel, sie später ganz 
zu beseitigen: Spenden zu Wohl- 
tätigkeitszwecken; Hypotheken- 
steuer auf das Wohnhaus; Steu- 
ern, die an Landes- und örtliche 
Verwaltungen zu zahlen sind; Ge- 
schäftsunkosten, besonders Rei- 
sekosten- und Bewirtungspau- 
schale. Man wird vorschlagen, 
das »indirekt bezogene« Einkom- 
men, die Hausbesitzer durch den 
angemessenen Mietwert ihres 
Hauses dadurch »genießen«, daß 
sie selbst keine Miete zahlen, zu 
besteuern. 


Erbschaftssteuer könnte erho- 
ben werden durch Verringerung 
des Steuerfreibetrages pro Ver- 
mögensmasse, von 600000 Dol- 
lar auf 200000 Dollar. Dies be- 
deutet, daß viele Vermögensmas- 
sen, die nur aus einem völlig 
schuldenfreien Haus in einer 
schönen Wohngegend bestehen, 
plötzlich versteuert werden müs- 
sen, und das auf einem hohen Ni- 
veau. 


Wenn das versprochene »umfas- 
sende« staatliche Krankenversi- 
cherungsprogramm verabschie- 
det wird, dann wird dies auch mit 
einem läppigen Preisschild verse- 
hen sein. Ein Vorschlag des Pro- 
fessors für Wirtschaft an der Prin- 
ceton University, Uwe E. Rein- 
hardt, sieht einen Aufschlag auf 
die Einkommensteuer für allge- 
meine Gesundheitsfürsorge vor. 
Die Quoten würden bei null Pro- 
zent für die Armen beginnen und 
auf 12 Prozent steigen. Dies wäre 
natürlich zuzüglich zu bereits be- 
stehenden Einkommensteuern. 
Andere Vorschläge zur Zahlung 
einer staatlichen Krankenversi- 
cherung ziehen eine staatliche 
Lohnsummensteuer in Erwä- 
gung, die dem bereits bestehen- 
den Sozialversicherungsbeitrag 
sehr ähnlich ist und natürlich zu- 
sätzlich erhoben wird, die zu- 
nächst fünf bis neun Prozent der 
Lohnsumme betragen würde. 


»Tikkun« gibt 
Clinton Anweisung 


Die Zeitschrift »Tikkun«, die 
sich selbst als linksgerichtet be- 
zeichnet, ein zionistisches Mei- 
nungsblatt, behauptet: »Bill Clin- 
ton, Al Gore, Hillary Clinton 
und Tipper Gore lesen alle »Tik- 
kun<. »Tikkun< wird eine der 
Schlüsselzeitschriften sein, die 
die Debatten der Clinton-Jahre 
gestalten wird.« Sie veröffent- 
licht jetzt »eine Reihe von Denk- 
schriften an Bill Clinton«, und 
maßt sich an, Clinton Vorschrif- 
ten zu machen, wie er das Land 
regieren soll. 


Die allererste Denkschrift 
stammte aus der Feder des radi- 
kalen Wirtschaftswissenschaft- 
lers und Historikers Gar Alpero- 
vitz, Präsident des National Cen- 
ter for Economic Alternatives, 
ein Fellow des Institute for Policy 
Studies und Mitglied des Redak- 
tionsvorstands von »Tikkun«. 
Die Überschrift seines »Memo« 
lautet: »Perestroika<, American- 


Style« (»Perestroika auf amerika- 
nische Art«). 


Alperovitz schreibt an Clinton: 
»Wenn Sie bereit sind, die strate- 
gische Initiative zu ergreifen, ha- 
ben Sie, glaube ich, eine Chance, 
ebensoviel für die Vereinigten 
Staaten zu tun wie Gorbatschow 
und Jelzin für die ehemalige So- 
wjetunion getan haben ... Sie 
kommen mit vielen klugen politi- 
schen Köpfen, von denen viele 
Freunde oder ehemalige Kolle- 
gen von mir sind, nach Washing- 
ton.« 


Den Wohlstand 
beschlagnahmen 


Alperovitz schlägt nicht vor, nur 
an dem Steuerwesen herumzuba- 
steln. Stattdessen schlägt er die 
Beschlagnahme von Privatbesitz 
vor. »Die oberen zehn Prozent 
der Haushalte besitzen Zweidtrit- 
tel des Eigenkapitals des Landes 
— mehr als das Doppelte des Ge- 
samteigenkapitals von 90 Pro- 
zent Amerikas ... Besteuerung, 
und speziell Erbschaftssteuer, 
kann eine Rolle spielen. 


Der eigentliche Trick besteht je- 
doch darin, einen Angriff auf die 
tiefgreifenden Ungleichheiten 
mit sehr konkreten Vorschlägen 
zu verbinden ... die auf andere, 
demokratischere Arrangements 
von Wohlstand und Macht abzie- 
len.« 


In der gleichen Ausgabe von 
»Tikkun« schlägt der Senator des 
Staates Kalifornien Tom Hayden, 
der frühere Ehemann der Schau- 
spielerin Jane Fonda, »eine 16- 
Jahres-Perspektive - zwei Amts- 
zeiten für Bill Clinton und zwei 
Amtszeiten für Al Gore - ein rea- 
listischer Zeitraum, um sich von 
der derzeitigen Krise zu erholen 
und eine erträgliche Zukunft an- 
zusteuern«, VOT. 


Hayden setzt hinzu: »Clinton 
kann damit beginnen, Begeiste- 
rung zu erwecken, indem er 
kühne Ernennungen vornimmt 
und kühne Verordnungen er- 
läßt... 


Was Clinton alles 
anrichten könnte 


Er könnte Anita Hill, in die 
Equal Employment Opportunity 
Commission (Kommission, die 
für gleiche Chancen im Arbeitsle- 
ben eintritt) berufen; die berüch- 
tigte »Knebel-Bestimmung« für 
Gelder zur Familienplanung be- 
seitigen; einen AIDS-Aktivisten 
zum Vorsitzenden des Krieges ge- 
gen diese Epidemie ernennen.« 


Die gleiche Ausgabe mit diesen 
Fanfarenstößen für Sozialismus 
enthielt einen Artikel von der chi- 
cagoer Anwältin Marian H. Neu- 
del mit der Überschrift: »Dod- 
ging the Bisexual Boss: Funda- 
mental Rights in the Workplace 
and Beyond« (»Dem doppelge- 
schlechtlichen Chef aus dem 
Wege gehen: Grundrechte am Ar- 
beitsplatz und darüber hinaus«). 


Darin schreibt Frau Neudel allen 
Ernstes: 


»Leider ist es wahrscheinlich nur 
noch eine Frage der Zeit bis die 
Gerichte mit einem doppelge- 
schlechtlichen Chef konfrontiert 
werden, der, angeklagt wegen se- 
xueller Belästigung von Frau Jo- 
nes, die äußerst wertvolle Vertei- 
digung vorbringen kann: »Wer 
diskriminiert? Sicher, ich war 
letzte Woche hinter Frau Jones 
her. In der Woche davor jagte ich 
Herrn Schmidt um seinen 
Schreibtisch herum.« 


Werden die Clintons und die Go- 
res schnell damit bei der Hand 
sein, auch dieses Problem zu lö- 
sen? Wir werden sehen. DO 
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USA 


Amerikaner 


wollen 


Mitsprache bei 


Kriegs- 


erkläarungen 


Gibt es irgendeine Möglichkeit für das amerikanische Volk, die In- 
tervention seiner Regierung in fremde Kriege im Ausland zu kontrol- 
lieren? Wird US-Präsident Bill Clinton eine interventionistische, in- 
ternationalistische Außenpolitik wie die des ehemaligen Präsiden- 
ten George Bush betreiben? Welche Auswirkungen hatte Ross Pe- 
rots unabhängiger Präsidentschaftswahlkampf auf die öffentliche 
Meinung? Das sind die Themen eines Interviews, das der Herausge- 
ber von »The Spotlight«, Vince Ryan, mit Joseph R. Pulsifer, Rechts- 
anwalt und Wirtschaftswissenschaftler, führte. Als Absolvent der 
Columbia University School of Law und der Columbia University 
School of International Affairs arbeitete Pulsifer viele Jahre für die 
amerikanische Bundesregierung. In den letzten Jahren studierte 
Pulsifer die Geschichte der Ludlow-Amendment, die den Mechanis- 
mus für eine Volksabstimmung in den USA regeln soll, ob das Land 
in den Krieg ziehen soll oder nicht. Die Fragen von Ryan sind in Fett- 


druck wiedergegeben. 


Gibt es irgendeinen Ort in der 
heutigen Welt, wo die Vereinigten 
Staaten militärisch eingreifen 
könnten und das amerikanische 
Volk eine solche Intervention be- 
geistert unterstützen würde? 


Pulsifer: Meiner Ansicht nach 
gibt es eine solche Unterstützung 
nicht. Es gibt jedoch starke Ele- 
mente innerhalb der Vereinigten 
Staaten, die für den Interventio- 
nismus hier oder dort plädieren 
würden. Unter dem Aspekt eines 
nationalen Konsens sehe ich aber 
niemanden, der für ein militäri- 
sches Eingreifen, ganz gleich wo 
es ist, eintritt. 


Der Kongreß erklärte 
den Krieg nicht 


Im Gegenteil. Ich glaube nicht 
einmal, daß der Krieg im Irak po- 
pulär war. Es stimmt sicherlich, 
daß das Land über den großen 
Sieg, den wir errangen, über- 
glücklich war, und daß die Volks- 
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befragungen zur Feststellung der 
allgemeinen Einstellung im Hin- 
blick auf George Bush und seine 
Regierung im Bereich von 90 Pro- 
zent und darüber für den Präsi- 
denten ausgingen. Dies hatte je- 
doch keinen nachhaltigen Wert. 


Bush wurde in der Tat bei der 
Wahl jetzt geschlagen und errang 
nur 38 Prozent der Stimmen des 
Volkes. 


Auf jeden Fall gab es viele Argu- 
mente für oder gegen den Krieg, 
bevor er begann. 


Jedoch bis zu dem Augenblick als 
der Krieg begann herrschten 
starke Zweifel im Lande und dies 
spiegelte sich gewiß in der be- 
sorgten Abstimmung im Kongreß 
wider — es gab auf eine eigenar- 
tige Weise eine knappe Mehrheit, 
mit der der Krieg gebilligt wurde. 


Ich sage »eigenartig«, weil der 
Kongreß nicht verfassungsgemäß 
den Krieg erklärte. 


Welche Rolle sollte das amerika- 
nische Volk als Ganzes bei der 
Entscheidungsfindung, ob das 
Land in den Krieg ziehen soll 
oder nicht, spielen? 


Pulsifer: Mir scheint eine Bedeu- 
tung des Populismus von Ross Pe- 
rot und der Tatsache, daß er 19 
Prozent der Stimmen des Volkes 
errang, darin zu liegen, daß das 
amerikanische Volk in sehr 
grundlegenden Angelegenheiten 
selbst seine Entscheidungen tref- 
fen will. Es revoltiert gegen die 
Eliten in Washington und gegen 
die Medien, die jene Eliten bei 
der Entscheidungsfindung für 
das Volk unterstützen. 


Für den Fall einer endgültigen 
Entscheidung der USA - eine 
Kriegserklärung auf breiter Ba- 
sis, wobei Zehntausende von 
Amerikanern getötet werden 
und der Wohlstand des Landes 
verstreut wird -, sollte es für das 
amerikanische Volk einen Me- 
chanismus geben -, und Perot 
wies stillschweigend darauf hin, 
obwohl er niemals einen präzisen 
Vorschlag machte -, um zu be- 
stimmen, ob es in den Krieg zie- 
hen soll oder nicht. 


Die Amerikaner 
wollen gefragt werden 


Es gibt einen historischen Präze- 
denzfall für einen solchen Mecha- 
nismus. 


Pulsifer: Dies ist eigentlich eine 
sehr alte Frage, die im 19. Jahr- 
hundert aufgeworfen wurde, als 
wir es zum ersten Male mit dem 
Imperialimus versuchten. Die 
Frage tauchte auch in der Zeit 
zwischen den Kriegen in den drei- 
Biger Jahren auf, als die Neutrali- 
tätsgesetze in Kraft waren und 
US-Präsident Franklin D. Roose- 
velt versuchte, diese zu umge- 
hen. 


Zu jener Zeitschlug ein Kongreß- 
abgeordneter namens Louis Lud- 
low, ein Demokrat aus Indiana, 
eine Verfassungsänderung vor. 
Ein einschlägiger Teil dieser Ge- 
setzesänderung lautet wie folgt: 


»Außer im Falle eines Einmar- 
sches in die Vereinigten Staaten 
oder deren territorialen Besit- 
zungen und eines Angriffs auf 
ihre dort lebenden Bürger, wird 
die Befugnis des Kongresses, den 
Krieg zu erklären, erst dann wirk- 
sam, wenn sie durch die Mehr- 


heit aller Stimmen bei einer dies- 
bezüglichen landesweiten Volks- 
abstimmung bestätigt wird. Der 
Kongreß kann, falls er eine natio- 
nale Krise als gegeben erachtet, 
die Frage über Krieg und Frieden 
über eine gleichzeitige Resolu- 
tion an die Bürger der Staaten 
verweisen, und wobei die Frage 
über die abzustimmen ist lautet: 
Sollen die Vereinigten Staaten 
den Krieg erklären?« 


Vietnam war niemals 
ein erklärter Krieg 


Was geschah mit der Ludlow 
Amendment? 


Pulsifer: Ludlows Gesetzesände- 
rung erreichte den Plenarsaal des 
Repräsentantenhauses einmal im 
Dezember 1937, wurde aber in ei- 
ner Verfahrensabstimmung mit 
209 zu 188 Stimmen abgewiesen. 


Es ist aufschlußreich, sich einmal 
anzuschauen, wo die Opposition 
herkam. Der führende Korres- 
pondent der »New York Times« 
war zu der damaligen Zeit Arthur 
Krock. Er sagte: »Kein phantasti- 
scherer Vorschlag ist jemals im 
Kongreß ernsthaft in Erwägung 
gezogen worden.« 


Er stand offensichtlich dem Ge- 
danken, daß das amerikanische 
Volk über die Frage, ob seine 
Söhne in einem Krieg getötet 
oder verstümmelt werden und ob 
sein Land durch Krieg in den 
Bankrott getrieben wird, befragt 
werden soll, völlig geringschätzig 
gegenüber. 


Bei unserem jüngsten Abenteuer 
im Ausland brachte Präsident 
George Bush wirkungsvoll zum 
Ausdruck, daß wir in den Krieg 
ziehen müßten, weil die Verein- 
ten Nationen dies als notwendig 
erachteten. Wir haben natürlich 
niemals tatsächlich den Krieg er- 
klärt. 


Pulsifer: Das ist hauptsächlich 
eine Verfassungsfrage. Harry Tru- 
man charakterisierte Korea als 
Polizeiaktion für die Vereinten 
Nationen. Vietnam war niemals 
ein erklärter Krieg. 


Es scheint mir jedoch, daß mög- 
licherweise über die Jahrzehnte 
hinweg - wenn die Ludlow 
Amendment in Kraft und rechts- 
wirksam wäre - das Oberste Ge- 
richt die Verfassung geschwächt 
hätte. 


Ursprünglich hätte jedoch jeder 
amerikanische Präsident, der be- 
trächtliche Kräfte in einer Kon- 
fliktsituation eingesetzt hätte, 
ohne das amerikanische Volk zu 
befragen, seines Amtes enthoben 
werden können, was auch gesche- 
hen wäre. 


Haben wir hier nicht das Pro- 
blem, daß, wenn gewisse Ele- 
mente in den Medien einen Krieg 
wollen — was bei gewissen Me- 
dien-Päpsten im Falle des Irak of- 
fensichtlich der Fall war -, sie das 
Volk so manipulieren können, 
daß es in einer Volksabstimmung 
für Krieg entscheidet? 


Pulsifer: Man kann sagen, daß 
das bis jetzt, durch die ganze Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg hin- 
durch - und möglicherweise wäh- 
rend des Zweiten Weltkriegs - 
tatsächlich so war. 


Clintons Politik wird von 
Sachzwängen bestimmt 


Jetzt leben wir jedoch in einer an- 
deren Zeit. Wir erlebten, daß 
Ross Perot 19 Prozent der Stim- 
men errang auf der Grundlage ei- 
nes populistischen Programms, 
das unmittelbaren und direkten 
Zugang zum amerikanischen 
Volk über das, was er elektroni- 
sche Rathäuser nannte, beinhal- 
tete. Ich weiß nicht, inwieweit 
dies durchführbar ist, da Perot 
seinen Vorschlag niemals genau 
erläutert hat. 


Krieg ist die endgültige politische 
Erklärung. George Bush verwik- 
kelte Amerika in den Nahen 
Osten. Wie sehen die Dinge für 
die Clinton-Administration aus? 


Pulsifer: Ich glaube, wenn man 
das, was die zweite Amtszeit der 
Bush-Regierung gewesen ist, mit 
der Clinton-Regierung ver- 
gleicht, dann sind wir meiner An- 
sicht unter dem Aspekt der Au- 
Benpolitik viel besser dran. Noch 
vor wenigen Wochen bombardier- 
ten wir Hotels in der Innenstadt 
von Bagdad, töteten arabische 
Frauen und Kinder. 


Die Amtszeit des Präsidenten 
Bush war mit zahlreichen Inter- 
ventionen im Ausland gespickt, 
und Bush versprach uns vier wei- 
tere Jahre einer »Neuen Weltord- 
nung«, was zu seinen Bedingun- 
gen offensichtlich bedeutete, als 
Polizist überall in der Welt einzu- 
greifen. 


Ist es möglich, daß die Clinton- 
Regierung gar nicht das Geld hat, 
um ähnliche Ziele zu verfolgen? 


Das gehört zu den Sachzwängen, 
mit denen es Bill Clinton zu tun 
hat. Es gibt eine Reihe von Grün- 
den, zu glauben, daß Clintons 
Außenpolitik passiv und konser- 
vativ statt aktivistisch sein wird, 
und daß er sich nicht auf die 
Rolle eines Weltpolizisten für die 
Vereinigten Staaten einlassen 
wird. 


Im Irak-Krieg waren 
die USA Söldner 


Es gibt drei Hauptgründe dafür. 
Den ersten haben Sie bereits an- 
geschnitten, und das ist der fiska- 
liche Sachzwang. Wir haben 
ganz einfach nicht das Geld dazu, 
uns auf Abenteuer im Ausland 
einzulassen. 


Es wäre ein schwerer Klotz am 
Bein für unsere Wirtschaft, wenn 
wir überall eingreifen würden. 
Bush konnte eigentlich nicht ein- 
mal den Krieg im Irak finanzie- 
ren. Alles kam aus dem Ausland, 
und wir traten im wesentlichen 
als Söldner auf. 

Der zweite Grund ist, daß Clin- 
ton, wie Bush, von den Joint 
Chiefs of Staff, insbesondere Co- 
lin Powell, an die Kandare ge- 
nommen wird. Powell hielt Bush 
während der Bush-Regierung in 
bezug auf Bosnien und andere 
Hexenkessel zurück. Powell be- 
stand darauf, daß das militäri- 
sche Ziel auf Schreiben begrenzt 
wird, und daß der Aufbau des Mi- 
litärs vollständig sein muß, wenn 
er seinen Zweck erfüllen soll. Er 
wollte kein Vorgehen Stück für 
Stück. 


Powells frühere militärische Er- 
fahrung war Vietnam - er wurde 
dort als junger Offizier verwun- 
det -, und das war klar und deut- 
lich die bestimmende Erfahrung 
seiner Berufslaufbahn. Und er 
hat nicht die Absicht, ein allmäh- 
liches, stufenweises Engagement 
ala Vietnam, zuzulassen. 

Ein dritter Sachzwang für Clin- 
ton wird sein eigener Wirtschafts- 
fahrplan sein. Es gibt ein starkes 
Element innerhalb seiner Partei, 
das wir als »wohlfahrt-sozialisti- 
sche alte Linke« charakterisieren 
können, das sich im Grunde ge- 
nommen auf die Inlandsszene 
konzentrieren will und kein Inter- 
esse an ausländischen Affären 
hat. 1 
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Somalia 


Die zweifel- 
hafte Rolle der 
US-Soldaten 


Mike Blair 


Während die Medien des Establishments wegschauen, verschlim- 
mern sich die Zustände in Somalia, die Mission der USA dort wird 
von Tag zu Tag fragwürdiger. Inzwischen werden amerikanische Sol- 
daten strafrechtlich verfolgt, weil sie sich verteidigen. 


Während die sich ständig ver- 
schlimmernden Zustände im ehe- 
maligen Jugoslawien weiterhin 
die Weltnachrichten dominieren, 
hat es bei den Feindseligkeiten 
zwischen amerikanischen Streit- 
kräften und den Anhängern ver- 
schiedener Kriegsherren in dem 
ostafrikanischen Staat Somalia 
eine schleichende Eskalation ge- 
geben. 


Was ist die Aufgabe 
der Soldaten? 


Die Aufgabe der US-Streitkräfte 
dort ist eigentlich erfüllt worden, 
und es ist Zeit, daß alle amerika- 
nischen Soldaten wieder in die 
Heimat zurückgeführt werden, 
bevor die Eskalation der Feindse- 
ligkeiten aus den Fugen gerät. 


Die Medien des Establishments 
haben die Tatsache herunterge- 
spielt, daß sechs amerikanische 
Soldaten bereits in Somalia ge- 
storben und andere verwundet 
worden sind. 


Andere Marines, die verständ- 
licherweise verwirrt darüber 
sind, was eigentlich ihre genaue 
Aufgabe unter der Struktur des 
Oberkommandos der Vereinten 
Nationen ist, stehen jetzt unter 
Anklage, weil sie »übermäßige 
Gewalt« angewendet haben, fer- 
tigzuwerden. 


Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Butros-Ghali, hat 
angedeutet, daß eine von der 
UNO angeführte Streitmacht 
von 28000 Mann, darunter 3000 
bis 5000 Amerikaner, am 1. Mai 
dieses Jahres die derzeitig im 


Präsident George Bush ver- 
sprach dem amerikanischen 
Volk, daß die Soldaten nur so- 
lange im Land bleiben würden, 
wie sie dafür sorgen, daß »Gottes 
Werk« getan wird, um die hun- 
gernden Somalis zu ernähren. 
Bush betonte seinerzeit, daß die 
einzige Aufgabe der amerikani- 
schen Militäreinheiten darin be- 
stehe, den Menschen in Somalia 
Nahrungsmittel zuzuführen. 


Die Marines und die Soldaten 
der 10. Gebirgsdivision voll- 
brachten diese humanitäre Auf- 
gabe tapfer in kürzester Frist. 
Dann mußten sie jedoch erleben, 
daß sich der Spielplan geändert 
hatte. Urplötzlich wurden sie zu 
Zielscheiben junger Schläger, 
Anhänger von brutalen somali- 


Kurz vor dem Ausscheiden aus seinem Amt besuchte George 
Bush Somilia, ein Land, in dem US-Truppen Ölinteressen beschüt- 


zen. 


Lande anwesenden 15000 ameri- 
kanischen Soldaten ersetzen wer- 
den. Beobachter vergangener Er- 
klärungen von Butros-Ghali sind 
sich jedoch dessen bewußt, daß 
seine Entscheidungen der Verän- 
derung unterliegen, oft ohne 
große Vorwarnung. 


Im vergangenen Dezember wur- 
den amerikanische Soldaten kurz 
vor Weihnachten in Somalia ein- 
gesetzt, und der damalige US- 


schen Kriegsherren, die damit 
begannen, aus dem Hinterhalt 
heraus mit Gewehren und Ma- 
schinengewehren auf sie zu schie- 
Ben. Sie mußten nun als Superpo- 
lizisten agieren und versuchen, 
die kriegsführenden Parteiungen 
auseinanderzubringen. 


Führer des US-Militärs, ein- 
schließlich Mitglieder der Joint 
Chiefs of Staff, waren von An- 
fang an kaum davon begeistert, 


Truppen nach Somalia zu entsen- 
den. Sie befürchteten, daß die 
Soldaten letztenendes für den ei- 
nen oder anderen Kriegsherren 
Partei ergreifen würden, oder 
daß es zumindest so aussehen 
kann. Genau so kam es auch, und 
die amerikanischen Soldaten ste- 
hen jetzt vor einer Situation, die 
der, womit es die Marines Anfang 
der achtziger Jahre in Beirut zu 
tun hatten, nur allzu ähnlich ist. 


Ein zweites 
Libanon 


Die amerikanischen Streitkräfte 
im Libanon schienen in dem Kon- 
flikt Partei zu ergreifen, als sie 
von einem Schlachtschiff aus eine 
arabische Parteiung bombardier- 
ten. Die Folge war eine Tragödie, 
als ein Terrorist einen mit Spreng- 
stoffen beladenen Lkw in eine 
Kaserne der Marines fuhr und 
241 Mann dabei ums Leben ka- 
men. 


Die Medien des Establishments 
berichteten nicht darüber, daß 
die Gewalttätigkeiten in Somalia 
eskalieren und die Gefahr für die 
15000 amerikanischen Soldaten, 
die sich noch im Lande befinden, 
stetig wächst. 


Die übernervösen 
US-Soldaten 


Es wäre eine behutsame Politik, 
Butros-Ghali nahezulegen, daß 
die Mission der amerikanischen 
Soldaten - dafür zu sorgen, daß 
die Somalis ernährt werden - be- 
endet ist, daß die Truppen unver- 
züglich zurückgezogen werden, 
ungeachtet dessen, daß sie von ei- 
ner UNO-Streitmacht abgelöst 
werden. 


Es wäre auch klug, und viele 
amerikanische Militärexperten 
stimmen dem zu, Butros-Ghali 
mitzuteilen, daß die amerikani- 
schen Soldaten ihren Teil gelei- 
stet haben und nicht unter dem 
Kommando der Vereinten Natio- 
nen in den Streitkräften, die sie 
ablösen, dienen werden. 


Es ist auch höchste Zeit, daß den 
Känguru-Gerichten, die in Soma- 
lia eingerichtet werden, um ame- 
rikanische Soldaten, die beim 
Umgang mit jungen somalischen 
Schlägern »übermäßige Gewalt« 
anwenden und strafrechtlich be- 
langt werden, ein Ende bereitet 
wird. 
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Somilia 
Die zweifel- 


hafte Rolle der 
US-Soldaten 


Der gesunde Menschenverstand 
gebietet, daß für Elite-Einheiten 
nicht die gleichen Maßstäbe wie 
für Polizeibeamte gelten können. 


Die Marines sind, wenn sie es mit 
potentiell tödlichen Kräften zu 
tun haben, dazu ausgebildet, es 
diesen instinktiv mit gleicher 
Münze heimzuzahlen. 


Nichtsdestoweniger steht dem 
Marine-Sergeanten Harry 
Conde, 33, in der somalischen 
Hauptstadt Mogadischu ein 
Kriegsgerichtsverfahren bevor, 
weil er angeblich »übermäßige 
Gewalt« angewendet hat, als ein 
17jähriger Somali seine Faust in 
das Fenster des Fahrzeugs stieß, 
in dem der Marine-Soldat fuhr. 


Der Somali riß Conde die Son- 
nenbrille vom Gesicht und schlug 
ihn dabei vor den Kopf. Der Ma- 
rine reagierte instinktiv und feu- 
erte auf seinen Angreifer, ver- 
letzte ihn am Unterleib und ver- 
letzte einen weiteren Halbstar- 
ken, der in der Schußlinie stand. 


Der 17jährige Somali, der von 
dem anderen verletzten Jungen 
als bekannter Dieb bezeichnet 
wurde, wurde stationär behan- 
delt und wurde seitdem nicht 
mehr gesehen. 


Conde und andere Soldaten in 
der Fahrzeugkolonne waren zu 
dem Zeitpunkt nervlich über- 
reizt, ein verständlicher Gemüts- 
zustand, da ihr Kommandeur 
zwei Wochen zuvor, während ei- 
ner Fahrt in einer Fahrzeugko- 
lonne auf der gleichen Straße, 
von einem Scharfschützen er- 
schossen wurde. 


Die Sprache 
der Gewalt 


Indessen steht einem anderen 
Marine, Sergeant Walter John- 
son, 25, eine ähnliche Anklage 
bevor, weil er einen anderen jun- 
gen Somali, der auf sein Fahr- 
zeug zustürmte und etwas, was 
wie eine Pistole aussah, auf ihn 
richtete, getötet hatte. 
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Boutros Boutros-Ghali, Gene- 
ralsekretär der UN, will die US- 
Truppen eines Tages durch UN- 
Soldaten ersetzen. 


Beide Marines müssen mit Haft- 
strafen rechnen, und ähnliche 
Prozesse gegen andere amerika- 
nische Soldaten sind anhängig. 


Indessen war der Soldat John Ro- 
bertson, 28, aus Tustin, Kalifor- 
nien, einer der letzten Amerika- 
ner, der in Somalia starb, als sich 
der Abschleppwagen, in dem er 
fuhr, überschlug. 


Der Wagen war ins Schleudern 
geraten, als er einem Fußgänger 
ausweichen wollte. 


Ein junger Soldat der 10. Ge- 
birgsdivision, der kürzlich zu ei- 
nem Kontingent amerikanischer 
Soldaten gehörte, die in die Ver- 
einigten Staaten zurückkehrten, 
faßte die Lage am besten zusam- 
men: »Als wir dort ankamen, lie- 
fen sie uns mit ausgestreckten Ar- 
men entgegen und baten um Le- 
bensmittel. Zwei Wochen später 
bewarfen sie uns mit Steinen.« U 


Rotchina 


Expansion 


versetzt die 
Nachbarn in 
Angst und 


Schrecken 


Mike Blair 


Rotchina unternimmt Schritte, um einen langen dunklen Schatten 
über die Reichtümer Asiens zu werfen, und es scheint ihm dabei kein 


anderes Land im Wege zu stehen. 


Asiatische Länder, die an Rot- 
china angrenzen, zeigen sich 
über die expansionistischen 
Schritte der werdenden Super- 
macht beunruhigt, besonders 
nachdem durch den Rückzug der 
US-Army eine große Wegsperre 
beseitigt worden ist. Der Rück- 
zug des amerikanischen Militärs 
folgte der Schließung der Luft- 
und Marinestützpunkte auf den 
Philippinen. 


Der Rückzug der 
USA aus Asien 


Die Marinestreitkräfte der einst- 
mals gewaltigen Sowjetunion zie- 
hen sich ebenfalls aus strategi- 
schen Stützpunkten in Vietnam, 
darunter aus dem riesigen cehe- 
maligen Bollwerk der US-Navy 
bei Camh Ranh Bay zurück. 


Die Beunruhigung über den ge- 
waltigen Aufbau der militäri- 
schen Streitkräfte Rotchinas, 
während die der Vereinigten 
Staaten und Rußlands abgebaut 
werden, wird dadurch weiter ver- 
stärkt, daß Rotchina mit minde- 
stens sieben seiner Nachbarstaa- 
ten langwierige Grenzstreitigkei- 
ten hat. Es droht auch weiter mit 
dem Einsatz von Gewalt zur 
Rückeroberung Taiwans (Repu- 
blik Freies China) und hat in den 
letzten drei Jahrzehnten drei 
Grenzkriege oder Feuerüberfälle 


Teng Hsiao-Ping ist noch im- 
mer der mächtige alte Mann im 
Hintergrund der chinesischen 
Politik. 


gegen die Sowjetunion, Vietnam 
und Indien geführt. 


Territoriale Ansprüche 
der Rotchinesen 


Höchst beunruhigend ist die Tat- 
sache, daß Rotchina das gesamte 
Südchinesische Meer, einschließ- 
lich der Hauptschiffahrtslinien, 
die Tanker, die Ol aus dem Nahen 
Osten bringen, durchfahren müs- 
sen, um Japan und Korea zu er- 
reichen, für sich beansprucht. 


Vor einem Jahr dehnte Rotchina 
mit einem aggressiven Schritt, 
der vom Westen praktisch igno- 
riert wurde, seine territorialen 
Gewässer hunderte von Meilen 
nach Süden zu den Spratly-Inseln 
aus und verlegte schleunigst 
seine Seestreitkräfte dorthin. 


Die weitgehend unbewohnten In- 
seln - nur etwa 300 Meilen nörd- 
lich von Malaysia und dem ölrei- 
chen Sultanat Brunei, etwa 300 
Meilen östlich von Vietnam und 
400 Meilen westlich der Philippi- 
nen gelegen, liegen fast 700 Mei- 
len (1120 km) vom nächstgelege- 
nen rotchinesischen Territorium, 
der Insel Hainan, entfernt. Bei 
der Eroberung wurden sich über- 
lappende Ansprüche auf die 
Spratly-Inseln durch Vietnam, 
Malaysia, Indonesien, die Philip- 
pinen, Taiwan und Brunei völlig 
außer Acht gelassen. Rotchina 
hält 33 Inseln und 400 Inselchen 
und Atolle besetzt, aus denen 
sich die Halbinsel Spratly, die von 
den Chinesen die Nanscha-Kette 
genannt wird, zusammensetzt. 
Vietnam hält weitere 21 und Tai- 
wan ist auf einer präsent. 


1988 versenkten rotchinesische 
Marinestreitkräfte bei den 
Spratly-Inseln zwei vietnamesi- 
sche Kanonenboote, wobei mehr 
als 70 vietnamesische Seeleute 
getötet wurden. Seinerzeit wur- 
den chinesische Truppen auf den 
Inseln stationiert. 


Es geht auch 
hier um Öl 


Die Spratly-Inseln, obwohl un- 
fruchtbar, sollen auf reiche Vor- 
kommen an Ol, Erdgas und ver- 
schiedenen lebenswichtigen Mi- 
neralien liegen. 

Kurz nachdem sie im Februar 
letzten Jahres erneut Anspruch 
auf die Inseln erhoben hatten, 
unterzeichneten die Rotchinesen 
mit der Crestone Energy Corp. 
aus Denver einen Vertrag zur 
Bohrung nach Ol auf den 
Spratly-Inseln und sicherten der 
amerikanischen Firma bei ihren 
Arbeiten Marineschutz zu. Die 
amerikanische Regierung sah 
diesem Treiben zu und unter- 
nahm nichts. Das Gebiet, über 
das sich das Abkommen Rotchi- 
nas mit Crestone erstreckt, um- 
faßt etwa 9700 Quadratmeilen 
des Südchinesischen Meeres. 


Die Philippinen versuchten, die 
Vereinigten Staaten in den Streit- 
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Die Rotchinesen geht es um die Spratly Inseln, die reiche Vorkom- 
men an Ol, Erdgas und Mineralien versprechen. 


fall mit hineinzuziehen, indem 
sie behaupteten, ein bestehender 
gegenseitiger Vertrag garantiere 
die Verteidigung der Philippinen 
durch die Amerikaner. Die Bush- 
Regierung wies jedoch unverzüg- 
lich darauf hin, der Pakt er- 
strecke sich nicht auf die umstrit- 
tenen Inseln, da die Philippinen 
diese erst seit 1978 für sich bean- 
spruchen, während der Vertrag 
1951 unterzeichnet wurde. 


Außer den Spratly-Inseln bean- 
spruchen die Rotchinesen auch 
die Paracel-Inseln, eine von 
China Sisha genannte Halbinsel, 
etwa 150 Meilen südlich der rot- 
chinesischen Insel Hainan und 
ungefähr gleichweit östlich der 
vietnamesischen Stadt Danang 
gelegen, für sich. Die Paracels 
werden aber auch von Vietnam 
beansprucht. 


Die Chinesen lassen die 
Muskeln spielen 


Die Rotchinesen ließen aber 
auch in anderen Gebieten Asiens 
ihre Muskeln spielen. Seit dem 
vergangenen August haben rot- 
chinesische Patrouillenboote 21 


Frachtschiffe, die aus Hongkong 
kamen, angehalten und ihre La- 
dungen konfisziert. Sie be- 
haupteten, diese seien Schmug- 
gelware, die für Vietnam be- 
stimmt seien. 


Britannien, das 1997 planmäßig 
die Macht über Hongkong an 
Rotchina übergeben wird, erhob 
gegen die Beschlagnahmen Pro- 
test, was von Peking allerdings 
ignoriert wurde. 


Rotchinesische Sicherheitsbe- 
amte enterten einen Fischerei- 
Trawler in territorialen Gewäs- 
sern von Hongkong und hielten 
die Mannschaft eines hongkon- 
ger Polizeibootes mit vorgehalte- 
ner Schußwaffe in Schach. 


Am 4. September vergangenen 
Jahres wurden die chinesisch- 
vietnamesischen Beziehungen 
auf eine Zerreißprobe gestellt, 
als die Rotchinesen damit began- 
nen, 78 Meilen vor der Küste der 
nordvietnamesischen Provinz 
Thai Binh einen Ol-Bohrturm zu 
betreiben. 


Die Rotchinesen wollten sich an- 
scheinend ihre Rechte am Golf si- 


chern, bevor diplomatische Be- 
ziehungen zwischen den Vereinig- 
ten Staaten und Vietnam herge- 
stellt werden, ein Schritt, der von 
großen amerikanischen Olgesell- 
schaften, die daran interessiert 
sind, die reichen Olfelder in die- 
sen Gewässern ausfindig zu ma- 
chen, forciert wird. 


Die Besorgnisse 
Taiwans 


Die Republik Freies China auf 
Taiwan, die 1949 durch national- 
chinesische Streitkräfte, die 
durch den kommunistischen An- 
sturm Mao Tse-tungs vom Fest- 
land vertrieben wurden, gegrün- 
det wurde, ist besonders über 
den Aufbau des rotchinesischen 
Militärs beunruhigt. 


Die Chinesen Taiwans haben da- 
mit begonnen, ihre eigenen Mili- 
tärstreitkräfte aufzubauen und 
zu modernisieren, was wiederum 
einen diplomatischen Gegenan- 
griff seitens Pekings auslöste. 


Der Verkauf von diesel-elektri- 
schen U-Booten an Taiwan durch 
die Niederlande führte zur Aus- 
weisung des niederländischen 
Botschafters für Rotchina. 


Und nachdem Frankreich sich be- 
reiterklärt hatte, der Regierung 
von Taiwan 60 ausgeklügelte Dü- 
senjäger vom Typ Mirage 2000-5, 
plus 1000 Luft-Luft- und Luft-Bo- 
den-Raketen zu verkaufen, for- 
derten die Rotchinesen Frank- 
reich auf, sein Konsulat in der 
südchinesischen Stadt Guangz- 
hou zu schließen. 


Rotchina kann getrost eine krie- 
gerischere Haltung einnehmen, 
da die Vereinigten Staaten ihre 
Weltanschauung und militäri- 
schen Aktivitäten darauf be- 
schränken, das schwache iraki- 
sche Regime Saddam Husseins 
festzunageln. oO 
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Zaire 


Der CIA stützt 
Mobuto 
Sese Seko 


Warren Hough 


Einer der bösartigsten, korruptesten und wohlhabendsten Tyrannen 
in der Welt, Mobuto Sese Seko von Zaire, klammert sich mit Hilfe is- 
raelischer Agenten und des amerikanischen Geheimdienstes CIA an 


der Macht. 


Geschützt von Mannschaften is- 
raelischer Vertrags- Agenten, die 
ihre Sicherheitskräfte ausbilden 
und kontrollieren, hält sich die 
korrupte und grausame Diktatur 
des Mobuto Sese Seko seit 1965 
an der Macht. Aber als eine von 
Israelis geführte Abteilung von 
Mobutos »Elite-Garde« vor eini- 
gen Wochen den französischen 
Botschafter Philippe Bernard er- 
schoß, löste dies einen internatio- 
nalen Skandal aus, der zu US- 
Präsident Bill Clintons erster 
Krise in Zusammenhang mit ver- 
deckten Aktionen zu werden 
droht. 


Ein Vermögen 
aus Hilfsgeldern 


Leser von »The Spotlight«, der 
einzigen Zeitung die über die 
Jahre hinweg über den Todes- 
kampf der 40 Millionen Men- 
schen Zaires berichtet hat - ge- 
folgt von CODE -, sind derzeit 
besser über diesen alptraumarti- 
gen Schlamassel informiert als 
die meisten neuen Regierungsbe- 
amten in Washington. 


»The Spotlight« berichtete seit 
1987 über die Exzesse Mobuto 
Sese Sekos und über die Hilfe, 
die ihm von den Vereinigten Staa- 
ten und deren Verbündeten zuteil 
wurde und wird. Der Grund ist 
nicht, daß Mobuto, jetzt viel- 
leicht der käuflichste, grausam- 
ste und korrupteste Diktator 
überhaupt, alles andere als eine 
unverdächtige Figur war. Sein zu 
Unrecht erworbener persönli- 
cher Wohlstand, in Banken und 
Herrenhäuser von der Schweiz 
bis zu den Vereinigten Staaten an- 
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gelegt, wird auf sechs bis 12 Mil- 
liarden Dollar geschätzt, was ihn 
zu einem der reichsten Männer 
der Welt macht. 


Sein ungeheures Vermögen 
stammt weitgehend aus der Fehl- 
leitung von Hilfsgeldern des ame- 
rikanischen Steuerzahlers, sowie 
aus korrupten »Prozenten« von 
Firmen, die in Zaire Geschäfte 
tätigen wollen. Sein Land ist ei- 
nes der ärmsten der Welt. 
Mobuto, ein ehemaliger Feldwe- 
bel in der damaligen Demokrati- 
schen Republik Kongo - einst der 
belgische Kongo genannt und 
jetzt als Zaire bekannt -, wurde 
unter dem Namen Joseph Mo- 
buto geboren. 


Was weniger bekannt ist, ist die 
Tatsache, daß Mobuto Mitte der 
sechziger Jahre durch eine ge- 
meinsame amerikanisch-israeli- 
sche verdeckte Operation, die 
von Lawrence Devlin, damals 
Stationschef des CIA in Kins- 
hasa, Zaires Hauptstadt, an die 
Macht gebracht wurde. 


Vom CIA-Agenten 
zum Millionär 


Noch weniger Leute wissen, daß 
wenige Jahre später Devlin aus 
dem amerikanischen Geheim- 
dienst ausschied und als Ge- 
schäftsmann nach Zaire zurück- 
kehrte, wo er mit Diamanten, 
Kupfer und allem anderen was 
dies mißregierte, aber minera- 
lienreiche Land, geographisch 
dreimal so groß wie Frankreich, 
zu bieten hatte, handelte. 

Als Devlin sofort Millionär 
wurde, wurde die Polizeigewalt 


in Zaire weitgehend dem Mos- 
sad, Israels Geheimpolizei, über- 
lassen. Unter geheimen Verträ- 
gen von Regierung zu Regierung 
zwischen Zaire und Israel - eine 
lukrative Einkommensquelle für 
den Kleinstaat im Nahen Osten — 
lösten sich »Spionageabwehr«- 
und »Befriedungsberater«, »Ver- 
hörspezialisten« und andere »Si- 
cherheits-Experten« des Mossad 
in Zaire einander bei der Organi- 
sation einer 10000 Mann starken 
Präsidenten-Garde, einer politi- 
schen Polizei und eines Spionage- 
abwehrdienstes ab, um die ver- 
armte und immer rebellischer 
werdende Bevölkerung zu »kon- 
trollieren«. 


»Die israelische Invasion Zaires 
unterdrückte nicht nur jedes An- 
zeichen von Kritik«, sagt Dr. 
Tome Ngoto, ein Berater für afri- 
kanische Angelegenheiten für 
den Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen. »Sie trug auch 
dazu bei, die Nachrichtenorgani- 
sationen in Schach zu halten. Nie- 
mand hatte den Mut, Israel anzu- 
greifen oder zu entlarven -, nicht 
wenn er seinen Arbeitsplatz be- 
halten wollte. Was die amerikani- 
sche Presse anbelangt, so schaute 
sie nur weg.« 


Israelische Unterdrückung, Fol- 
ter und Tod für Tausende von Mo- 
butos verdächtigten Gegnern 
über die Jahre hinweg, hielt ein 
»Regime von Mördern und Ver- 
brechern fast 30 Jahre lang an der 
Macht«, wie Ngoto es formu- 
lierte. 


Washington und Paris 
verlangen 
Mobutos Rücktritt 


Aber »The Spotlight« erwies sich 
als einzige große amerikanische 
Publikation, die diese grausamen 
Missetaten untersuchte und dar- 
über berichtete. Auch CODE 
schloß sich diesen Enthüllungen 
an. In den letzten Wochen hat die 
Clinton-Regierung endlich die 
schützende Haltung, die ihre Vor- 
gänger gegenüber Mobuto be- 
wahrt hatten, aufgegeben. Auf 
das empörte Beharren der fran- 
zösischen Regierung hin sandten 
die Vereinigten Staaten, Belgien 
und Frankreich Mobuto am 3. Fe- 
bruar dieses Jahres eine »starke« 
diplomatische Note, in der sie sei- 
nen Rücktritt verlangten. 


Die Franzosen beschuldigten die 
Provinzial-Statthalter des Mos- 


sad in Zaire, ihren Botschafter er- 
mordet zu haben, weil Bernard 
kritische Berichte über die sich 
tagtäglich verschlimmernden 
chaotischen Zustände zusam- 
menstellte. 


Es gab sogar eine noch stärkere 
Folgeaktion aus dem Europäi- 
schen Parlament: Eine einstim- 
mige Resolution, mit der die so- 
fortige Ausfindigmachung und 
Beschlagnahme der ausländi- 
schen Vermögenswerte Mobutos 
in Westeuropa und in den Verei- 
nigten Staaten gefordert wird. 


»Das ist ein gefährliches Di- 
lemma für Clinton«, erläuterte 
der französische Rundfunkrepor- 
ter Yves Feury. »Die Ausplünde- 
rung Zaires, mit stillschweigen- 
der Duldung des CIA und des 
Mossad, könnte als Nachwehen 
einer großen verdeckten Opera- 
tion vertuscht werden. Aber 
wenn der Deckel über diesem 
Schlamassel angehoben wird, 
könnte dies eine Reihe von CIA- 
Beamten und amerikanischen 
Firmen, ganz zu schweigen von 
vergangenen und der heutigen is- 
raelischen Regierung, in dem 
schlimmsten Korruptionsskandal 
des Jahres belasten.« 


Andere Kreise der Vereinten Na- 
tionen verglichen diese Sack- 
gasse mit dem Panama-Problem 
der Bush-Regierung: »Als sich 
jene Drogen-Diktatur erst ein- 
mal mit israelischen Agenten und 
ihren örtlichen Hilfskräften um- 
geben hatte, mußte sie gewalt- 
sam beseitigt werden«, erinnerte 
sich ein afrikanischer Diplomat. 


»Dies mag den Tag hinausschie- 
ben, an dem gewöhnliche Ameri- 
kaner die Wahrheit über die ge- 
meinsamen geheimen Operatio- 
nen ihrer Regierung mit dem 
Mossad erfahren. Aber der Tag 
der Abrechnung kommt be- 
stimmt.« Oo 


Nordkorea 


Stehen die 
USA am 


Rande eines 
neuen Krieges 


Mike Blair 


Nordkoreas Weigerung, internationalen Waffeninspekteuren zu ge- 
statten, seine vermuteten Atomwaffenfabriken zu untersuchen, ist 
zu einer Drohung mit Krieg eskaliert. Die kommunistische Führung 
des Landes hat einen Notstand ausgerufen, seine bewaffneten Streit- 
kräfte in Alarmzustand versetzt und sich während der gemeinsamen 
amerikanisch-südkoreanischen Manöver auf einen unmittelbar be- 


vorstehenden Krieg vorbereitet. 


Internationale Atomwaffenex- 
perten glauben, daß Nordkorea 
genug angereichertes Plutonium 
besitzt, um ein ganzes Arsenal 
von Atomsprengköpfen herzu- 
stellen. 


Inspekteuren ist 
der Zugang verwehrt 


Außerdem verlautet aus russi- 
schen Geheimdienstkreisen, daß 
die Nordkoreaner in Einrichtun- 
gen überall in dem kommunisti- 
schen Staat des harten Kurses 
eine große Bandbreite von tödli- 
chen biologischen (Keim-)Kriegs- 
waffen herstellen. 


Der International Atomic 
Energy Agency (Atomenergiebe- 
hörde) wird von Nordkorea die 
Erlaubnis verwehrt, zwei Stand- 
orte zu besichtigen, die nach An- 
sicht westlicher Geheimdienste 
mit dem Atomwaffen-Entwick- 
lungsplan der Nordkoreaner in 
Zusammenhang stehen. Beide 
Standorte liegen in der Nähe des 
in Yongbyon, rund 90 km nörd- 
lich der nordkoreanischen 
Hauptstadt Pjöngjang, betriebe- 
nen Forschungsreaktors. 

Zusammen mit den Vereinigten 
Staaten hat das russische Außen- 
ministerium über das Atomwaf- 
fen-Produktionspotential der 
Nordkoreaner seine Besorgnis 
zum Ausdruck gebracht und ver- 


Boris Jelzin hat den Nordko- 
reanern zu verstehen gege- 
ben, daß Rußland ihnen bei 
kriegerischen Auseinander- 
setzungen nicht hilft. 


langt, daß die Regierung in 
Pjöngjang die Standorte für inter- 
nationale Inspekteure zugänglich 
macht. 


Anfang Februar dieses Jahres rei- 
ste ein Gesandter des russischen 
Präsidenten Boris Jelzin nach 
Pjöngjang, um dort mitzuteilen, 
daß Rußland einen sowjetischen 
Vertrag von 1961 über militäri- 
sche Hilfe, falls Nordkorea ange- 
griffen wird, nicht mehr honorie- 
ren wird. Dadurch ist der starre 


kommunistische Staat noch mehr 
von der übrigen Welt isoliert als 
es bislang schon der Fall war. 

Der Reaktor von Yongbyon, der 
seit 1986 in Betrieb ist, verwen- 
det natürliches Uran als Betriebs- 
stoff in einem Verfahren, bei dem 
eine Technologie zur Anwendung 
kommt, die auf die fünfziger 
Jahre zurückgeht. 


»Wer Inspektionen nicht zuläßt, 
der muß sich die natürliche 
Schlußfolgerung gefallen lassen, 
daß er nicht will, daß etwas ge- 
funden wird«, sagte ein hochste- 
hender Beamter des US-Verteidi- 
gungsministeriums, der das nord- 


koreanische Atomprogramm 
überwacht. 
Gefordert wird 


eine Sonderinspektion 


Da die Nordkoreaner den Inspek- 
toren weiterhin den Zugang zu 
den kritischen Standorten ver- 
weigern, hat Hans Blix, der Lei- 
ter der internationalen Behörde, 


sorgt über Nordkoreas Potential 
und Lieferkapazität, da es fortge- 
schrittene Versionen der von den 
Sowjets kontruierten Scud-Ra- 
kete, Nodong 1 genannt, herge- 
stellt hat. Die Super-Scuds haben 
eine bessere Zielsicherheit und 
größere Reichweite, als die von 
den irakischen Streitkräften wäh- 
rend des Krieges am Persischen 
Golf gegen Ziele in Saudi-Ara- 
bien und Israel eingesetzten Ver- 
sionen. 


Die Scuds können mit Atom- 
sprengköpfen bestückt werden, 
die jedes Ziel in Japan sowie in 
Südkorea treffen können. 


Amerikanische Streitkräfte in 
Korea sind nicht zur Abwehr von 
Scud-Angriffen ausgerüstet und 
haben auch keine Atomwaffen. 


Eine drohende Gefahr 
auch für Japan 


Die Vereinigten Staaten haben in 
Südkorea als Abschreckung für 


Nordkorea ist hoch gerüstet mit chinesischen Waffen und MiG-23 
aus der ehemaligen Sowjetunion. 


gefordert, daß die Ortlichkeiten 
einer »Sonderinspektion« unter- 
zogen werden sollen, eine Verfah- 
rensweise, ohne Präzedenzfall, 
auf die sich die Behörde bisher 
noch niemals berufen hat, um ei- 
nen Standort zu besichtigen, den 
ein Land noch nicht als Atoman- 
lage anerkannt hat. 


Wenn die Nordkoreaner weiter- 
hin den Zugang verweigern, 
dann kann die Angelegenheit ver- 
mutlich zu weiteren Aktionen an 
den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen verwiesen werden. 

Die Nordkoreaner haben die Ver- 
einigten Staaten wegen der In- 
spektionssache der »Kriegs- 
hetze« bezichtigt und unver- 
blümt erklärt, daß jeder Versuch, 
eine solche Inspektion zu erzwin- 
gen, zum Krieg führen würde. 


Beamte des US-Verteidigungsmi- 
nisteriums sind besonders be- 


Nordkorea rund 35700 Soldaten 
stationiert. Es herrscht seit der 
Unterzeichnung einer Waffen- 
stillstandsvereinbarung im Jahre 
1953, mit der der dreijährige Ko- 
rea-Krieg 1953 beendet wurde, 
ein unsicherer Friede zwischen 
den beiden koreanischen Staa- 
ten. 


Nordkorea ist einer der radikal- 
sten und potentiell aggressivsten 
Staaten der Welt. Seine Entwick- 
lung von Atomwaffen und seine 
Fähigkeit, sie zu liefern, stellen 
eine drohende Gefahr nicht nur 
für Südkorea und Japan, sondern 
auch für andere Länder in Asien 
dar. 


Selbst ohne Atomwaffen hat 
Nordkorea ein gewaltiges Militär, 
ausgerüstet mit sowjetischen und 
rotchinesischen Waffen, und 
seine eigene beträchtliche Rü- 
stungsindustrie. oJ 
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ADL 


Untersuchung 
der Spionage- 
tätigkeiten 


Michael Collins Piper 


Der Spionage-Skandal, in den die ADL und der israelische Mossad 
in San Francisco und Los Angeles verwickelt sind, weitet sich mit je- 


der neuen Enthüllung weiter aus. 


Offizielle der Anti-Defamation 
League (ADL) der B’nai B’rith- 
Loge müssen wegen illegaler Tä- 
tigkeit der »Nachrichtensamm- 
lung« mit strafrechtlicher Verfol- 
gung rechnen, sagen Beamte des 
amerikanischen Gesetzesvoll- 
zugs in San Francisco. 


Es geht um 
geheime Polizeiakten 


»Womit wir es hier zu tun haben, 
ist ein Verstoß gegen das Statut, 
welches den Verkauf, den Ge- 
brauch, und die Weitergabe von 
vertraulichen Informationen ver- 
bietet«, sagte der District Attor- 
ney von San Francisco, Arlo 
Smith. 


Gegen die ADL laufen zur Zeit 
Ermittlungen seitens der Staats- 
anwaltschaft von San Francisco, 
mit der die Konsequenz aus einer 
Untersuchung gezogen wird, in 
die ein ehemaliger Polizeibeam- 
ter von San Francisco, Tom Ge- 
rard, der sich derzeit auf den Phi- 
lippinen versteckt hält, verwik- 
kelt ist. Gerard stahl als geheim 
eingestufte Akten aus dem Ar- 
chiv des Polizeipräsidiums in San 
Francisco und übergab diese an- 
schließend an Roy Bullock, ein 
langjähriger bezahlter Informant 
und verdeckter Agent für die 
ADL. CODE berichtete darüber 
in der letzten Ausgabe. 


Gestohlene Polizeiakten wurden 
von der Polizei in San Francisco 
und dem FBI bei Razzien auf Ge- 
rards und Bullocks Wohnungen, 
sowie in den Büros der ADL in 
San Francisco und Los Angeles 
entdeckt. Bei den Durchsuchun- 
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gen wurde aus den Akten der Po- 
lizei in San Francisco, in Port- 
land, in Oregon und in Los Ange- 
les und aus landesweiten Compu- 
ternetzwerken der Geheimdien- 
ste entwendetes Material gefun- 
den. Die ADL steht unter dem 
Verdacht, dem israelischen Mos- 
sad und dem südafrikanischen 
Geheimdienst unrechtmäßig In- 
formationen zugespielt zu haben. 
Letztere haben über Jahre hin- 
weg bei internationalen verdeck- 
ten Operationen eng zusammen- 
gearbeitet. 


Die Polizei wollte 
nicht mitspielen 


Das Los Angeles Police Depart- 
ment (LAPD) weigerte sich auf 
mysteriöse Weise, mit den Behör- 
den in San Francisco zusammen- 
zuarbeiten und beteiligte sich 
auch nicht an der Razzia auf das 
Büro der ADL in San Francisco. 


Der Assistant District Attorney 
(assistierender Staatsanwalt) von 
San Francisco, John Dwyer, der 
in dieser Sache die Aufsicht 
führt, sagte: »Die Polizei von Los 
Angeles vertrete die Ansicht, 
daß dies eine heikle Angelegen- 
heit sei, und sie möchte daher 
nicht kooperieren. Es ist nicht 
das erste Mal, daß ich so etwas in 
meiner Laufbahn erlebt habe.« 


Ein Mitglied der Kommission der 
städtischen Polizei von Los Ange- 
les, Stanley K. Sheinbaum, ge- 
lobte jedoch, der Weigerung des 
LAPD, sich mit der kriminellen 
Tätigkeit der ADL zu befassen, 
auf den Grund zu gehen. »Ich 
will herausfinden, auf welcher 


Grundlage die Reaktion des Poli- 
zeipräsidiums, nicht zu kooperie- 
ren, beruht«, sagte Sheinbaum. 
»Falls uns keine gute Erklärung 
dafür gegeben wird, glaube ich, 
sollten wir kooperieren.« 


Was jedoch die Fahnder zusätz- 
lich schockierte war die Entdek- 
kung, daß die ADL und deren 
Handlanger auch Akten mit per- 
sönlichen Daten über rund 12000 
Amerikaner hatten. Nach einem 
Bericht erstrecken sich die Akten 
über »eine ganze Reihe von poli- 
tischen Aktivisten, Vertretern 
von Volksgruppen und Schrift- 
stellern«. Interessanterweise ma- 
chen Arabisch-Amerikaner nur 
einen kleinen Bruchteil der Ge- 
samtzahl derjenigen, die in den 
Geheimakten profiliert werden, 
aus. 


Akten mit 
persönlichen Daten 


Die »Los Angeles Times« berich- 
tete am 26. Februar dieses Jah- 
res, daß Bullock, der bezahlte 
Informant der ADL, »eng mit 
Beamten aus verschiedenen Poli- 
zeistationen zusammengearbei- 
tet und die solche vertraulichen 
Informationen wie Strafregister, 
Geheimdienstakten, Fotografien 
von Führerscheinen, Wohnadres- 
sen und Fahrzeugzulassungen ge- 
sammelt hatten. 


»Ein Teil der Informationen 
hätte hilfreich sein können, ein- 
zelne Wohnungen auszuspähen 
und eine Überwachung durchzu- 
führen. Andere vertrauliche In- 
formationen hätten für ausländi- 
sche Regierungen, die über die 
politischen Tätigkeiten von Besu- 
chern aus den Vereinigten Staa- 
ten beunruhigt sind, wertvoll sein 
können.« 


Der Assistant District Attorney 
von San Francisco, Dwyer, hat 
die kriminellen Tätigkeiten der 
ADL ebenfalls scharf kritisiert. 


Das angeblich hohe 
ethische Plateau 


Dwyer sagte: »Die Leute reden 
darüber, ob im Zeitalter der 
Computer die Privatsphäre besei- 
tigt wird, aber sie denken nicht 
daran, daß das Straßenverkehrs- 
amt einem Polizeibeamten ihren 
Führerschein übergibt, derihn an 
eine Organisation weiterreicht, 
die sie nicht mag. Dieser Praxis 


muß ein Ende bereitet werden. 
Es darf nicht zugelassen werden, 
daß die Behörden alle diese Infor- 
mationen sammeln, und sie an ir- 
gendjemanden ihrer Wahl weiter- 
geben.« 


Der Polizeihauptmann im Präsi- 
dium von San Francisco, John 
Willet, kritisierte ebenfalls die 
Kollaboration seines Kollegen 
mit der von der ADL zusammen- 
gebrauten Verschwörung. 


»Mit seinen Aktivitäten hat Tom 
Gerard den Rubikon überschrit- 
ten«, sagte Willet. »Sie waren un- 
gesetzlich. Er hätte das, was er 
getan hat, nicht für eine Privat- 
partei tun dürfen.« 


Richard Hirschhaut, leitender 
Direktor des Büros der ADL in 
San Francisco, war in den letzten 
Wochen stark damit beschäftigt, 
zu versuchen, die Wahrheit über 
die kriminellen Tätigkeiten sei- 
ner Organisation zu vertuschen. 
»Wir haben es immer so gehalten 
und es war immer unser Kredo 
bei unseren Tatsachenermittlun- 
gen, daß wir unsere Arbeit von ei- 
nem hohen ethischen Plateau aus 
und im Einklang mit dem Gesetz 
machen«, sagte Hirschhaut. 


Die Polizei soll 
Rechenschaft abgeben 


Das »hohe ethische Plateau« mit 
dem Hirschhaut prahlt, schließt 
aber nicht aus, daß man in Woh- 
nungen von Leuten eindringt und 
dort verstohlen persönliche Ak- 
ten der Wohnungsinhaber foto- 
grafiert. In seinem Buch »Square 
One« prahlte der Großkopferte 
der ADL, Arnold Forster, damit, 
wie einer seiner Handlanger in 
die Privatsphäre der Wohnung ei- 
nes langjährigen »The Spot- 
light«-Korrespondenten einge- 
drungen ist und Kopien für die 
ADL angefertigt hat. 


Die jüngsten Enthüllungen an 
der Westküste über die ungesetz- 
lichen Tätigkeiten der ADL ha- 
ben das Format eines landeswei- 
ten Skandals. Die ADL hat schon 
seit langem ein Programm, Poli- 
zeistationen überall im Land zu 
durchdringen. Die Tätigkeiten 
des Informanten Bullock erfolg- 
ten in vielen Städten, und es liegt 
kein Grund vor, zu glauben, daß 
die ADL nicht anderswo die glei- 
che Taktik wie in San Francisco 
und Los Angeles angewendet 
hat. [et 
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Die Bestrafung 
des Irak ist die 
Saat für einen 
neuen Krieg 


»Durch diese kollektive Bestra- 
fung streut der Westen die Saat 
für einen neuen Krieg aus«, 
warnte ein irakischer Professor, 
der 25 Jahre in den Vereinigten 
Staaten gelebt hat, in einem In- 
terview mit der französischen Ta- 
geszeitung »Le Monde«. »Le 
Monde« machte verschiedene 
Hinweise auf die Katastrophen, 
die im Irak angerichtet werden. 


Ein Beamter der Unicef soll ge- 
sagt haben, daß »Unterernäh- 
rung zunimmt«, und daß Krank- 
heiten, die »hier völlig ver- 
schwunden waren«, jetzt wieder 
da sind. 


Es herrscht ein drastischer Man- 
gel an Arzneien. Der Irak be- 
kommt nur zehn Prozent der Im- 
porte an Arzneien, die er vor 
dem Krieg bekam; Krankenhäu- 
ser arbeiten nur zu 50 Prozent ih- 
rer Kapazität; und Chirurgen füh- 
ren nur Notoperationen durch. 
Ein ärztliches System, das einst 
eines der besten in der Dritten 
Welt war, ist praktisch zusam- 
mengebrochen. Ein Arzt äu- 
ßerte: »270000 Menschen sind 
hier seit dem 2. August 1990 
durch direkte und indirekte Aus- 
wirkungen des Embargos gestor- 
ben.« 


Ein ehemaliger Arzthelfer 
meinte dazu: »In der vergange- 
nen Woche wurden in Basra Ope- 
rationen wegen fehlender Gum- 
mihandschuhe für Chirurgen hin- 
ausgeschoben. An einem Tage 
sah ich einen 52jährigen Arzt auf 
Grund von Insulinmangel ster- 
ben und ein Kleinkind konnte 
nicht am Leben gehalten werden, 
weil das Atmungsgerät nicht 
mehr funktionierte.« 


Richard Foran, Koordinator des 
Hilfsprogramms der Vereinten 
Nationen im Irak, bestätigte: 
»Mangels eines Fortschritts in hu- 
manitärer Hilfe steuern wir auf 
eine Katastrophe zu. 250 Millio- 
nen Dollar für sechs Monate rei- 
chen nicht aus. Im Süden kann 


= 
52 \SODE 5/1993 


der Zusammenbruch des Sani- 
tätswesens zu großen Problemen 
führen. Wir brauchen Wasser- 
pumpen, Ersatzteile für Kran- 
kenwagen und Fahrzeuge, die 
Trinkwasser befördern können, 
sowie Medizin, um den sich ent- 
wickelnden Seuchen Einhalt zu 
gebieten ... Im Norden beträgt 
die Arbeitslosigkeit 80 bis 90 Pro- 
zent der Bevölkerung, und die 
übrigen zehn Prozent verdienen 
weniger als 10 Dollar im Monat.« 
Ein Priester sagte zu »Le 
Monde«: »Ich kann es nicht hin- 
nehmen, daß Kinder sterben 
müssen, um Saddam Hussein zu 
veranlassen, von der Macht abzu- 
treten. Es gibt immerhin eine 
Weltordnung, die respektiert 
werden muß.« = 


Rabin verteidigt 
Israels Recht 
auf Deportation 


Der israelische Ministerpräsi- 
dent Yitzhak Rabin verteidigte 
die Deportation von über 400 Pa- 
lästinensern, ohne Prozeß, und 
sagte, er habe auch in Zukunft 
das Recht zu derartigen Aktio- 
nen. Er äußerte vor der Knesset: 
»Unser Vermögen, Hunderte von 
Aufrührer, Führer, Organisato- 
ren zeitweilig des Landes zu ver- 
weisen, bleibt grundsätzlich be- 
stehen.« 


Rabin verteidigte seinen Vor- 
schlag, einhundert der im De- 
zember letzten Jahres ausgewie- 
senen Palästinensern die Rück- 
kehr zu gestatten, unter der Kri- 
tik sowohl der Linken als auch 
der Rechten im Parlament. Die 
Deportierten wiesen diesen 
»Kompromiß« zurück und for- 
derten, ihnen allen sollte gestat- 
tet werden, zurückzukehren. 


Zur Verteidigung seiner ur- 
sprünglichen Entscheidung, die 
400 auszuweisen, die sowohl von 
der Linken als auch von der 
Rechten als Fehler angesehen 
wurde, erklärte Rabin, er könne 
einen noch härteren Kurs verfol- 
gen als die Likud-Partei: »Ich 
glaube, diese Entscheidung ist 
richtig, eine ungewöhnliche Ent- 
scheidung, die in den letzten 20 
Jahren keine Regierung in Israel 
zu treffen wagte.« 


Jassir Arafat, der von Bagdad aus 
sprach, verurteilte den sogenann- 
ten Kompromiß und wiederholte 


die Weigerung der Palästinenser, 
der kommenden Runde der Frie- 
dengespräche beizuwohnen. U 


Ukraine wider- 
steht Sparpolitik 
des IWF 


In Ukraine wächst der Wider- 
stand gegen die Konditionalitä- 
ten der Sparpolitik des Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF). 
Selbst das Programm des Mini- 
sterpräsidenten Leonid Kut- 
schma, das einige Unterstützung 
für staatliche Industrien beibe- 
hielt, wurde vom ukrainischen 
Parlament mit 267 zu sechs Stim- 
men abgelehnt. Die Gegner be- 
haupteten, seine »Reformen« 
seien verfrüht und enthielten zu 
viele von den gleichen Methoden 
des freien Marktes, die Rußland 
ruiniert hätten. Das Parlament 
verabschiedete eine Resolution, 
mit der die Kutschma-Regierung 
aufgefordert wird, Preisüberwa- 
chungen für grundlegende Nah- 
rungsmittel wie Milch und Zuk- 
ker wieder einzuführen und die 
geplante Privatisierung des Land- 
wirtschaftssektors zu annulieren. 


Das Parlament von Weißrußland 
verabschiedete auch eine Resolu- 
tion, mit der die Beibehaltung 
strenger staatlicher Kontrollen 
über die Industrie und die Land- 
wirtschaft unterstütztwird. DI 


Krieg lauert 
zwischen 
Rußland und 
Georgien 


Eine militärische Auseinander- 
setzung zwischen Rußland und 
Georgien wird sich aus dem ab- 
chasischen Konflikt ergeben, 
warnte der Präsident von Geor- 
gien, Eduard Schewardnadze, in 
einer Erklärung in Tbilisi. Sche- 
wardnadze rief zu einem Gipfel- 
treffen in letzter Minute mit dem 
russischen Präsidenten Boris Jel- 
zin auf, um die militärische Eska- 
lation zu vermeiden. 


Die Warnung kam als unmittel- 
bare Reaktion auf einen russi- 
schen Luftangriff am 23. Februar 
1993 auf Suchumi, die Haupt- 
stadt der abchasischen Provinz, 
die sich von Georgien loslösen 


und der Russischen Föderation 
(GUS) anschließen will. Sche- 
wardnadze erklärte, daß sich alle 
russischen Soldaten vom georgi- 
schen Boden zurückziehen müs- 
sen, andernfalls erfolge eine all- 
gemeine Mobilmachung der be- 
waffneten Streitkräfte Geor- 
giens. 


Als Erwiderung darauf befahl 
der russische Verteidigungsmini- 
ster den russischen Streitkräften 
in Abchasien und Georgien, alle 
georgischen Soldaten, die sich ir- 
gendwelchen Aktivitäten oder 
Einsätzen entgegenstellen, zu 
»erschießen«. 


Der russische Verteidigungsmini- 
ster General Pavel Gratschew er- 
klärte, daß Abchasien wegen der 
Frage des »Zugangs zum Schwar- 
zen Meer« von Rußland niemals 
aufgegeben werden könne. Das 
gleiche Argument könnte auf die 
ukrainische Krim angewendet 
werden. 


Die russischen Medien waren vol- 
ler Berichte über Abchasier, Rus- 
sen und Georgier, die in abge- 
schnittenen und von georgischen 
Streitkräften in Abchasien einge- 
schlossenen Städten mit dem 
Hungertod kämpfen. Rußland 
könnte das Leid dieser Menschen 
leicht als humanitäres Deckmän- 
telchen für eine militärische In- 
tervention benutzen. DU 


Parejo kandidiert 
für die kolum- 
bianische 
Präsidentschaft 


Der ehemalige kolumbianische 
Justizminister Enrique Parejo 
Gonzälez gab offiziell seine Kan- 
didatur für die Präsidentschafts- 
wahlen im Jahr 1994 bekannt, mit 
einem Aufruf zum friedlichen Wi- 
derstand der Bürger gegen die 
derzeitige Politik des offenen 
Marktes und die »Neo-kolo- 
niale«-Wirtschaftspolitik. Parejo 
kommentierte: »Kolumbianer im 
allgemeinen, und speziell Arbei- 
ter haben das Recht dazu, gegen 
diese Maßnahmen zu protestie- 
ren«, die brutale Auswirkungen 
auf den Lebensstandard im 
Lande hätten. Parejo ist der ein- 
zige von mehreren bekanntge- 
wordenen Kandidaten, der das 
vom Internationalen Währungs- 
fonds geförderte Modell des 


Freien Marktes in Bausch und 
Bogen verdammt. 


Dr. Parejo klagte auch an, daß 
die von der Gaviria-Regierung 
betriebene Politik der freien Im- 
porte die kolumbianische Land- 
wirtschaftsproduktion zerstöre, 
und daß die Privatisierung will- 
kürlich zugunsten einer Handvoll 
von Wirtschaftsgruppen verzerrt 
werde: »Nein zu der neo-libera- 
len Politik der Regierung! Nein 
zu dem grausamen Kapitalismus! 
Nein zum Ausverkauf des Lan- 
des, das anscheinend auf den öf- 
fentlichen Versteigerungstisch 
gelegt worden ist!« 


Als Reaktion auf die jüngste 
Welle der Bombenlegungen des 
Drogen-Kartells, verurteilte Pa- 
rejo die Beschwichtigungspolitik 
der Gaviria-Regierung, mit den 
Drogen-Terroristen über Amne- 
stien und Schlichtungen zu ver- 
handeln. Es sei haargenau eine 
solche Regierungspolitik, die es 
dem Drogenlord Pablo Escobar 
im vergangenen Jahr ermög- 
lichte, den Behörden durch die 
Maschen zu schlüpfen. »Man 
kann nicht erwarten, daß Kolum- 
bien wieder auf den Pfad der Tu- 
gend zurückkehrt, wenn der Prä- 
sident selbst in bezug auf das Ge- 
setz, das auf Verbrecher ange- 
wendet werden soll, mit diesen 
Abkommen trifft.« 


Parejo ist einer der wenigen über- 
lebenden Helden des Kampfes 
gegen Drogen in Kolumbien, der 
sich den Umhang seines engen 
Freundes und Mitarbeiters Rod- 
rigo Lara Bonilla nach dessen Er- 
mordung durch das Kokain-Kar- 
tell Medellin im Jahre 1984 ange- 
tan hat. Parejo selbst überlebte 
1987 einen Mordanschlag, als er 
Botschafter für Ungarn war. Seit 
seiner Rückkehr nach Kolum- 
bien im Jahre 1991, nachdem er 
sein schützendes Exil im Ausland 
aufgegeben hatte, steht er oben- 
an auf der Abschußliste der Dro- 
genlords. 


Bomben auf 
französisches 
Bildungs- 
ministerium 


Unbekannte Angreifer zündeten 
in Dienststellen des Bildungsmi- 
nisteriums in den südfranzösi- 
schen Städten Toulouse und Aix- 


en-Provence Bomben. Die Natio- 
nale Front für die Befreiung Kor- 
sikas (FLNC) übernahm die Ver- 
antwortung für die Zwischenfälle 
und teilte in einer Erklärung mit, 
sie wolle damit gegen den einge- 
schränkten Unterricht in der kor- 
sischen Sprache protestieren. 


Die gewaltige Explosion kurz vor 
der Morgendämmerung in Tou- 
louse zerstörte drei Büros, be- 
schädigte ein Dutzend geparkte 
Autos und zerschmetterte Fen- 
sterscheiben unweit des Haupt- 
quartiers einer Division von Fall- 
schirmjägern der Armee, die auf 
Einsätze in Übersee spezialisiert 
ist. 

Eine andere Vorrichtung, die auf 
das Grundstück des Gebäudes in 
Aix-en-Provence geworfen 
wurde, zerschlug Fensterschei- 
ben, verursachte aber nur leich- 
ten Schaden. oJ 


Ehemalige 
sowjetische 
Regierungs- 
beamte zum 
Ennde des Kalten 
Krieges 


Ehemalige Spitzenbeamte des 
Kreml, die auf einer Konferenz 
an der Princeton University über 
die Beendigung des Kalten Krie- 
ges sprachen, sagten, die still- 
schweigenden Auswirkungen der 
Strategic Defense Initiative 
(SDI) des ehemaligen US-Präsi- 
denten Ronald Reagan und die 
Schrecken des nuklearen Unfalls 
von Tschernobyl hätten zusam- 
men dazu beigetragen, die sowje- 
tische Rüstungspolitik zu ändern 
und den Kalten Krieg zu been- 
den. 


Wie Reuter meldete, »sagten die 
Beamten, der ehemalige sowjeti- 
sche Präsident Michail Gorbat- 
schow sei davon überzeugt, daß 
jeder Versuch, es Reagans Strate- 
gic Defense Initiative (SDI) von 
1983 gleichzutun und eine im 
Raum stationierte Verteidigung 
gegen Raketen aufzubauen, der 
sowjetischen Wirtschaft irrepara- 
blen Schaden zufügen werde. 

Die Initiative »Krieg der Sterne« 
wurde von Reagan einen Monat, 
nachdem eine geheime Bewer- 
tung der Central Intelligence 
Agency (CIA) auf einen be- 


trächtlichen Rüstungsaufbau in 
der Sowjetunion schließen ließ, 
verkündet. 

Der Verfasser, der CIA-Analyst 
Lawrance Gershwin, meinte: 
»Wir sahen keine große Aussicht 
auf eine Einengung zur Rü- 
stungsbegrenzung und sagten ei- 
nen kräftigen Anstieg im sowjeti- 
schen Rüstungsaufbau voraus.< 
Er sagte, vom amerikanischen 
Standpunkt aus gesehen würde 
eine Verstärkung der Verteidi- 
gungskräfte »ihnen einen großen 
Vorteil einräumen«. 


Der ehemalige sowjetische Au- 
ßenminister Alexandr Bessmert- 
nykh äußerte, der sowjetische 
Geheimdienst »erzählt fast die 
gleiche Geschichte über die Ver- 
einigten Staaten. Uns wurde 
schon vor SDI gesagt, die Verei- 
nigten Staaten seien urplötzlich 
vom Kurs einer Verteidigungshal- 
tung abgewichen und hätten mit 
einem enormen Rüstungsaufbau 
begonnen«. 


Dann kam die SDI, die sowjeti- 
sche Regierungsbeamte als »et- 
was sehr Gefährliches< erachte- 
ten. Bessmertnykh meinte, die 
SDI »machte uns klar, daß wir in 
großer Gefahr waren«. 


Nach Tschernobyl, sagte der Gor- 
batschow-Gehilfe Anatoly Cher- 
nyaev, wollte der sowjetische 
Führer »keine Positionen be- 
ziehe, die auf der Annahme beru- 
hen, daß wir gegen die Amerika- 
ner kämpfen«. 


»Gorbatschow versicherte dann 
den USA, daß wir niemals an- 
greifen werden«. Soweit die 
Nachrichtenagentur Reuter. 


Moskau 
behauptet Israel 
habe 200 Atom- 
waffen 


Ein neuer Bericht, der von Jew- 
genij Primakow, Leiter des russi- 
schen Auslands-Geheimdienstes, 
besagt, daß Israel mindestens 200 
Atomwaffen hergestellt hat und 
über Vorräte an angereichertem 
Uran für 200 Jahre verfügt. 

Die Studie mit der Überschrift: 
»Eine neue Herausforderung 
nach dem Kalten Krieg- Die Wei- 
terverbreitung von Waffen zur 
Massenzerstörung« stellt fest, 
daß der Ausstoß der Israelis an 


spaltbarem Plutonium um 20 bis 
40 Kilogramm pro Jahr steigt. In 
der Studie steht auch, daß Israel 
drei Anlagen zur Herstellung von 
angereichertem Plutonium be- 
sitzt, von denen jede einzelne 
Material für fünf bis zehn Atom- 
waffen pro Jahr erzeugen kann. 
»Es wird geschätzt, daß die Vor- 
räte an Uran in Israel für dessen 
eigene Zwecke und sogar für den 
Export für rund 200 Jahre ausrei- 
chen«- heißt es weiter in der Stu- 
die. oO 


Israels Präsident 
besuchte 
Britannien 


Der israelische Präsident Chaim 
Herzog traf mit dem britischen 
Premierminister John Major zu- 
sammen und warnte ihn vor den 
Gefahren des islamischen Funda- 
mentalismus im Nahen Osten. Es 
war der allererste Besuch eines is- 
raelischen Präsidenten im Verein- 
ten Königreich. 


Herzog »hob den unterschiedli- 
chen Gesichtspunkt des Kampfes 
gegen den islamischen Funda- 
mentalismus im ganzen Nahen 
Osten, nicht nur in Israel, son- 
dern auch in anderen Ländern, 
hervor«, zitierte ein Sprecher der 
israelischen Botschaft den Präsi- 
denten. In einem Interview mit 
der BBC äußerte Herzog, Israel 
führe einen »großen Kampf ge- 
gen den vom Iran gesteuerten is- 
lamischen Fundamentalismus«, 
und das sei der Grund dafür, daß 
Israel im Dezember 400 Palästi- 
nenser ausgewiesen hat. »Es ist 
richtig, daß uns jetzt keine So- 
wjetunion mehr bedroht ... Aber 
es gibt noch alle Sorten von irrsin- 
nigen Staaten wie Iran und Irak 
und so weiter, die das gesamte 
Gleichgewicht der Welt in Unord- 
nung bringen könnten.« 


Unter seinem früheren Namen 
Vivian Herzog diente der in Ir- 
land geborene israelische Präsi- 
dent während des Zweiten Welt- 
kriegs als Major im britischen Mi- 
litärisichen Geheimdienst, abge- 
stellt für den Nahen Osten. DI 
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Zeitdokument 


Zur Geschichte 
des Ausbruchs 


des Ersten 
Weltkrieges 


Erster Teil 


Unter dem Titel »Zur Geschichte des Kriegsausbruches nach den 
amtlichen Akten der königlich-großbritannischen Regierung«, dar- 
gestellt von Dr. Jacob Bruchti, erschien 1916 im Verlag von Ferd. 
Wyss in Bern eine preisgekrönte Arbeit des historischen Seminars 
der Universität Bern. Wegen des allgemeinen Interesses an diesem 
Thema veröffentlicht CODE diese Arbeit in Fortsetzung. Von der 
Seite der Redaktion wurden keine Änderungen vorgenommen, nur 
Zwischentitel im Text sind hinzugefügt. 


Am 3. August 1914 hat der briti- 
sche Staatssekretär des Auswärti- 
gen Sir Edward Grey in seiner 
großen Rede vor dem Unterhaus 
folgendes verkündigt: 


»Über die Vorgänge der letzten 
Woche, da wir für den Frieden ar- 
beiteten, werden wir sobald wie 
möglich Aktenstücke publizie- 
ren; und wenn jene Akten er- 
schienen sind, zweifle ich nicht 
daran, daß sie jedem menschli- 
chen Wesen klarmachen werden, 
wie eifrig, wahr und von ganzem 
Herzen wir uns für die Sache des 
Friedens bemüht haben und daß 
sie das Volk instand setzen wer- 
den, sich ein eigenes Urteil dar- 
über zu bilden, was für Kräfte ge- 
gen den Frieden tätig waren.« 


Das englische 
Weißbuch 


Diese von Grey am 3. August ver- 
heissenen Aktenstücke sind 
prompt erschienen, zusammen- 
gefaßt in der Sammlung des soge- 
nannten englischen Weißbuches. 
Diese englischen Dokumente 
werden für alle Zeiten als Haupt- 
quelle zu gelten haben, wenn es 
sich um die Erklärung der Veran- 
lassung zum europäischen Kriege 
handeln wird. Warum? 


Erstens: Weil die Publikation von 
amtlichen Akten, die Korrespon- 
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denz der verantwortlichen Or- 
gane, also der Regierungen, not- 
wendig das zuverlässigste Bild 
von den Verhandlungen, die dem 
Kriege vorausgegangen sind, ab- 
geben muß. Dabei ist durchaus 
nicht gesagt, daß alle Hauptsa- 
chen, die für die Entscheidung in 
Betracht fallen, daß alle wichti- 
gen Momente klipp und klar in 
Worten ausgedrückt seien. Es ist 
vielmehr eine bekannte Tatsa- 
che, daß die Diplomatie es oft ge- 
nug versteht — nach Talleyrands 
berühmtem Rezept - das wichtig- 
ste nicht in die Zeilen, sondern 
zwischen die Zeilen zu legen, so 
daß man sehr ins Einzelne gehen 
muß, um ihre Schliche aufzudek- 
ken. 


Das englische Weißbuch treibt 
diese Methode geradezu auf die 
Spitze. Besonders die Depeschen 
Greys sind verworren und schwer 
verständlich, und was dieser eng- 
lische Diplomat verschweigt oder 
nur andeutet, ist mitunter gerade 
die Hauptsache. So ist es wohl 
möglich, daß man sich beim ra- 
schen Durchlesen von allerlei 
schönen Wendungen gefangen 
nehmen läßt, die Hauptsache da- 
bei übersieht und dann zu unrich- 
tigen Ergebnissen gelangt. 


Zweitens: Zu dem Umstande, 
daß das englische Weißbuch eine 
amtliche Aktensammlung ist, 
kommt die Tatsache, daß es dank 


seiner Reichhaltigkeit die euro- 
päische Krise am vielseitigsten 
beleuchtet. Die Haltung aller 
Großmächte tritt ins Licht, wäh- 
rend die analogen Publikationen 
der übrigen Staaten meist nur ih- 
ren eigenen Standpunkt erklären 
wollen, daher geeignet sind, das 
Gesamtbild, wie es aus dem 
Weißbuch gewonnen werden 
kann, in diesem oder jenem 
Punkte wertvoll zu ergänzen. 


Drittens: England gibt auch in 
Friedenszeiten amtliche Akten 
heraus, die als Blaubücher be- 
kannt sind, lediglich wegen des 
blauen Umschlags. Der Titel 
»Weißbuch« ist also ausnahms- 
weise gewählt worden, vermut- 
lich um es aus der langen Reihe 
der übrigen Veröffentlichungen 
herauszuheben. 


Große Wahrhaftigkeit 
und Genauigkeit 


Diese britischen Aktensammlun- 
gen zeichnen sich - solange nicht 
die Lebensinteressen des Insel- 
reiches in Frage kommen - durch 
große Wahrhaftigkeit und Genau- 
igkeit aus, so daß der Historiker 
sie mit Vertrauen benutzen kann. 


Es ist aber auch bekannt, daß die 
englische Regierung von allen 
über die Weltlage am besten in- 
formiert ist, desgleichen die eng- 
lische Presse. Das erklärt sich 
nicht nur daraus, daß die über- 
wiegende Zahl der Kabel in engli- 
schen Händen ist, sondern auch 
daraus, daß die britische Regie- 
rung auf allen wichtigen Plätzen 
der Erde Konsularbeamte unter- 
hält, welche die Regierung über 
alles und jedes, was vorgeht, ge- 
nau informieren und auf dem 
Laufenden halten. 


Daher ist die Kenntnis aller Vor- 
gänge bei den Engländern, die 
auf ihrer Insel stets alles besser 
wissen als wir auf dem Konti- 
nent, im wesentlichen eine finan- 
zielle Frage. Sie wird es noch 
mehr im Hinblick darauf, daß 
auch die Druckkosten für diese 
amtlichen Publikationen -— die 
Ausstattung ist stets gut — recht 
beträchtlich sein müssen. 


Auch die französische Regierung 
publiziert in Friedenszeiten amt- 
liche Akten, die »Documents di- 
plomatiques« in den sogenann- 
ten Gelbbüchern. Dieselben sind 
aber weniger zuverlässig. Bei der 
Ende 1914 erschienenen Samm- 


lung, betitelt »La Guerre euro- 
peenne«, ist dies ganz besonders 
der Fall - um nicht mehr zu sa- 
gen. 


Das deutsche Weißbuch über den 
Ausbruch des deutsch-russisch- 
französischen Krieges ist sehr 
knapp, so daß es nur zur Erklä- 
rung des deutschen Standpunk- 
tes Wert hat. Allerdings ist das- 
selbe seither durch eine Neuaus- 
gabe wertvoll ergänzt worden. 


Das österreichische Rotbuch gibt 
wohl eine erschöpfende Darstel- 
lung des Konflikts mit Serbien, 
enthält wichtige Angaben über 
die Verhandlungen mit Rußland 
und einige Mitteilungen über den 
Kontakt mit dem verbündeten 
Deutschen Reich, dagegen ver- 
mag es uns über die Beziehungen 
der Ententemächte unter sich na- 
turgemäß nicht genügend zu un- 
terrichten. 


Außer den vier soeben genann- 
ten Publikationen sind über den 
Kriegsausbruch noch drei wei- 
tere amtliche Aktensammlungen 
erschienen, nämlich ein russi- 
sches Orangebuch, ein serbisches 
Blaubuch und ein belgisches 
Graubuch. 


Aus diesen sieben Sammlungen 
sind die wichtigsten Dokumente 
in einem »Regenbogenbuch« ver- 
einigt worden, eine sehr ver- 
dienstvolle Publikation, die sich 
einerseits durch vorzügliche 
Übersetzung der fremdsprachli- 
chen Akten auszeichnet, außer- 
dem aber in trefflichen Fußnoten 
den nötigen Kommentar liefert, 
endlich in einem Schlußwort die 
Ergebnisse wissenschaftlich zu- 
sammenfaßt. Auch der Verfasser 
dieses Regenbogenbuches legt 
großes Gewicht auf die englische 
Sammlung; er hat derselben 
mehr Aktenstücke entnommen, 
als irgend einer anderen. 


Allerdings ist das englische Weiß- 
buch eine gegen die Zentral- 
mächte gerichtete Publikation; 
Österreich ist darin als Imbecile 
behandelt, Deutschland aber ist 
der Satan, der eigentliche Urhe- 
ber des Krieges. Trotzdem ist die 
englische Aktensammlung nicht 
tendenziös genug, um als histori- 
sche Quelle unbrauchbar zu er- 
scheinen. 


Das sind die Gründe, um derent- 
willen das englische Weißbuch 
zur Grundlage jeglicher histo- 
risch getreuen Darstellung des 
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Dentichland im Kriegssuftand, 


Rußland will den Krieg. — Die deutjhe Regierung verlangt in Petersburg eine Erflärung innerhalb 12 Stunden. — 
Auch in Paris erfolgt eine Anfrage der deutichen Regierung. 


Rußland hat die allgemeine Mobilifierung befohlen. 


Berlin, 31. Juli. Aus Petersburg find heute Nachrichten des deutjchen 
Botjchafters eingetroffen, dat die allgemeine Mobilmachung der rnffifchen 
Armee und Flotte befohlen worden ift. Darauf hat der Deutiche Kaifer 
den Zuftand der drohenden Kriegsgefahr erklärt. Der Kaijer wird heute 
nach Berlin überfiedeln. 


Der Kaifer erflärt dns Neichögebiet in den Kriegszuftand. 
Berlin, 31. Juli. Der Kaifer hat auf Grund des Artikels 68 
der Neichdverfafiung das Neichsgebiet ohne Bayern 


in den Kriegszuftand erklärt 
und für Bayern ergeht die gleiche Anordnung. 


Ruffiihe Heuchelei und Unehrlichteit. Sa In IAmänligRes Beils betragen 
Berlin, 31. Juli. Die Hordd. Allg. Zeitung fchreibt: | ir we jener Dopatttat ins Beliht 

LHachdem die auf einen Wunjch des Zaren felbit unter: rad iad : ne a ve 

nommene Dermittlungsaltion von der ruffifchen Re- 

gierung durch allgemeine Mobilmachung der ruffifchen 

Armee und Marine geftört worden ift, hat die Regierung | Sroben ein Ariegsfürft fein wird. 

St. Majeftät des Raifers heute in St. Petersburg wiffen | in haimamıtıhe Werötfenttihung der Hordbeutlhen & 

laffen, daß die deutfche Mobilmakhung in Ausficht fteht, | "irn Ieituns betätigt. Siegen, Scheine, 

falls Rußland nicht binnen 12 Stunden jeine Kriegs- An militärifdren Mahnahmen rg 

vorbereitungen einftellt und hierüber eine beftimmte 


Berlin, 31. Iuli. Zu den Haljeriihen " Derord- 
nungen wird noch gemeldet: Zu beiden erft- 
nn Derordnungen erläßt en 


ler heute eine Im Reidsanzeiger er. 


Ings-, 
Futtermittel, a ET Spelz, Gerfte, Gent, He 
zurüd. Kaifer Wilhelm hat bisher gezeigt, dat | Budhvei 
er ein Friedensfürft if. Nun joll Rußland auch 
erfahren, da biefer Ubfomme Friedrihs des 


Berlin, 31. Juli. 


Erklärung abgibt. — Gleichzeitig ift an die franzöftiche 
Regierung eine Anfrage über ihre Haltung im Salle 
eines deutfch-ruffifchen Krieges gerichtet worden. 


Der Depefchenwedjjel zwilhen Kaifer und Zar. 

Don einem Depejhenwechiel jrikhen den beiden 
Herrihern ift in den lehten Tagen mehrfad die 
Rede gewejen. Wie der vielfach zu offiziöfen Aus- 
laffungen benußte Berliner Lotalanzeiger nunmehr 
mitteilen fann, bat der Zar ih m Aaijer 
Wilhelm mit einem Telegramm gewendet, das 
die ausdrüdlihe Bitte enthielt, Seine 
Majeftät möge eine Dermittelungs- 
attion übernehmen. fKaifer Wilhelm bat 
diefem Wunkhe des ruffiihen Herrihers ent- 
fprocden und feine Schritte aud) weiter fortgefegt 
froß der bier eingelaufenen Meldung von einer 
euffiihen Teilmobilifation, und obmohl man 
damals unter dem Eindrude ftand, da die Gefin- 
nungen Rußlands durdaus nicht 
friedliche waren. Danf den Bemühungen Sir 
Edward Greys hatte diefe von unjerem Aaifer in 


die Wege geleitete Bermittelungsaftion noch in 
derlehkten Nadr eine neue Formel gefunden, 
die fi) dem gervünfdyten Ziele zu nähern fdyien und 
die vielleidyt fro der auffallenden ruffiihen Hal- 
tung Ausfit auf Erfolg bot. Unter diefen Um- 
ftänden muß die totale Mobilifation von 
Heer und Flotte Rußlands als eine 
Herausforderung f[härffter Forman- 
gefehen werden. €s muß bervo 
daf; jhon in den leten Tagen Gerüdyte von einer 
drohenden Haltung Rußlandsanden 
deutfhen Grenzen zur fenntnis Kaifer 
Wilhelms gelangt waren, und es war ein ganz be- 
fonderer Vertrauensbeweis in die Loyalität des 
Kalfers Nilolaus, dak Kaifer Wilhelm das von ihm 
erbetne Dermittelungsam niht fofort 
niederlegte und vorläufig noch von mili- 
täriihen Gegenmaßtegeln abfab. Diejes Ber- 


tommen bei drohender Airiegsgefahr hauptjädhlic | 3 
tom! 


in Betradjt: 

1. Alle an der Grenze und zum Scdyuhe der 
Eifenbahnen erforderlihen Maknahmen. 

2. DVerfehrsbeihränfungen der oft, der 
Telegraphen, der Eifenbahnen ufw. zugunften 
des militärifhen Bedarfs. 

Weitere Folgen des drohenden Ariegszuftandes 
find: 

3. Erflärung des firiegszufftandes für das 
gefamte Reidysgebiet. 

4, Derbot der Deröffentlihung über Truppen- 
bewegungen und der Derfeidigungsmiltel. 

Der firiegszuffand ift gleihbedeutend mit dem 


werden, | Belagerungszuftand in Preußen. (Siehe Artitel 68 
der Reichsverfaffung.) 


Berlin, 31. Sail Der Bundesrat ftimmte heute 
dem Erlag von 3 faiferli Verordnungen zu, und 
zwar der Ausfuhr von Der- 
pflegungs-, Streu- und gfsifernrten, von Tieren 
und tieriihen €ı 
oforwagen, Moiorfahrräbern u & T 
Minerafrohölen, Steinfoblenteer und daraus 
ten Delen. 
Die Berordnung tritt fofort in Kraft. 


) | @ebiet 


nahmen bis auf weiteres! suynletfen, 


Einberufung Des Reihätages, 

Berlin, 31. Juli. Ylir den Fall des Kriege 
audbruche ift Die Berufung bes Neichätages 
für Dienstag den 4. Auguft 1914 in Mind 
fiht genommen. Die Eröffuung wird im 
Weihen Saale ded Königlichen Schloffes in 
Berlin um 1 Uhr nachmittags erfolgen. Die 
Raiferliche Verordnung wegen der Berufung 
fteht noch aus. 


Nuffifche Gemwalttat auf 

öfterreichifchem Gebiet. 

Myslowig, 31. Juli. WUmtlicher 
Mitteilung zufolge beftätigt ed fich, 
daR die Ruffen Die auf öfterreichifchem 
liegende @ifenbahnbrüde 
zwifchen Szczatowa und Granica in 
Die Luft geiprengt haben. 
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Kriegsausbruches wird benutzt 
werden müssen. 


Es kommt dazu noch das nicht 
unwichtige Moment, daß die Ori- 
ginal-Ausgabe schon am 5. Au- 
gust 1914 gedruckt dem engli- 
schen Parlament vorgelegt 
wurde, so daß zu einer Sichtung 
der Akten, das heißt, einer Aus- 
scheidung der Geheimakten - 
und noch anderen Manipulatio- 
nen - nicht viel Zeit übrig blieb. 
So finden sich denn Aktenstücke 
darin, die England heute nicht 
mehr veröffentlichen würde, was 
aber gerade den Wert der Samm- 
lung erhöht. Diese Original-Aus- 
gabe stand mir nur zur Feststel- 
lung einer einzelnen Tatsache zur 
Verfügung. 


Ende September 1914 ließ die Re- 
gierung eine Volksausgabe er- 
scheinen, die im Texte mit der 
Original-Ausgabe übereinstimmt 
- ausgenommen Nr. 105 - um 
zwei Nummern vermehrt, mit ei- 
ner Einleitung versehen ist und in 
einem Anhang die vom 3. -6. Au- 
gust 1914 von Grey und Asquith 
im Parlament gehaltenen Reden 
wiedergibt. Diese Ausgabe lag 
mir vor; sie ist gerade wegen des 
Anhangs wertvoll. 


Endlich erschien auch eine fran- 
zösische und eine deutsche Über- 
setzung, welch letztere im Auf- 
trag des britischen Auswärtigen 
Amtes - in Bern gedruckt wurde. 
Von dieser Ausgabe hat die briti- 
sche Gesandtschaft in Bern Tau- 
sende von Exemplaren gratis ver- 
teilt. 


Die deutsche Übersetzung ist kei- 
neswegs mustergültig, zuweilen 
sehr bedenklich den Sinn entstel- 
lend, und man wird zur Verglei- 
chung stets den englischen Text 
heranziehen müssen. 


Das Original enthält für die Zeit 
vom 20. Juli bis 4. August 159 Do- 
kumente (Briefe und Tele- 
gramme), die von einer umfas- 
senden, leider erfolglosen Tätig- 
keit der europäischen Diploma- 
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tie während jener 14 Tage bered- 
tes Zeugnis ablegen. 


Von diesen 159 Stücken sind 
einige von minderer Wichtigkeit, 
einige enthalten sogar nur ge- 
wöhnlichen Klatsch, die weitaus 
größte Zahl ist dagegen von aus- 
schlaggebender Bedeutung. 


Die Überlegenheit der 


englischen Diplomatie 


Der aus der Lektüre - oder bes- 
ser aus dem sorgfältigen Studium 
des Weißbuches sich ergebende 
Gesamteindruck läßt sich in drei 
Hauptpunkte zusammenfassen. 
Das Buch zeigt: 


Erstens: Die österreichische Di- 
plomatie in ihrem fatalen, bis 
zum Schluß nicht versiegenden 


Optimismus, angesichts der ge- 
fährlichen Situation Ende Juli 
1914. 


Österreich-Ungarn hat bekannt- 
lich im Oktober des Jahres 1908 
die seit 1878 von ihm verwalteten 
türkischen Provinzen Bosnien 
und Herzegowina annektiert, auf 
die es nach 30jähriger Verwal- 
tung ein gewisses Anrecht hatte. 


Die Annexion geschah freilich in 
etwas gewalttätiger Weise. Es 
war Österreich dann gelungen, 
sich durch Vertrag mit der Türkei 
abzufinden, Serbien zur Aner- 
kennung der Annexion zu bewe- 
gen und zu beruhigen; auch die 
europäische Diplomatie ließ sich 
dazu herbei, den Artikel 25 der 
Berliner Kongreß-Akte aufzuhe- 
ben und machte gute Miene zum 
bösen Spiel. 


Im Juni 1908 war zu Reval bei An- 
laß einer Zusammenkunft König 
Eduards VII. mit dem Zaren der 
Dreiverband gegründet worden. 
Die darauf bezüglichen Akten 
fehlen im betreffenden engli- 
schen Blaubuch von 1908, sie eig- 
nen sich nicht zur Veröffentli- 
chung! 


Dieser Dreiverband hatte in der 
bosnischen Frage, wenn auch 
sehr ungern, nachgegeben. Ruß- 
land, das zur Bestrafung Öster- 
reichs zuerst in Frage kam, hatte 
sich von seinem Kriege mit Japan 
noch nicht erholt und seine mili- 
tärischen Rüstungen nicht been- 


Das Attentat von Sarajewo am 
28. Juni 1914, an dem der serbi- 
sche Geheimbund »Schwarze 
Hand« beteiligt war. 


digt. So war Nachgeben das klüg- 
ste. Aber es blieb die Wut, und 
die war bohrend. 


Zweitens: Illustriert das Weiß- 
buch die Unzulänglichkeit der 
deutschen Diplomatie, die es 
nicht verstanden hat, den natürli- 
chen Gegensatz zwischen Eng- 
land und Rußland praktisch aus- 
zunutzen; endlich: 


Drittens: Die Überlegenheit der 
englischen Diplomatie, der es ge- 
lang, Frankreich und Rußland 
mobil zu machen. 


Der österreichisch- 
serbische Konflikt 


Gleich das erste Aktenstück ist 
überaus interessant und lehr- 
reich. 


Der englische Staatssekretär des 
Auswärtigen berichtet am 20. 
Juli 1914 seinem Botschafter Sir 
Goschen nach Berlin über eine 
Unterredung mit dem deutschen 
Botschafter, Fürsten Lich- 
nowsky. Dieser letztere meint, 
hinsichtlich des Konflikts mit Ser- 
bien wäre es »sehr wünschens- 
wert, wenn Rußland die Vermitt- 
lerrolle zwischen Österreich-Un- 
garn und Serbien übernähme«. 
In der Tat, Rußland als Vermittler 
in eigener Sache! Das ist der Vor- 
schlag eines deutschen Diploma- 
ten! 


Darauf antwortete Grey, er 
hoffe, »die österreichisch-ungari- 
sche Regierung würde nichts tun, 
bis sie den Streitfall mit Serbien 
öffentlich erklären und Tatsachen 
vorbringen könne, welche wahr- 
scheinlich bei der gerichtlichen 
Untersuchung zum Vorschein kä- 
men« ... »Dieses Vorgehen wür- 
de es den anderen Mächten, zum 
Beispiel Rußland, erleichtern, in 
Belgrad Mäßigung anzuraten, 
denn je mehr Österreich-Ungarn 
sein Verlangen mäßigte und je 
besser es ein solches Verlangen 
zu rechtfertigen imstande wäre, 
desto mehr Aussicht bestände, 
die Sache wieder einzulenken. 
Der Gedanke eines Krieges zwi- 
schen irgendwelchen Großmäch- 
ten sei mir (Grey) verhaßt, und 
daß eine der letzten wegen Ser- 
bien in einen Krieg verwickelt 
werden sollte, erschiene mit ver- 
abscheuungswürdig.« 


Greys Standpunkt geht dahin, 
Österreich müsse die Ergebnisse 
seiner Untersuchung veröffentli- 


\ 


yo 
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Zar Nikolaus Il. an der Spitze seiner Truppen. Er stellte sich hinter 
die Serben, als es zum Ersten Weltkrieg kam. 


chen, und, wenn die von ihm vor- 
gebrachten Tatsachen stark ge- 
nug seien, könne Rußland in Bel- 
grad Mäßigung anraten. 


Immerhin faßt Grey schon am 20. 
Juli die Möglichkeit eines Krie- 
ges zwischen Großmächten ins 
Auge - er wußte mehr. 


Der Standpunkt des Londoner 
Kabinetts wird noch besser präzi- 
siert durch ein Gespräch Greys 
mit dem österreichischen Bot- 
schafter, Grafen Mensdorff, vom 
23. Juli: 


Rußland könne seinen mäßigen- 
den Einfluß in Belgrad geltend 
machen, »wenn die Sache Öster- 
reich-Ungarns gerecht erschie- 
ne«, dieser Einfluß hänge davon 
ab, ob die »Forderungen Öster- 
reich-Ungarns vernünftig wären 
und inwiefern es sich berechtigt 
glaubte, dieselben zu stellen. Die 
unabsehbaren Folgen der gegen- 
wärtigen Lage seien schrecklich. 
Nehmen wir an, daß vier europäi- 
sche Großmächte - Österreich- 


Ungarn, Frankreich, Rußland 
und Deutschland (England und 
Italien fehlen) - in einen Krieg 
verwickelt würden, dann schiene 
es mir (Grey), als ob dies die Aus- 
gabe einer solch enormen 
Summe und die Lahmlegung des 
Welthandels bedingte, daß die 
Folge dieses Krieges ein vollstän- 
diges Versagen der europäischen 
Kreditverhältnisse und der ge- 
samten Industrie bedeuten 
müßte.« 


Nach der Meinung Greys gehört 
der österreichisch-serbische 
Streitfall vor das europäische 
Forum; Österreich soll sich recht- 
fertigen, ob es berechtigt sei, For- 
derungen an Serbien zu stellen, 
und je nachdem seine Gründe 
stark genug sind, kann man in 
Belgrad Mäßigung predigen. 


Als dann aber am 29. Juli der 
österreichische Botschafter dem 
englischen Staatssekretär einen 
langen Bericht überreichen 
wollte, worin das Verhalten Ser- 
biens gegen Österreich-Ungarn 


geschildert und die Notwendig- 
keit des österreichischen Vorge- 
hens dargelegt war, erwiderte 
Grey, er sei»nicht gesonnen, eine 
Betrachtung über die zwischen 
Österreich-Ungarn und Serbien 
schwebende Frage anzustellen«. 


Auch findet er kein Wort des Ab- 
scheus für das grauenhafte Ver- 
brechen vom 28. Juli, das die öf- 
fentliche Meinung in der Donau- 
monarchie bis zum tiefsten pa- 
triotischen Schmerz und zur Wut 
aufpeitschte. 


So ist die Meinungs Greys schon 
gemacht, bevor er noch die Note 
an Serbien kennt, und diese Mei- 
nung ist von vornherein Öster- 
reich ungünstig. 


Die französische 
Regierung vertrat den 
deutschen Standpunkt 


Anders der deutsche Stand- 
punkt, der aus einem Gespräch 
des Staatssekretärs von Jagow 
mit dem englischen Botschaftsrat 
Rumbold in Berlin zu entnehmen 
ist. Die deutsche Regierung war 
der Meinung, der Streitfall gehe 
Österreich und Serbien allein an, 
und keine andere Macht habe 
sich in die Erörterungen der bei- 
den Staaten einzumischen. 


Merkwürdigerweise war auch die 
französische Regierung am 24. 
Juli noch dieser Meinung und 
fügte bei, man hoffe in Paris, 
»daß die Frage eine direkte und 
friedliche Lösung finden werde«. 
Damit war schon am 22. Juli, also 
noch vor der Übergabe des Ulti- 
matums an Serbien, ein prinzi- 
pieller Gegensatz zwischen Eng- 
land und den Zentralmächten ge- 
schaffen. Und die französische 
Regierung wagte es sogar, den 
Standpunkt Deutschlands zu ver- 
treten. 


Folgt der Wortlaut der Note an 
Serbien, wie sie am 24. Juli den 
europäischen Kabinetten mitge- 
teilt wurde. Die Entente behaup- 
tet, Deutschland habe den Wort- 
laut derselben vor deren Veröf- 
fentlichung gekannt, die deut- 
sche Regierung dementiert es 
kategorisch. Der deutsche Staats- 
sekretär läßt sich sogar verneh- 
men, die Note lasse als diplomati- 
sches Schriftstück viel zu wün- 
schen übrig, und selbst die engli- 
sche Diplomatie, die doch alles 
weiß, hat jene Behauptung nur 
unter Vorbehalt wiedergegeben. 
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Das Ultimatum selbst ist be- 
kannt, ich kann mich daher kurz 
fassen. Es enthält in Punkt 5 die 
Bestimmung, daß Serbien sich 
verpflichten soll, zur Unterdrük- 
kung der gegen die territoriale In- 
tegrität der Donaumonarchie ge- 
richteten serbischen Bewegung 
die Mitwirkung von Organen der 
österreichisch-ungarischen Re- 
gierung anzunehmen. 


Dieser Punkt erregte am meisten 
Anstoß, und er mußte einem un- 
abhängigen Staat als schwere De- 
mütigung erscheinen. Wenn man 
aber weiß, was Serbien für Um- 
triebe gegen die Nachbarmonar- 
chie innerhalb und außerhalb sei- 
ner Grenzen nicht nur geduldet, 
sondern begünstigt und — wie 
Österreich aus Erfahrung wußte 
- nicht gewillt war, selber Ord- 
nung zu schaffen, erscheint die 
österreichische Forderung in Ar- 
tikel 5 nicht halb so ungeheuer- 
lich. 


Der österreichische Botschafter 
in Petersburg, Graf Szäpäry, hat 
sich über die Absichten seiner 
Regierung gegenüber dem russi- 
schen Minister wie folgt ausge- 
sprochen: »Was wir wollen, ist 
nur die Sicherung unseres Territo- 
riums vor fremden revolutionä- 
ren Umtrieben und unserer Dy- 
nastie vor Bomben.« 


Die Propaganda und 
Hetze der Serben 


Serbien hatte am 31. März 1909 in 
Wien die feierliche Erklärung ab- 
gegeben: 


1. Es wolle die Annexion Bos- 
niens und der Herzegowina aner- 
kennen, 


2. es sei durch diese Annexion in 
seinen Rechten nicht berührt 
worden, 


3. es verspreche und verpflichte 
sich, »die Richtung seiner gegen- 
wärtigen Politik gegenüber 
Österreich-Ungarn zu ändern 
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und künftighin mit diesem letzte- 
ren auf dem Fuße nachbarschaft- 
licher Beziehungen zu leben«. 


Dieses feierliche Versprechen hat 


Serbien nicht gehalten. Trotzdem 
es in den beiden Balkankriegen 
sein Gebiet beinahe auf den dop- 
pelten Flächeninhalt ausge- 
dehnt, setzte es seine Propa- 


Propagandistische Versuche, 
Mut zu machen. Eine Post- 
karte zu Beginn des Ersten 
Weltkrieges. 


ganda zur Lostrennung öster- 
reichischer Gebietsteile fort und 
krönte diese Hetzarbeit mit dem 
blutigen Drama von Sarajewo. 
Die Kunde davon wurde in Ser- 
bien mit Genugtuung aufgenom- 
men. 


Dem Ultimatum Österreichs ist 
ein Memoire über die Ergebnisse 
der Unterstützung beigefügt, 
woraus hervorgeht, daß serbi- 
sche Beamte und Offiziere an der 
Vorbereitung des Verbrechens 
teilgenommen haben. Die Unter- 
suchung erbrachte auch den Be- 
weis, daß der revolutionäre Herd 
im Schoße des Vereins »Narodna 
Odbrana« in Belgrad zu suchen 
war. 


Österreich brachte am 25. Juli 
den fünf übrigen Großmächten 
und der Türkei das gesamte Ak- 
tenmaterial über die Untersu- 
chung in Sarajewo zur Kenntnis, 
womit den Forderungen Greys 
nur teilweise entsprochen war, da 
er die Bekanntgabe der Akten 
vor irgendwelchem andern 
Schritt gewünscht hatte. 


Am 24. Juli wurde der Wortlaut 
der Note an Serbien den europäi- 
schen Kabinetten mitgeteilt und 
erzeugte überall ernstliche Beun- 
ruhigung. 


Am gleichen Tage ließ die deut- 
sche Regierung ihren Standpunkt 
in London und Paris erklären. Er 
deckt sich mit dem österreichi- 
schen bezüglich Serbiens, dessen 
Absicht, Gebietsteile der Monar- 
chie abzutrennen, durch die Un- 
tersuchung bewiesen sei. Wenn 
Österreich-Ungarn die Stellung 
einer Großmacht nicht aufgeben 
wolle, müsse es von Serbien die 
Erfüllung seiner Forderungen 
verlangen. Zum Schlusse wird 
nochmals betont, der Konflikt sei 
allein Sache der beiden beteilig- 
ten Staaten: 

»Die deutsche Reichsregierung« 
- so schließt die Note - »wünscht- 
hiermit ihrer Ansicht nachdrück- 
lich Geltung zu verschaffen, daß 
der vorliegende Fall ausschließ- 
lich eine Frage zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Serbien ist, 
und daß die Großmächte sich 
ernstlich bemühen sollten, diese 
Frage allein den zunächst Betei- 
ligten zur Lösung zu überlassen. 
Die deutsche Reichsregierung 
wünscht dringend, daß der Kon- 
flikt lokalisiert bleibe, da die Ein- 
mischung einer anderen Macht 
wegen der bestehenden verschie- 
denartigen Vertragsverpflichtun- 


gen unabsehbare Folgen mit sich 
bringen könnte.« 


Englands Solidarität mit 
Rußland und Frankreich 


Darauf antwortete Grey, wenn 
das Ultimatum an Serbien keine 
Unstimmigkeiten zwischen Ruß- 
land und Österreich zur Folge 
habe, werde er sich mit der Sache 
nicht befassen. Er unterscheidet 
scharf zwischen österreichisch- 
serbischem und einem möglichen 
österreichisch-russischen Kon- 
flikt. Der erstere gehe ihn nichts 
an. 


Im letzteren aber steht er auf 
Rußlands Seite. 


Wie stellte sich Rußland zu der 
Frage? Dort war am Morgen des 
24. Juli der Wortlaut des Ultima- 
tums an Serbien ebenfalls be- 
kannt geworden, und die Situa- 
tion nahm hier sofort eine gefähr- 
liche Wendung. 


Darüber berichtet der englische 
Botschafter Sir Buchanan in ei- 
ner langen Depesche, was folgt: 


»Heute morgen teilte mir Herr 
Sassonoff telephonisch mit, daß 
er nun im Besitze des Textes des 
österreichischen Ultimatums 
sei.« 


»S. Ex. fügte hinzu, daß eine 
Antwortfrist von 48 Stunden ge- 
stellt worden sei und ersuchte 
mich, mit ihm auf der französi- 
schen Botschaft zusammenzu- 
treffen, um die Lage zu bespre- 
chen, da der österreichische 
Schritt zweifellos zu einem baldi- 
gen Kriege führen dürfte.« 


Das sagt der russische Minister 
des Auswärtigen an jenem Mor- 
gen schon am Telephon! 


Es ist nicht ohne Bedeutung und 
durchaus kein Zufall, daß Sasso- 
noff die Unterredung mit den 
Vertretern Frankreichs und Eng- 
lands auf der französischen Bot- 
schaft und nicht in seinem Mini- 
sterium abhält, er hatte dazu 
seine besonderen Gründe. Und 
die Außerung, der Schritt Öster- 
reichs dürfte zweifellos zu einem 
baldigen Kriege führen, läßt ver- 
muten, mit welchem Eifer er in 
den folgenden Tagen für den Frie- 
den wirkte. 


»Der russische Minister des Äu- 
Bern sagte, daß das Verhalten 


Der 
Islam 
wird uns 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in vierter 
Auflage erschienen 
(4. Auflage Februar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 


nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,— DM/17,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 
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Österreich-Ungarns herausfor- 
dernd und unmoralisch sei, denn 
es hätte nie einen solchen Schritt 
unternommen, ohne zuerst 
Deutschland befragt zu haben. 
Einige der von Österreich-Un- 
garn gestellten Forderungen 
könnten unmöglich angenom- 
men werden. Er hoffe, daß die 
großbritannische Regierung bald 
ihre Solidarität mit Rußland und 
Frankreich erklären würde.« 


Hier ist besonders interessant 
und wichtig die Anstrengung Sas- 
sonoffs, Deutschland hereinzu- 
ziehen, es stecke dahinter. Den 
Beweis dafür bleibt das ganze 
Weißbuch schuldig, sogar Bun- 
sen, der britische Botschafter in 
Wien, erklärt sich außerstande, 
diese Behauptung auf ihre Rich- 
tigkeit zu prüfen. Später beharrt 
Sassonoff selbst nicht mehr dar- 
auf, aber für den Augenblick ist 
ihm das Argument wertvoll zur 
Stimmungsmache. 


»Aus meinem Gespräch mit dem 
französischen Botschafter ent- 
nehme ich«, so fährt Buchanan 
fort, »daß Frankreich allen den 
ihm durch das Bündnis mit Ruß- 
land auferlegten Verpflichtun- 
gen, wenn nötig, nachkommen 
werden.« 


Die doppelzüngige 
englische Politik 


Das französisch-russische Bünd- 
nis von 1891 hatte formell defen- 
siven Charakter: Frankreich ver- 
pflichtet sich nur zur Hilfe, wenn 
Rußland der angegriffene Teil ist 
und umgekehrt. Demnach lag bei 
einem Angriff Rußlands auf 
Österreich der Casus foederis für 
Frankreich nicht vor. Daß der 
französische Botschafter Paleolo- 
gue sich trotzdem jetzt schon so 
bestimmt ausdrückt, deutet dar- 
auf hin, daß auch die französi- 
sche Regierung die Dinge schon 
in Erwägung gezogen und ihrem 
Botschafter beim Zaren die aller- 
bestimmtesten Instruktionen er- 
teilt hatte. Eben waren Poincare 
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und Viviani von ihrem Besuche in 
Rußland wieder von Petersburg 
abgereist. 


Weniger gut war der englische 
Botschafter dran. Er konnte die 
gewünschte Solidarität Englands 
mit Rußland und Frankreich 
nicht zusichern und verschanzte 
sich hinter der Bemerkung, Eng- 
land habe keine direkten Interes- 
sen in Serbien, und das englische 
Volk würde nie einen Krieg gut- 
heißen, der für Serbien geführt 
würde. 


Die britische Regierung hatte je 
und je - zuletzt am 10. März 1913 
- vor Parlament und Volk betont, 
England habe keinerlei militäri- 
sche Verpflichtungen gegen ir- 
gendwelchen Staat. Wenn das 
auch der Form nach stimmte, der 
Sache nach jedoch der Wirklich- 
keit widersprach, so mußte die 
englische Regierung natürlich — 
gestützt auf ihre Versicherungen 
gegenüber dem Parlament - for- 
mell die Hände frei behalten, 
auch jetzt, da Sassonoff und Pa- 
leologue auf den englischen Bot- 
schafter eindrangen. 

Auf die ausweichende Antwort 
des englischen Diplomaten 
wußte Sassonoff Rat. Die serbi- 
sche Frage sei nur ein Teil der all- 
gemeinen europäischen Frage, 
die jetzt angeschnitten werde, 
und »es gehe nicht an, daß Groß- 
britannien sich von den jetzt zu 
erörternden Problemen zurück- 
ziehe«. 


So war für England augenblick- 
lich eine ungeheure Verlegenheit 
geschaffen. 


Auf alle Fälle, so fährt Sassonoff 
in seinen Ausführungen weiter, 
müsse die russische Mobilisation 
angeordnet werden, und ein Mi- 
nisterrat würde darüber schon 
heute (24. Juli) nachmittag zu er- 
wägen haben; der endgültige Be- 
schluß werde wahrscheinlich 
morgen, also am 25. Juli, unter 
dem Vorsitz des Kaisers gefaßt 
werden. 


Wenn ein Krieg zum Ausbruch 
käme, würde England früher 
oder später doch in denselben 
verwickelt — meint der Russe - 
und er hoffe auf alle Fälle, daß 
England den Schritt Österreichs 
scharf tadeln möge. 


Das hat Grey prompt getan - 
noch am gleichen Tage und am 
folgenden Tage nochmals und 
schärfer. 


Am Schlusse dieser Konferenz 
auf der französischen Botschaft 
hatte Buchanan den Eindruck, 
daß Frankreich und Rußland ent- 
schlossen seien, »eine feste Hal- 
tung (a strong stand) einzuneh- 
men«, auch wenn England nicht 
eingreife. Unter »strong stand« 
versteht aber der Diplomat hier, 
man wolle es auf den Krieg an- 
kommen lassen. 


Das war die Friedensstimmung 
der Entente, wie sie an jenem 
Morgen auf der französischen 
Botschaft in St. Petersburg sich 
Bahn brach. In diesem Lichte 
wollen die Friedensbemühungen 
der folgenden Tage betrachtet 
sein. 


Wenn aber Rußland und Frank- 
reich schon am 24. Juli zu einer so 
»festen Haltung« entschlossen 
waren, kann man sich vorstellen, 
wie sich die Situation gestaltete, 
als England aus seiner Reserve 
heraustrat. Es braucht dabei zur 
Aufklärung der Lage nicht ein- 
mal jenen berühmt gewordenen 
Bericht des belgischen Gesand- 
ten in Petersburg. 


Rußlands Standpunkt in Sachen 
des _österreichisch-serbischen 
Konflikts war folgender: Sasso- 
noff behauptet, Serbien habe die 
bekannte Erkärung vom 31. 
März 1909, worin es gute Nach- 
barschaft zu halten versprach, al- 
len Großmächten gegeben. 


Diese Behauptung ist ebenso un- 
wahr wie durchsichtig. Serbien 
hatte nur Österreich eine solche 
Erklärung zu geben, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil keine an- 
dere Großmacht eine solche ver- 
langte. Damit war die bosnische 
Angelegenheit von 1908 für 
Österreich und Serbien erledigt. 


Wenn also letzteres sein Verspre- 
chen nicht hielt, war es allein 
Österreichs Sache, hier einzu- 
schreiten. Das ist der rechte 
Standpunkt. Sassonoff brauchte 
aber eine solche Erfindung, um 
sich eine europäische Plattform 
zu schaffen, auf der es ihm mög- 
lich war, durch Serbien an Öster- 
reich heranzukommen. 


Gewisse politische 
Ideale der Serben 


Unter diesen Auspizien began- 
nen die Bemühungen zur Erhal- 
tung des Friedens, sie waren von 
allem Anfang an hoffnungslos. 


Am 25. Juli abends - zwei Minu- 
ten vor Ablauf der 48stündigen 
Frist — erfolgte in Belgrad die 
Antwort Serbiens auf das Ultima- 
tum. Sie kann als Muster eines di- 
plomatischen Schriftstücks gel- 
ten und zeigt, wie man auf 
schwere Anklagen eine auswei- 
chende Antwort gibt. So aner- 
kennt die serbische Regierung 
nicht, daß in ihrem Lande eine 
österreich-feindliche Propa- 
ganda existiere, aber sie sagt das 
in sehr vorsichtiger Sprache: 


»Le Gouvernement Royal de Ser- 
bie condamne toute propagande 
qui serait dirigee contre l’Autri- 
che-Hongrie...« 


Die Übersetzung aus dem franzö- 
sischen Originaltext ist in der 
deutschen Ausgabe des Weißbu- 
ches zugunsten Serbiens ge- 
fälscht. 


Diese Verneinung einer solchen 
Propaganda mußte den aller- 
schlechtesten Eindruck machen. 
In Wien glaubte man nicht an die 
ehrlichen Absichten Serbiens 
und betrachtete die Antwort als 
ungenügend. Die serbische Re- 
gierung mußte von dieser Tatsa- 
che schon zum voraus überzeugt 
sein, sie mobilisierte am 25. Juli, 
nachmittags 3 Uhr und begab 
sich mit den Archiven und Kas- 
sen nach Nisch. Und daß sie nicht 
im Sinne hatte, ihren bisherigen 
Kurs zu ändern, erhellt aus einer 
Mitteilung des serbischen Ge- 
sandten in London vom 23. Juli: 
Serbien ist zwar bereit, Öster- 
reich Genugtuung zu verschaf- 
fen, wenn aber von ihm verlangt 
würde, gewisse politische Ideale 
aufzugeben, so könne sich ein un- 
abhängiger Staat einer solchen 
Bevormundung nicht unterwer- 
fen. 


Was er unter den politischen 
Idealen versteht, ist unzweideu- 


tig. 


Stellen wir einmal die Frage, was 
hätte die Schweiz zu gewärtigen, 
wenn ihre Behörden und Bürger 
»gewisse politische Ideale« nach 
dem Veltlin oder Mailand, gegen 
Mülhausen oder nach der Fran- 
che-Comte mit herumtrügen und 
ihnen so ungescheut nachjagten, 
wie Serbien es getan? Selbst 
wenn man zugibt, daß Bosnien 
und Herzegowina im 15. Jahr- 
hundert und früher wirklich zeit- 
weise zum Reich der alten serbi- 
schen Könige gehört haben. Zu 
den »politischen Idealen« der 


Serben gehörte aber auch die Er- 
oberung von Syrmien, Slavonien 
und Dalmatien - Provinzen, die 
niemals unter serbischer Herr- 
schaft standen. 


Das alles hat die Entente zu un- 
gunsten Österreichs übersehen, 
und die Donaumonarchie, die 
sich für die Integrität ihres Besit- 
zes wehrte, fand mit ihrem Stand- 
punkt selbst bei England keiner- 
lei Verständnis. Grey wollte am 
29. Juli die Rechtfertigung Öster- 
reichs gar nicht hören, und der 
Marchese di San Giuliano fand 
verschiedene Punkte derselben 
kindisch. 


Der Krieg mit Serbien 
war in Österreich populär 


Während die steifleinenen Diplo- 
maten über den österreichisch- 
serbischen Konflikt unruhig zu 
werden anfingen, suchte Öster- 
reich verständlich zu machen, 
daß es in Belgrad nicht ein Ulti- 
matum abgegeben, sondern nur 
eine Demarche mit Befristung 
eingeleitet und nach Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen mi- 
litärische Präparationen, nicht 
aber Operationen unternehmen 
werde. 


Und in Wien herrschte, wie der 
englische Botschafter mitteilt, 
eine entschiedene Kriegsstim- 
mung, er behauptet sogar, ein 
Nachgeben Serbiens werde we- 
der erwartet noch gewünscht. 


Der Krieg mit Serbien war im 
österreichischen Volk ungeheuer 
populär. Dagegen hielt man ein 
Eingreifen Rußlands für unwahr- 
scheinlich. In Wiener Regie- 
rungskreisen herrschte in dieser 
Beziehung ein verhängnisvoller 
Optimismus, der soweit ging, 
daß der österreichische Botschaf- 
ter sagte, ein allgemeiner Krieg 
sei unwahrscheinlich, da Ruß- 
land weder einen Krieg wünsche, 
noch in der Lage sei, einen sol- 
chen zu führen. 


Auch v. Tschirschky, der deutsche 
Botschafter am Habsburger 
Hofe, war der Ansicht, Rußland 
werde nicht eingreifen. 


Dagegen ist erwiesen, daß Graf 
Berchtold an die Möglichkeit ei- 
nes Zusammenstoßes mit Ruß- 
land dachte, aber er suchte Ruß- 
land zu beruhigen; schon am 25. 
Juli - noch vor Ablauf der Ulti- 
matumsfrist - erfährt Grey, Graf 


Berchtold habe dem russischen 
Geschäftsträger in Wien mitge- 
teilt, ÖOsterreich-Ungarn beab- 
sichtigte nicht, serbisches Gebiet 
zu annektieren. 


Argument zum Beweis 
der deutschen Kriegslust 


Was hat England für die Sache 
des Friedens getan? 


England wäre als einzige europäi- 
sche Großmacht, die nach den 
wiederholten Beteuerungen ih- 
rer Staatsmänner mit keiner an- 
deren Großmacht im Bündnis 
stand — England wäre vor allen 
anderen berufen gewesen, zwi- 
schen Rußland und Österreich zu 
vermitteln. 


Wie hat es diese Rolle gespielt? 
Erstens: Angesichts des schwe- 


ne 


ren Konflikts suchte Grey - 
schon bevor Serbiens Antwort 
bekannt war - eine großzügige 
Vermittlungsaktion der vier nicht 
beteiligten Großmächte (Eng- 
land, Frankreich, Deutschland 
und Italien) einzuleiten, wenn 
»die Beziehungen Rußlands zu 
Österreich-Ungarn wirklich un- 
heildrohend werden sollten«. 


Die italienische Regierung er- 
klärte sich bereit, bei dieser Ver- 
mittlung ebenfalls mitzuwirken, 
goß aber sofort Ol ins Feuer, in- 
dem sie die hetzerische Nachricht 
verbreitete, Österreich beabsich- 
tige, die Bahn nach Saloniki zu 
besetzen, eine eigentliche Sensa- 
tionsmeldung, die haltlos war. 
Da zeigt sich schon der Alliierte! 


Auch die französische Regierung 
gab ihre Zustimmung zu einer 
Viermächte-Konferenz. 


Ein amerikanisches Kriegsplakat gegen die Deutschen: »Schlagt 


die Hunnen zurück ...« 


Die deutsche Regierung stimmte 
im Prinzip dem Vermittlungsvor- 
schlag Greys ebenfalls zu, unter 
dem Vorbehalt, daß - im Falle 
Österreich-Ungarn angegriffen 
werde - Deutschland seinem Ver- 
bündeten beistehe. 


Dagegen war Deutschland mit 
der Form der Vermittlung, das 
heißt, mit der von Grey vorge- 
schlagenen Botschafterkonfe- 
renz in London nicht einverstan- 
den und lieferte damit der En- 
tente ein Argument zum Beweise 
von Deutschlands Kriegslust. 


Englands Interesse 
am Krieg 


Der Kanzler begründete seine 
Haltung damit, daß er »an dem 
Erfolg einer solchen Tagung 
zweifle« und daß er der Meinung 
sei, »eine derartige Konferenz 
würde wie ein Aeropag aussehen, 
der aus zwei Parteien - jede aus 
zwei Mächten gebildet — beste- 
hen würde, und jede dieser Grup- 
pen wäre dann mit der Aufgabe 
betraut, über die andere zu rich- 
ten. Jedoch müsse man aus der 
Unmöglichkeit, in der er sich be- 
fände, den Vorschlag zu einer 
Konferenz anzunehmen, nicht 
ableiten, daß er nicht tatkräftig 
mitwirken wolle. Sie (Grey) 
könnten versichert sein, daß er 
sowohl in Wien als in St. Peters- 
burg sein bestes tun würde, die 
dortigen Kabinette zu bestim- 
men, sich miteinander direkt in 
freundschaftlicher Weise ausein- 
ander zu setzen. Er setze große 
Hoffnung auf eine solche Ausein- 
andersetzung, welche ein befrie- 
digendes Resultat ergeben 
könne...« 


Zweitens: Die englische Diplo- 
matie setzte, während sie den 
Plan einer Viermächte-Konfe- 
renz betrieb, noch andere kleine 
Hebel in Bewegung: 


Der englische Botschafter in Pe- 
tersburg gab gegenüber Sasso- 
noff der Hoffnung Ausdruck, 
»Rußland möchte den Krieg 
nicht überstürzen und mit der 
Mobilisation warten, bis England 
im Interesse des Friedens einge- 
griffen hätte...« 


»Ich tat alles« — so berichtet er - 
»was ich konnte, um den Minister 
des Außern zur Vorsicht zu mah- 
nen und warnte ihn, daß im Fall 
einer russischen Mobilisation 
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sen, sich aber selbst nicht mit der 
eigenen Mobilisation zufrieden- 
stellen, sondern wahrscheinlich 
sogleich den Krieg erklären 
würde.« 


Der englische Diplomat meint, 
wenn Deutschland die russische 
Mobilisation erfahre, würde es 
keinen Spaß verstehen und sofort 
den Krieg erklären, wie es dann — 
nach erfolglosem Ultimatum - 
wirklich tat. 


Englands Zustimmung zur 
russischen Mobilisation 


So hat Buchanan doch Sassonoff 
gewarnt und zur Vorsicht ge- 
mahnt. Es ist aber nicht nachzu- 
weisen, daß er von Grey speziell 
dazu beauftragt war. 


»Seine Exzellenz (Sassonoff) ant- 
wortete, daß Rußland Oster- 
reich-Ungarn nicht erlauben 
könne, Serbien zu vernichten, 
um so die vorherrschende Macht 
auf dem Balkan zu werden, und 
sei Rußland daher der Hilfe 
Frankreichs sicher, so würde das 
Zarenreich den Krieg nicht 
scheuen. Er versicherte mir noch 
einmal, daß es nicht sein Wunsch 
sei, den Krieg zu überstürzen, 
daß aber - sollte es Deutschland 
nicht gelingen, Österreich-Un- 
garn zurückzuhalten - er die 
Lage als äußerst hoffnungslos an- 
sehen müsse.« 


Die englischen Ermahnungen 
versprachen daher keinen großen 
Erfolg. 


Drittens: Nach der Kriegserklä- 
rung Österreichs an Serbien 
meinte Grey, die Donaumonar- 
chie könnte, nachdem ihre Trup- 
pen serbisches Gebiet besetzt 
hätten, abwarten, bis sie von Ser- 
bien vollständig befriedigt wäre 
und dann erklären, sie werde 
nicht weiter vorrücken, bis die 
Mächte einen Versuch gemacht 
hätten, zwischen Wien und Pe- 
tersburg zu vermitteln. 

Diesen Vorschlag Greys hat die 


62 [SODE 5/1993 


deutsche Regierung nach Wien 
weitergegeben, und seine wirkli- 
che Bedeutung werden wir später 
kennenlernen. 


Das sind die drei wichtigsten 
Schritte, welche die englische Di- 
plomatie zur Erhaltung des euro- 
päischen Friedens unternommen 
hat. Hiervon ist derjenige in St. 
Petersburg auf die Initiative des 
dortigen britischen Botschafters 
und nicht auf die Instruktion 
Greys zurückzuführen. 


Dagegen hat der britische Staats- 
sekretär des Auswärtigen sich in 
Rußland rechtzeitig vernehmen 
lassen über seine Stellung zum 
serbischen Konflikt: 


»Ich denke nicht, daß das engli- 
sche Volk einen Krieg unserer- 
seits wegen des serbischen Streit- 
falles gutheißen würde oder es 
angebracht wäre, daß es ihn gut- 
hieße. Sollte aber der Krieg aus- 
brechen, dann dürften weitere 
Entwicklungen der Lage uns zur 
Teilnahme daran zwingen, und 
ich bin bemüht, ihn zu vermei- 
den. 


Die Mobilisation Rußlands und 
Österreich-Ungarns ist durch das 
plötzliche und äußerst schroffe 
Auftreten der Donaumonarchie 
fast unvermeidlich geworden und 
in Kürze zu erwarten.« 


Drei Punkte sind hier wichtig: 
Grey verurteilt das Auftreten 
Österreichs, wie Rußland es ha- 
ben wollte. 


Sodann stellt er - jetzt schon, am 
25. Juli - die eventuelle Teil- 
nahme Englands an einem aus- 
brechenden Krieg in Aussicht — 
auf welcher Seite, darüber ist ein 


Zweifel schon jetzt ausgeschlos- 
sen. Und noch wichtiger ist die 
Mitteilung zwischen den Zeilen: 
Er gibt zum voraus seine Zustim- 
mung zur russischen Mobilisa- 
tion. Das tut er am 25. Juli. 


Am 31. Juli, als die Krise schon 
unheilbar geworden war, wird er 
noch deutlicher: 


Unter dekorativem 
Beiwerk der 
wahre Sachverhalt 


»Ich sagte dem deutschen Bot- 
schafter, daß ich nicht einsähe, 
wie Rußland zu einer Unterbre- 
chung der militärischen Maßnah- 
men bewogen werden könne, 
wenn Österreich-Ungarn dem 
Vorrücken seiner Truppen in Ser- 
bien nicht Einhalt gebiete.« 


Der deutsche Botschafter in Lon- 
don, Fürst Lichnowsky, bat Grey 
schon vor dem 24. Juli, er möchte 
in Petersburg seinen mäßigenden 
Einfluß geltend machen. Grey er- 
widerte:... 


»... in Anbetracht des überaus 
schroffen Wortlautes der österrei- 
chisch-ungarischen Note, der ge- 
währten kurzen Frist und der 
Mannigfaltigkeit der an Serbien 
gestellten Forderungen fühlte ich 
mich Rußland gegenüber hilflos, 
und es wäre nicht anzunehmen, 
daß irgend eine Macht allein ih- 
ren Einfluß geltend machen 
könne.« 


Und damit in Rußland keinerlei 
Zweifel mehr über Englands Hal- 
tung bestehe, erklärte Grey am 
27. Juli dem russichen Botschaf- 
ter, Grafen Benckendorff, Eng- 
land werde nicht in jedem Falle 


Die Vision des verwundeten deutschen Soldaten, eine Bildpost- 


karte aus dem Jahr 1917. 


unbeteiligt bleiben, diese Mei- 
nung werde durch die Tatsache 
widerlegt, daß die erste britische 
Flottendivision, welche zufällig 
in Portland vereinigt sei, den Be- 
fehl erhalten habe, nicht zu den 
Manövern auszulaufen, also sich 
bereit zu halten. Sofort wiegelt er 
aber wieder ab, indem er beifügt, 
diese Maßregel dürfe nur so aus- 
gelegt werden, daß England 
keine anderen als diplomatische 
Schritte unternehmen werde. 


Diese Mitteilung war für Ruß- 
land kostbar, und man verstand 
sie an der Newa trotz ihrer Zwei- 
deutigkeit. 


Am gleichen Tage erklärte der 
britische Botschafter in Peters- 
burg dem russischen Minister des 
Auswärtigen, »daß $. Ex. Un- 
recht hätten, anzunehmen, daß 
den Friedensbestrebungen damit 
gedient wäre, wenn der deut- 
schen Regierung mitgeteilt 
würde, daß, im Falle sie Öster- 
reich-Ungarn mit den Waffen un- 
terstützte, sie es nicht nur mit 
Rußland und Frankreich, son- 
dern auch mit uns (das heißt 
Großbritannien) zu tun hätte«. 
Das heißt in weniger verworre- 
ner Sprache: Rußland ist über die 
wahren Absichten Englands jetzt 
orientiert, es darf aber der deut- 
schen Regierung darüber nichts 
mitteilen, es würde dort als Dro- 
hung aufgefaßt. Und weiter gibt 
Buchanan Sassonoff den Rat, 
den Mobilisationsbefehl so lange 
als möglich hinauszuschieben - 
ebenfalls im Interesse des Frie- 
dens. 


Auch diese Sprache verstanden 
die Russen und leugneten ihre 
am 25. Juli beschlossene Teilmo- 
bilisation den Deutschen gegen- 
über zweimal unter Ehrenwort 
am 27. und am 29. Juli. Unmittel- 
bar nach der zweiten Ableugnung 
gaben sie dieselbe öffentlich be- 
kannt. 


Die Nachricht erschien in der 
Schweiz in den Freitag-Morgen- 
blättern (31. Juli) und wirkte wie 
ein Wetterstrahl. 


Alle diese englischen »Friedens- 
bemühungen« sind natürlich in 
eine Fülle diplomatischer Stilblü- 
ten gehüllt, die immer wieder 
und bis zuletzt die Friedenshoff- 
nungen und -wünsche betonen, 
so daß es nicht immer leicht ist, 
unter dem dekorativen Beiwerk 
den wahren Sachverhalt zu ent- 
decken. DO 
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Vertrauliches 


Die Kritik an 
den Vereinten 
Nationen 
wird lauter 


Da sich die »friedensmachen- 
den« Bemühungen der Vereinten 
Nationen in einem Land nach 
dem anderen als völlige Fehl- 
schläge erwiesen haben, spiegeln 
Presseberichte aus Ländern des 
Entwicklungssektors verstärkte 
Diskussionen darüber wider, ob 
diese Einrichtung überhaupt 
noch einen Wert hat. »Was haben 
wir davon, unsere Probleme den 
Vereinten Nationen vorzulegen«, 
fragte der in Malaysia zu Besuch 
weilende sudanesische Außenmi- 
nister Ali Ahmad Sahlul. 


Malaysia und der Sudan haben 
viele Ansichten gemeinsam, 
»auch über die Rolle der Verein- 
ten Nationen in der sogenannten 
neuen Weltordnung«, wurde er 
von dem malaysianischen Nach- 
richtendienst Bernama_ zitiert. 
»Die Vereinten Nationen schei- 
nen handlungsunfähig zu sein. 
Wir müssen uns fragen, wie die 
Bewegung der Blockfreien eine 
größere Rolle übernehmen 
könnte ... die NAM (Non-Ali- 
gned Movement) könnte die 
Großmächte darauf hinweisen, 
daß sie nicht untätig herumste- 
hen und ihnen die Auslegung der 
Resolutionen überlassen wird.« 


In Kambodscha sagte ein Spre- 
cher für die Hun Sen-Regierung 
über deren militärischen Offen- 
sive gegen die Freischärler der 
Roten Khmer: »Wir kämpfen, 
weil die UNO die Roten Khmer 
nicht unter Kontrolle bringen 
und man sich nur darauf verlas- 
sen kann, daß sie davonlaufen.« 


Der libysche Führer Muhammar 
Gaddafi meinte vor Studenten, 
die in Tripolis gegen die UNO de- 
monstrierten, der Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen sei 
einfach ein »kolonialistisches 
Werkzeug in Händen der Groß- 
mächte«, und schlug sarkastisch 
vor, daß »die Araber der Tier- 
schutzgesellschaft beitreten soll- 
ten, weil die Vereinten Nationen 
sie sonst nicht respektieren«. 
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Was ist die Alternative zu den 
Vereinten Nationen? überschrieb 
Dr. Kassim Ahmad, ein malaysia- 
nischer Autor, seinen »bescheide- 
nen Vorschlag« in einem Brief an 
die »New Straits Times«. »Wir 
sollten mit einigen freien und tap- 
feren Geistern, fünf, zehn, 20 
Länder zuerst, beginnen, uns 
vom Wirtschaftsliberalismus und 
dem freien Markt völlig zu lösen, 
unser eigenes Landeswährungs- 
system und unsere eigene Wirt- 
schaftsstruktur aufbauen, einen 
eigenen Fundus schaffen, so daß 
wir uns gegenseitig helfen kön- 
nen, ein kollektives Rahmen- 
werk zu errichten ... uns mit mög- 
lichst vielen freundschaftlichen 
Ländern zusammenzuschließen 
und dabei expandieren. Verges- 
sen wir die Vereinten Nationen!« 


Diphterie- 
Epidemie 
in Rußland 


Diphterie, die erstmals 1992 in 
Moskau, Sankt Petersburg und 
anderen Großstädten auftrat, hat 
jetzt in Rußland epidemische 
Ausmaße erreicht, berichtete die 
»New York Times« und bezog 
sich dabei auf einen Bericht der 
World Health Organization 
(WHO). 


Die Infektions- und Sterblich- 
keitsquoten sollen sehr hoch 
sein. Aus dem Bericht von No- 
vember 1992 geht hervor, daß 
3278 Fälle aufgetreten seien, und 
daß die Zahl der Fälle auf 500 
und mehr pro Monat angestiegen 
sei. Die Epidemie breitet sich 
auch in ganz Ukraine aus. Dr. 
George Oblapenko, amtierender 
regionaler Berater für übertrag- 
bare Krankheiten am Sitz der 
Weltgesundheitsorgnaisation in 
Dänemark, sagte: »Es ist eine 
Epidemie ... Es wird eine gewisse 
Zeit in Anspruch nehmen, sie 
jetzt, in einem riesigen Land wie 
Rußland, in den Griff zu bekom- 
men.« 


Russische Gesundheitsbeamte 
führen die Verbreitung der 
Krankheit auf mangelnde Immu- 
nisierung und Auffrischimpfun- 
gen bei Erwachsenen zurück und 
berichten, daß viele Arbeiter in 
Dienstleistungsbetrieben, die 
mit der Öffentlichkeit in Berüh- 
rung kommen, die Krankheit ah- 
nungslos verbreiten. Wie Mos- 


kaus Chef-Epidemiologe Igor A. 
Andrejew feststellt, sind »die 
Menschen auch in Bewegung ... 
aus Gebieten wo die Konflikte 
sind. Es gibt Gammler, die in U- 
Bahn-Tunneln leben. Es gehört 
zu den gesellschaftlichen Proble- 
men, die durch den Zusammen- 
bruch des Landes, durch man- 
gelnde soziale und politische Sta- 
bilität herbeigeführt worden 
sind.« 


Indem sie die Dritte-Welt-Zu- 
stände hervorhob, die immer 
noch im Gesundheitsfürsorgewe- 
sen vorherrschen, sagte Elena 
Kotowa, stellvertretende Verwal- 
tungschefin im staatlichen Aus- 
schuß zur Bekämpfung von Epi- 
demien: »Es gibt Kinder, deren 
Mütter sich weigern, sie impfen 
zu lassen. Aber es gibt auch Kin- 
der, die schwach geboren wer- 
den. .... Es gibt viele medizinische 
Gründe dafür, nicht zu immuni- 
sieren, im Inland mehr als im 
Ausland.« DO 


Dritter Welt- 
krieg könnte in 
Tadschikistan 
ausbrechen 


»Der Dritte Weltkrieg könnte 
von Tadschikistan aus beginnen«, 
lautete die Schlagzeile in »Argu- 
menty i Fakty«, einer russischen 
Wochenzeitung mit einer Auflage 
von über 12 Millionen. 


Der Verfasser D. Makarow 
schrieb: »So blutig die anderen 
bewaffneten Konflikte innerhalb 
der ehemaligen UdSSR, ob im 
Transkaukasus, der Moldau oder 
im nördlichen Kaukasus auch 
sein mögen, der Krieg in Tadschi- 
kistan ist der unvorausschaubar- 
ste und gefährlichste Konflikt ... 
Von hier aus könnte der Dritte 
Weltkrieg beginnen. Wenn ein 
solcher Krieg beginnt, werden 
zukünftige Historiker ihn vom 
Dezember 1979 datieren, als vier 
alte Marasmatiker aus dem Polit- 
büro die Entscheidung trafen, so- 
wjetische Truppen nach Afghani- 
stan zu entsenden. Der Krieg 
dort verwandelte sich von einer 
nationalen Befreiung in einen 
Bürgerkrieg, aber er droht be- 
reits auch Zentralasien zu über- 
wältigen.« 


Makarwo sagte voraus, daß die 
Kräfte des Generals Dostum in 


Afghanistan, wenn sie aus Kabul 
vertrieben werden, sich im nörd- 
lichen Afghanistan neu formie- 
ren und versuchen werden, sich 
mit Tadschiken und Usbeken jen- 
seits der Grenze in Tadschikistan 
zu verbinden, »wo auch ein Bür- 
gerkrieg tobt ... Unter gewissen 
Umständen könnten sich in die- 
ser Region politische Verbindun- 
gen ergeben, von denen profes- 
sionelle Politwissenschaftler 
nicht einmal träumen, die den 
Frieden in diesem Teil der Welt, 
und vielleicht sogar weltweit, ex- 
plosionsartig zerreißen könnten. 
Es sollte schließlich nicht verges- 
sen werden, daß der Iran, Paki- 
stan und Irak sich emsig um Zu- 
gang zu Atomwaffen bemühen, 
während China und Kasakstan 
sie bereits haben.« 


Der Verfasser rief zur Verstär- 
kung der russischen Armee in der 
Region auf, um als »friedenser- 
haltende Streitmacht« zu han- 
deln und alle Seiten in Tadschiki- 
stan zu entwaffnen. m 


Aussichten 
auf Frieden in 


Kambodscha 
sind düster 


»Man kann jetzt schon sagen, 
daß die Friedensvereinbarung in 
Kambodscha tot ist. Ich sehe kei- 
nen anderen Weg als Krieg«, 
stellte Raoul Jennar, ein Berater 
der Europäischen Gemeinschaft 
für Kambodscha, laut Agence 
France Press fest. Der Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen, 
Butros-Ghali, hatte seine ge- 
plante Reise nach Kambodscha 
bereits abgesagt. 


»Es scheint schwierig zu sein, von 
den Großmächten ein Einge- 
ständnis des Fehlschlags ihrer Re- 
gelung zu bekommen ... Es war 
das Zauberwort »umfassend«. 
Der umfassende Charakter der 
Friedensregelung hat versagt«, 
meinte Jennar. 


Die »umfassende« Vereinbarung 
besagte im Einzelnen, daß die 
Roten Khmer, die während ihrer 
kurzen Herrschaft (1975-79) 
etwa drei Millionen Menschen 
umbrachten, an den Friedensver- 
handlungen beteiligt werden soll- 
ten. »Ich glaube, wir werden esin 
den kommenden zehn bis 15 Jah- 
ren mit Aufständischen zu tun ha- 


ben«, sagte er. Er schätze, daß 
die Stärke der Roten Khmer sich 
auf acht bis 10000 Mann beläuft, 
und daß in den von ihnen be- 
herrschten Gebieten 200 bis 
400000 Menschen leben. »Las- 
sen wir die Roten Khmer zu Ge- 
setzlosen oder Rebellen werden 
und den Aufbau ... der Demokra- 
tie und den Wiederaufbau des 
Landes betreiben«, schlug er vor. 


Kambodschanische Regierungs- 
truppen scheinen sich jetzt aus 
den Gebieten zurückzuziehen, 
wo sie Angriffe auf Streitkräfte 
der Roten Khmer geführt hatten, 
obwohl es nicht den Anschein 
hat, daß sie zurückgedrängt wor- 
den sind. Die Vereinten Nationen 
kritisierten den Angriff der kam- 
bodschanischen Regierung, weil 
er über die nach den Vereinbar- 
ungen von 1991 erlaubte »Selbst- 
verteidigung« hinausgehe. Wie 
im ehemaligen Jugoslawien kriti- 
sierten die Vereinten Nationen 
»beide Seiten« bei den Zusam- 
menstößen zwischen Phnom 
Penh und den Roten Khmer. D] 


Die UN haben 
in Kambodscha 
versagt 


Die Vereinten Nationen sollten 
eingestehen, daß sie in Kambod- 
scha versagt haben, schrieb die 
Bangkoker Tageszeitung »The 
Nation« in einem Leitartikel. Un- 
ter der Überschrift: »Time for the 
U.N. to Concede Its Khmer 
Rouge Peace Plan Has Failed« 
(»Es ist Zeit für die UNO, einzu- 
gestehen, daß ihr Roter-Khmer- 
Friedensplan gescheitert ist«) 
kommt der Leitartikel zu dem 
Schluß, daß »die Teilung Kam- 
bodschas nun unvermeidlich zu 
sein scheint«. »Man schaue sich 
einmal an, was jetzt kraft des Ent- 
gegenkommens gegenüber den 
Roten Khmer geschehen ist«, 
schrieb die Zeitung. »Erstens, 
haben die Vereinten Nationen 
der Existenz der Guerilla- 
Gruppe dadurch eine gewisse Le- 
galität verliehen, daß sie deren 
Truppen nicht zwangsweise ent- 
waffnet und ihr gestattet haben, 
sich an den Wahlen zu beteiligen. 


Dies ist an sich schon ein klarer 
Verstoß gegen die Pariser Frie- 
densvereinbarung. Zweitens, Re- 
gierungstruppen von Phnom 
Penh sind auf Grund der Tatsa- 
che, daß ein Drittel von ihnen 


entwaffnet und in von den Verein- 
ten Nationen beherrschte Quar- 
tiere verlegt wurden, für die Ro- 
ten Khmer bei deren Bestrebun- 
gen, in Kambodscha soviel Terri- 
torium wie möglich an sich zu rei- 
ßen, praktisch zu Tontauben ge- 
worden.« 


Der Leitartikel kommt zu dem 
Schluß, daß die Zeit für Kambod- 
scha ausläuft und die Zeit gekom- 
men ist, daß die Vereinten Natio- 
nen »ihren Stolz hinunterschluk- 
ken und akzeptieren, daß die im 
Oktober 1991 abgeschlossenen 
Friedensvereinbarungen nicht 
funktionieren«. = 


Peruaner 
stimmen gegen 
den Leuch- 
tenden Pfad 


Die Peruaner beteiligten sich mit 
einer Rekordanzahl von Wählern 
an Gemeindewahlen überall im 
Lande, trotz bewaffneter Streiks 
und Drohungen des terroristi- 
schen Leuchtenden Pfads, jeden 
zu töten, der es wagt, zur Wahl- 
urne zu gehen. Bus- und Taxifah- 
rer waren bedroht worden, aber 
die Bürger drängten sich in Lkw 
oder sonstige Transportmittel, 
um die Wahllokale zu erreichen. 


Es gab einige Zwischenfälle des 
Terrorismus und Bombenan- 
schläge, aber ein umfangreicher 
Militäreinsatz sorgte dafür, daß 
es verhältnismäßig ruhig blieb. 


Präsident Alberto Fujimori sagte 
vor der Presse: »Die Welt kann 
hier sehen, daß in Peru ein echtes 
Wahl- und demokratisches Klima 
herrscht, wie die massive Wahlbe- 
teiligung beweist.« Er hob her- 
vor, daß es nur 11 Wahlbezirke 
gab, wo keine Wahlen stattfan- 
den, dies habe aber »nichts mit 
Terrorismus zu tun«. 


Im großen und ganzen wiesen die 
Bürger die traditionellen Par- 
teien zurück und wählten unab- 
hängige Kandidaten. Fujimoris 
eigene Partei schnitt nicht so gut 
ab. Von 30 wichtigen Bürgermei- 
sterposten errangen die Unab- 
hängigen 15, und die übrigen ver- 
teilten sich auf die verschiedenen 
Parteien. Die APRA des ehema- 
ligen Präsidenten Alan Garcia 
wurde zerschlagen und gewann 
nur in zwei bedeutenden Städ- 


ten, eine davon Trujillo, ihre tra- 
ditionelle Hochburg. Sie verlor 
die Macht in praktisch allen Ge- 
meinden im Norden, der bislang 
APRA-freundlich war. Oo 


Chinesische 
demokratische 
Gruppen 
schließen sich 
im Exil 
zusammen 


Die beiden größten chinesischen 
demokratischen Gruppen im 
Exil haben sich auf einer Konfe- 
renz in'Washington zusammenge- 
schlossen. Die Chinese Alliance 
of Democracy (CAD) und die Fe- 
deration for Democratic China 
(FDC) beschlossen, sich zu ver- 
einigen, um ihren Kampf für die 
Menschenrechte in China fortzu- 
setzen. 


Die CAD war die erste Exil- 
gruppe, die sich gebildet hatte, 
nachdem die Bewegung Demo- 
cracy Wall 1979 von der Regie- 
rung zu Fall gebracht wurde, wäh- 
rend die FDC in erster Linie von 
Studenten, Gewerkschaftsfüh- 
rern und Akademikern aus dem 
Protest am Platz des Himmli- 
schen Friedens im Frühjahr 1989 
heraus organisiert wurde. 


Teilnehmer an der Konferenz 
meinten, sie seien voller Hoff- 
nung, daß die neugewählte Füh- 
rung sich für radikale Verände- 
rungen im chinesischen politi- 
schen System einsetze, trotz der 
Tatsache, daß die kommunisti- 
sche Regierung Agenten einge- 
schleust habe, um die Konferenz 
zu stören. Die Gruppierung, die 
eine Niederlage erlitt, trat für 
»friedliche Evolution« und all- 
mähliche Veränderungen ein, die 
die kommunistische Herrschaft 
unversehrt läßt. U 


Große Umstruk- 
turierung in 
Chinas Streit- 
kräften 


Die Führung der chinesischen 
Volksbefreiungsarmee ist der 
größten Umorganisierung seit ih- 


rer Gründung unterzogen Wor- 
den, wobei über 300 der höchsten 
Offiziere in den Ruhestand ge- 
schickt, befördert oder in andere 
Militärdistrikte versetzt wurden, 
berichtete die Schweizer Tages- 
zeitung »Neue Zürcher Zei- 
tung«. 


Die Umstrukturierung bezieht 
sich auf den Generalstab, dessen 
politische und logistischen Abtei- 
lungen, die mächtige Kommis- 
sion für Wissenschaft, Technolo- 
gie und Industrie, die Komman- 
deure der Kriegsmarine, Luft- 
waffe und Artillerie, die Führer 
der sieben Militärdistrikte, sowie 
auch die Universität der Nationa- 
len Verteidigung und auf die Aka- 
demie der Militärwissenschaft. U 


Malaysia und 
Indien unter- 
zeichnen 
Kooperations- 
vertrag 


Malaysia und Indien haben in 
Kuala Lumpur einen Verteidi- 
gungspakt geschlossen. »Die Ver- 
einbarung erlaubt logistische Un- 
terstützung für Flugzeuge, die 
beide Länder gemeinsam ha- 
ben«, sagte der malaysianische 
Verteidigungsminister Najib Ra- 
zek nach Unterzeichnung des 
Pakts mit seinem indischen Pen- 
dant, Sharad Pawar. 


Malaysia erwägt, 30 Jäger vom 
Typ MiG-29 von den Russen zu 
kaufen, die zu je 24 Millionen 
Dollar angeboten werden, und 
schaut auf Indien, um Teile und 
Wartungsleistungen für die Jäger 
zu bekommen. Die Vereinigten 
Staaten haben Malaysia Jäger 
vom Typ F-16 und F/A-18 Hornet 
angeboten, aber malaysianische 
Regierungsbeamte sagen, deren 
Kosten belaufen sich auf fast das 
Doppelte der Kosten für die 
MiG-29. 


In einer Ansprache vor der Un- 
terzeichnung der Vereinbarung 
nannte Najib die Denkschrift ei- 
nen Meilenstein in den Beziehun- 
gen zwischen den beiden Län- 
dern. »Durch diese Vereinbarung 
hoffe ich, daß Indien Malaysia 
auf solchen Gebieten wie militä- 
rische Ausbildung, logistische 
Unterstützung und Rüstungsin- 
dustrie helfen wird«, sagteer. U 
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Betr.: Bundeswehr 
»Eine erschütternde 
Debatte«, Nr. 1/93. 


Es sei mir gestattet, der deutschen Ju- 
gend, besonders denen, die derzeit ihren 
Wehrdienst in der Bundeswehr ableisten 
und die man mit sanfter Gewalt zum 
Dienst mit der Waffe im ehemaligen Ju- 
goslawien und anderswo einsetzen will, 
zu sagen, daß sie das trotz vieler Erläute- 
rungen und Erklärungen gewisser Politi- 
ker überhaupt nicht darf. Unumstößli- 
che Tatsache ist, daß seitens der größten 
Organisation der Welt, der UNO, die 
Feindstaatenklauseln Artikel 53 und 107 
der Charta der Vereinten Nationen bis 
heute fortbestehen. Das bedeutet nichts 
anderes, als daß die Deutschen bis heute 
noch Feinde sind. Man will also Feinde 
oder deren Nachkommen zum Kampf ge- 
gen andere Völker einsetzen; eventuell 
im ehemaligen Jugoslawien oder an- 
derswo. Kriegsherde gibt es ausreichend 
in der Welt. 


Doch damit nicht genug, fast 48 Jahre 
nach Kriegsende ist bis heute mit 
Deutschland kein Friedensvertrag abge- 
schlossen worden, der auch durch ir- 
gendwelche Erklärungen der Sieger- 
mächte nicht zu ersetzen ist. Es gelten 
daher die Kapitulationsbedingungen von 
1945 weiter. Hiernach können deutsche 
Soldaten, auch wenn sie Uniform tragen, 
als Partisanen behandelt und demnach 
sofort standrechtlich erschossen werden. 
Zweiflern meiner Worte empfehle ich, 
beim Auswärtigen Amt oder anderen 
rechtswissenschaftlichen Instituten nach- 
zufragen. 

Anstatt den Krieg oder besser das Mor- 
den weiter auszuweiten durch den Ein- 
satz deutscher Soldaten, wäre es besser, 
die Verantwortlichen, die diesem Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit nicht Ein- 
halt gebieten, vor ein Gericht zu stellen 
wegen Verbrechen gegen den Frieden. 
Übrigens ist der Balkan ja ein Teil Euro- 
pas und damit ein Spiegelbild für das 
»Vereinte Europa« der Zukunft. Was 
sich dort tut, kann sich jederzeit auch in 
anderen Teilen Europas abspielen, zum 
Beispiel in der ehemaligen UdSSR. 


Walter Müller, Hitzacker 
* 


Die Würde des Menschen ist unantastbar 
— auch für Deutsche. Daher ist es unter 
unserer Würde, Soldaten für Aktionen 
außerhalb des deutschen Raumes zu stel- 
len, solange für uns Deutsche die herab- 
würdigende Feindstaatenklausel gilt und 
wir ein besetztes Land sind. Die Russen 
haben zwar schon einen Truppen-Ab- 
zugsplan vorgelegt, aber die Westmächte 
noch immer nicht. Selbstverständlich 
kann eine Regierung eines besetzten 
Landes nicht frei entscheiden. Daher wä- 
ren Volksentscheide wenigstens über 
Menscheneinsätze zum Beispiel nach 
Schweizer Muster sehr notwendig und 
demokratisch, obwohl die Meinungsma- 
cher, besonders die international ähnli- 
chen und nicht demokratisch gewählten 
Funkmedien, versuchen, uns einzure- 
den, wir seien frei und jeder hätte das 
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gleiche Recht, seine Meinung frei und 
ungezwungen zu verbreiten. 
Selbstverständlich sollten auch Deutsche 
mithelfen, das Recht auf Freiheit und 
Selbstbetimmung aller Völker, wie der 
Basken, der Iran, der Kurden und so wei- 
ter und aller Volksteile, wie der Südtiro- 
ler, der Deutschen in Schlesien, der Kor- 
sen und vieler anderer durchzusetzen. 
Um solche auswärtigen Hilfen leisten zu 
können, muß jedoch zunächst die innere 
Sicherheit gewährleistet werden. Das 
heißt, es darf in Deutschland nicht zu In- 
teressen-Konflikten zum Beispiel zwi- 
schen Deutschen und Ausländern kom- 
men. Denn bei Fortsetzung der derzeiti- 
gen Politik ist vorhersehbar, daß allein 
infolge der unterschiedlichen Geburten- 
raten der Anteil der Deutschen immer 
kleiner und der Anteil der Ausländer im- 
mer größer wird, ohne daß ein einziger 
Fremder zu uns hineinkommt. 


Wir werden also bei Fortsetzung der bis- 
herigen Bevölkerungs- und Ausländer- 
politik zur Minderheit und machtlos in 
unserem eigenen Land-auch wenn viele 
diese Entwicklung nicht wahrhaben wol- 
len. Bevor wir also Blauhelme - manche 
sagen auch, vielleicht übertrieben, aber 
nicht falsch, Kanonenfutter für den Welt- 
polizisten USA - zur Verfügung stellen, 
müssen wir unter anderem die neue 
Kriegsführung, die sanfte Unterwande- 
rung durch andere Völker, zur Kenntnis 
nehmen und ändern und zum Beispiel 
den Bundesgrenzschutz zum Schutz der 
Grenzen und nicht (pervers) zum Schutz 
der Eindringlinge einsetzen. 


Selbstverständlich sind geworfene Steine 
und Gewalt keine Argumente, aber wir 
müssen lernen, Ursachen und Wirkun- 
gen zu unterscheiden. Beschwichtigungs- 
aufrufe unserer derzeitigen Politiker sind 
letztlich wirkungslos, weil sie die Tatsa- 
chen nicht ändern. Zunächst muß sich 
also jeder Einzelne von uns - besonders 
vor Wahlen - für die Freiheit, für den in- 
neren Frieden und das Weiterbestehen 
unseres eigenen Volkes einsetzen und 
nachrangig die Frage der Bereitstellung 
deutscher Blauhelme beantworten. 


Kurt Riedel, Berlin 
* 


In einem Briefwechsel mit der CSU Lan- 
desgruppe in Bonn des Bundestages 
über die $ 53 und 107 der UN Feindstaa- 
tenklauseln schält sich für mich folgen- 
des heraus. 


»Der amerikanische Außenminister W. 
Rogers hat anläßlich der Unterzeich- 
nung des NV-Vertrages am 28. Novem- 
ber 1969 eine Erklärung im Namen der 
USA, Großbritannienss und Frankreichs 
abgegeben. 


Unter anderem steht dort: In dieser Hin- 
sicht ist klar, daß die Artikel 53 und 107 
der Charta der Vereinten Nationen kein 
Recht gewähren, einseitig mit Gewalt in 
der Bundesrepublik Deutschland zu in- 
tervenieren. Die drei Mächte Vereinigte 
Staaten, Großbritannien und Frank- 
reich, haben ihrerseits förmlich erklärt, 
daß sie sich in ihren Beziehungen mit der 


Bundesrepublik von den Grundsätzen 
des Artikels 2 der Charta der Vereinten 
Nationen leiten lassen werden. Alle übri- 
gen Mitglieder des Nordatlantikpaktes 
haben sich dieser Erklärung angeschlos- 
sen. Darüber hinaus steht die Bundesre- 
publik als vollwertiger und gleichberech- 
tigter Partner des Nordatlantikpakts 
selbstverständlich unter dem Schutz die- 
ses Vertrags, auf Grund dessen ein be- 
waffneter Angriff auf ein Mitglied von 
den Verbündeten unmittelbar mit Maß- 
nahmen der Selbstverteidigung gemäß 
dem Nordatlantikpakt erwidert werden. 
Aus: Heberlein, Archiv des Völkerrechts 
(1991) 1./2. Heft, Seite 85 ff. 


Am 13. Februar 1990 vereinbarten die 
Staaten der 2+4-Gespräche in Ottawa 
die äußeren Aspekte der Herstellung der 
deutschen Einheit, einschließlich der 
Fragen der Nachbarstaaten. 

Unter anderem hat auch Artikel 107 jede 
Substanz in Bezug auf Deutschland ver- 
loren. Deshalb sind mit der Beendigung 
der Vier-Mächte-Rechte auch die Artikel 
53 und 107 der Charta der Vereinten Na- 
tionen vollends obsolet und haben nur 
noch historische Bedeutung. Ende Zi- 
tate. 


Die Natopartner haben sich dieser Rege- 
lung, der Ungültigkeit der Artikel 53 und 
107 der UN, die sogenannten Feindstaa- 
tenklauseln, angeschlossen. Die anderen 
Staaten der UNO, außer den Staaten die 
nach 1946 der UNO beigetreten sind, ha- 
ben bislang noch nicht auf die Feindstaa- 
tenklauseln der UNO $8 53 und 107 ge- 
genüber Deutschland verzichtet. 

Diesen gegenüber sind wir weiterhin ein 
Feindstaat. 


Somit können deutsche Soldaten in der 
UN-Auseinandersetzung mit Jugosla- 
wien nicht eingesetzt werden, da ihr 
Rechtsstatus nicht hinreichend geklärt 
ist. In dem Zusammenhang war es 
falsch, daß wir Slowenien, Koratien und 
Bosnien-Herzegowina anerkannt haben. 
Wurde nicht erst dadurch der Konflikt 
dort unten erst richtig ausgeweitet? 


Die Zusammenhänge sind den meisten 
Politikern bekannt, nur sie tun so als 
wäre alles in Ordnung. 

Man sollte jeden Bundeswehrsoldaten 
aufklären, jeden Einsatz außerhalb der 
Nato zu verweigern, da sein völkerrecht- 
licher Status nicht abgesichert ist. Was 
haben eigentlich unsere Politiker seit der 
Unterzeichnung des NV-Vertrages, dem 
UN Beitritt und den 2+4-Verhandlun- 
gen für unser Volk in Bezug auf die $$ 53 
und 107 getan, im Hinblick auf die Si- 
cherheit für den einzelnen Bundeswehr- 
soldaten getan? Man muß feststellen: gar 
nichts. 


Karl-Joachim Bayer, St. Georgen 


Betr.: Deutschland »Die 
Ruhe 1993 vor dem Sturm 
1944, Nr. 3/93. 

Gegen die Einführung des Mehrheits- 


wahlrechts wäre an sich nichts einzuwen- 
den. Dadurch würden endlich viele Be- 


rufsdemokraten aus den Parlamenten 
verschwinden, die seit Jahrzehnten dank 
d’Hondt und der Landesliste darin sit- 
zen, wie all die Hirsche und Baums, ob- 
wohl kein Mensch sie je gewählt hat. Wir 
haben nämlich keine Demokratie im 
Wortsinne einer Volksherrschaft, son- 
dern wir haben eine parlamentarische 
Demokratie, in der das Volks sich aus- 
schließlich durch Repräsentanten vertre- 
ten läßt. Wir haben nicht einmal eine Re- 
publik, weil Legislative und Exekutive 
über die jeweils stärkste Partei der Koali- 
tion miteinander verknüpft sind, und an 
eine wirklich unabhängige richterliche 
Gewalt muß man eben glauben. In Wirk- 
lichkeit wird Deutschland beherrscht 
von schätzungsweise 150000 Funktionä- 
ren der Mittelparteien, die sich euphemi- 
stisch staatstragende Parteien nennen, 
und zwar vom Bundespräsidenten bis 
herab zum Schulrektor. Ob sich dies frei- 
lich durch Einführung des Mehrheits- 
wahlrechts grundlegend ändert, muß 
man wohl bezweifeln. 


Abgesehen von marginalen Unterschie- 
den haben die großen Parteien bisher na- 
hezu dieselbe Politik betrieben. Im 
Grunde ist es also gleichgültig, wen oder 
was man wählt, es kommt immer auf das- 
selbe heraus. Auf dieser Erkenntnis, von 
der das amerikanische Volk längst durch- 
drungen ist, beruht die grassierende Poli- 
tikverdrossenheit immer größerer Bevöl- 
kerungsteile. In großen Koalitionen, wie 
zur Zeit in Baden-Württemberg, haben 
CDU und SPD endgültig die Maske fal- 
len lassen und zeigen ungeniert, was sie 
sind: Ein Machtkartell. Anstatt der viel- 
gepriesenen Demokratie haben wir also 
eine Diktatur der Mittelparteien, ge- 
nauer gesagt, ihrer Funktionäre. Unsere 
Staatsform ist demnach eine lupenreine 
Oligarchie. 


Was unterscheidet uns in dieser Hinsicht 
eigentlich noch von der vielgeschmähten 
Volksdemokratie, dem Prototyp des 
Bonzenstaates? 


In schlechten Zeiten sind Demokratien 
oft hilflos, wenn sie nicht von einer star- 
ken Hand geführt werden. Daran ändert 
auch das Machtkartell der Mittelpar- 
teien nichts, wie man jetzt wieder an dem 
kläglichen Ergebnis des Solidarpaktes 
sehen kann. Wie hieß es früher einmal so 
schön vor einer Bundestagswahl? »Allen 
wohl und keinem weh - SPD. Keinem 
weh und allen wohl - Helmut Kohl.« 


Dr. Helmut Fasbender, Bergisch Glad- 
bach 
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Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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